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Der Vorsitzende: Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen, sehr geehrte Damen und Herren, ich darf Sie
herzlich begrüßen zur 57. Sitzung des Ausschus-
ses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Das
ist die öffentliche Anhörung zum Thema „Verbes-
serung der Situation Alleinerziehender“.

Ich begrüße hierzu zunächst die Mitglieder des
Ausschusses sowie die Mitglieder der mitberaten-
den Ausschüsse. Für die Bundesregierung heiße
ich Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren
Marks herzlich willkommen. Weiterhin begrüße
ich sehr herzlich die Besucherinnen und Besucher
und insbesondere die Sachverständigen für unsere
heutige Anhörung: Frau Dr. Romy Ahner vom
Deutschen Verein für öffentliche und private Für-
sorge e. V., Berlin; Herrn Matthias Dantlgraber, Fa-
milienbund der Katholiken, Bundesgeschäftsstelle
Berlin; Frau Marion von zur Gathen vom Paritäti-
schen Gesamtverband, Berlin; Frau Miriam Hohei-
sel, Verband alleinerziehender Mütter und Väter,
Bundesverband e. V., Berlin; Frau Professorin
Dr. Monika Jachmann-Michel vom Bundesfinanz-
hof, München, sowie Frau Professorin Dr. Maria
Wersig vom Deutschen Juristinnenbund e. V., Ber-
lin. Entschuldigt ist Frau Professorin Dr. Anne
Lenze von der Hochschule Darmstadt, die wegen
eines Zugausfalls in Hannover leider nicht teil-
nehmen kann. Die ebenfalls eingeladene Bundes-
vereinigung der kommunalen Spitzenverbände
konnte aus Termingründen leider keinen Vertreter
bzw. keine Vertreterin benennen, so dass wir die
Anhörung mit sechs Sachverständigen durchfüh-
ren.

Ich weise Sie darauf hin, dass eine Tonaufzeich-
nung der Anhörung erfolgt. Es wird ein Wortpro-
tokoll erstellt, welches im Internet abrufbar sein
wird. Außerdem sind Bild- und Tonaufzeichnun-
gen anderer Personen während der Sitzung nicht
gestattet. Anderes gilt nur für akkreditierte Vertre-
terinnen und Vertreter der Medien. Ebenso bitte
ich, während der Anhörung auf die Benutzung
von Mobiltelefonen zu verzichten. Weiterhin
weise ich darauf hin, dass die Stellungnahmen
der Sachverständigen vor dem Sitzungssaal aus-
liegen und auch ins Internet eingestellt wurden.

Der Ablauf der öffentlichen Anhörung ist wie folgt
vorgesehen: Wir beginnen mit den Eingangsstate-

ments der Sachverständigen von jeweils fünf Mi-
nuten. Darauf folgen eine Fragerunde von 60 Mi-
nuten und schließlich eine freie Fragerunde von
zehn Minuten. Bei der Fragerunde von 60 Minu-
ten wird das Fragerecht der Fraktionen nach de-
ren Stärkeverhältnis aufgeteilt.

Wir beginnen nun mit der öffentlichen Anhörung
zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Lebens-
situation von Alleinerziehenden deutlich verbes-
sern“ auf Bundestagsdrucksache 18/6651 sowie zu
dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN „Alleinerziehende stärken – Teilhabe von
Kindern sichern“ auf Bundestagsdrucksache
18/4307.

Zunächst bitte ich die Sachverständigen um ein
kurzes Eingangsstatement von jeweils fünf Minu-
ten. Ich werde Ihnen ein Zeichen geben, wenn
sich Ihre Redezeit dem Ende zuneigt und Ihr Ein-
gangsstatement beendet werden sollte. Ich wäre
dankbar, wenn Sie dann auch zum Ende kommen
würden. Der Ablauf der Redezeit wird zudem
durch ein akustisches Zeichen signalisiert und am
Monitor angezeigt.

Ich bitte zunächst Frau Dr. Ahner um ihr Ein-
gangsstatement und erteile dann den weiteren
Sachverständigen in alphabetischer Reihenfolge
das Wort. Bitte schön, Frau Dr. Ahner, Sie haben
das Wort.

Frau Dr. Romy Ahner (Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e. V.): Dem Deut-
schen Verein ist die Unterstützung von Alleiner-
ziehenden und auch die Verbesserung der Unter-
stützung von Alleinerziehenden und ihren Kin-
dern ein sehr wichtiges Anliegen. Dabei ist nach
unserer Auffassung letztendlich ein Gesamtange-
bot an infrastrukturellen, zeitpolitischen und auch
monetären Rahmenbedingungen notwendig, was
in den Anträgen, die der Anhörung zugrunde lie-
gen, durch ihre Themenbreite und -vielfalt deut-
lich zum Ausdruck gebracht wird. Wir haben uns
als Deutscher Verein mit vielen der in den Anträ-
gen genannten Aspekte beschäftigt. Die schriftli-
che Stellungnahme zeigt einen kleinen Ausschnitt
davon, beispielsweise zum wichtigen Thema der
besseren Erwerbsintegration von Alleinerziehen-
den. Hier sehen wir als wichtigen Aspekt die Be-
rücksichtigung der konkreten Lebenssituation des
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alleinerziehenden Elternteils – in den meisten
Fällen der Mutter. Wir halten eine darauf ausge-
richtete bedarfsgerechte ganzheitliche Beratung
für sehr wichtig. Aus diesem Ansatz folgen wei-
tere notwendige Aspekte für die Verbesserung der
Erwerbsintegration, wie etwa die Schaffung von
Möglichkeiten der Teilzeitausbildung, der Qualifi-
zierung und Weiterbildung in Teilzeit und Ähnli-
ches. Auf diesem Gebiet muss immer das Ziel
sein, nachhaltig Erfolg zu schaffen, denn die
Wichtigkeit einer existenzsichernden und sozial-
versicherungspflichtigen Tätigkeit ist hier in den
Vordergrund zu stellen. Neben spezifischen Leis-
tungen und Maßnahmen für bestimmte Zielgrup-
pen geht es vielfach um Aspekte, die generell Fa-
milien und Kinder unterstützen sollen und Al-
leinerziehende in besonderem Maße betreffen.
Hierzu gehören die Schaffung einer bedarfsgerech-
ten Infrastruktur, die Unterstützung von Eltern
mit Behinderungen oder die Frage eines Rück-
kehrrechts auf Vollzeit. Wir halten eine Umset-
zung des im Koalitionsvertrag festgeschriebenen
Rückkehrrechts für sehr wichtig, um die Nutzung
von Kernzeiten zu erleichtern und auch eine
gleichmäßigere Verantwortungsübernahme zwi-
schen Männern und Frauen zu ermöglichen.

Letztendlich spielt auch das große Feld der Kin-
dertagesbetreuung eine wesentliche Rolle. Hier
fordern wir, den bedarfsgerechten und qualitati-
ven Ausbau weiter voranzutreiben. Wir erwarten
von der aktuellen Bund-Länder-Arbeitsgruppe,
die sich mit der Qualität der Kindertagesbetreu-
ung befasst, eine Verständigung auf gemeinsame
verbindliche Zielvorgaben und die Vereinbarung
erster Umsetzungsschritte. Es ist uns wichtig, im
Bereich der Kinderbetreuung darauf hinzuweisen,
dass die Schulkindbetreuung bislang ein „stief-
mütterliches Dasein“ führt. Dies führt wiederum
dazu, dass mit dem Schuleintritt der Kinder viele
Familien – und in besonderem Maße die alleiner-
ziehenden Elternteile – vor neue und verstärkte
Herausforderungen bei der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Erwerbsleben gestellt werden.

Schließlich ist auch der finanzielle Unterstüt-
zungsbedarf von Alleinerziehenden nach wie vor
sehr hoch und damit ein wichtiges Themenfeld.
Hier gibt es im Gesamtsystem der monetären Un-
terstützung einige Ansatzpunkte, um die Situation
von Familien zu verbessern. Hier werden wir uns

als Deutscher Verein auch weiterhin aktiv einbrin-
gen. Aktuell wollen wir mit einer Arbeitsgruppe
Schnittstellenprobleme im Bereich monetärer Un-
terstützung von Familien aufgreifen. Im derzeiti-
gen System ist aber der Unterhaltsvorschuss als
zielgruppenspezifische Leistung eine besonders
im Fokus stehende Maßnahme. Die Maßnahme
hat in der Gesamtevaluation familienpolitischer
Leistungen gute Noten bekommen. Der Unter-
haltsvorschuss wurde als effiziente Leistung ein-
gestuft und es wurde ihm auch eine armutsver-
mindernde Wirkung attestiert. Der Deutsche Ver-
ein sieht dennoch einen deutlichen Reformbedarf
im Bereich des Unterhaltsvorschussgesetzes
(UVG), beispielsweise im Hinblick auf die Alters-
grenze, die Bezugsdauer und auch die „An-
spruchsvernichtung“ im Falle der Wiederheirat.
Schließlich halten wir die volle Anrechnung des
Kindergeldes für diskussionswürdig, weil ein Har-
monisierungsbedarf mit dem Bürgerlichen Gesetz-
buch besteht. Insoweit würden wir es begrüßen,
wenn in die aktuellen Überlegungen zur Reform
des UVG auch diese Reformvorschläge wieder
Eingang finden und diskutiert werden könnten.

Herr Matthias Dantlgraber (Familienbund der Ka-
tholiken): Die Situation Alleinerziehender muss
verbessert werden und die Statistiken, aus denen
sich der Handlungsbedarf ergibt, sind bekannt.
Das Armutsrisiko Alleinerziehender ist hoch und
in den letzten Jahren weiter angestiegen. Von Ar-
mut betroffen sind ganz überwiegend Frauen. Die
Armut wirkt sich negativ auf die Bildungs- und
Teilhabechancen der Kinder aus und die Chan-
cengleichheit aller Kinder ist nicht gewährleistet.
Es besteht also Handlungsbedarf und der Famili-
enbund hält folgende drei Punkte für besonders
wichtig:

Erstens: Alleinerziehenden ist die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zu erleichtern. Dazu gehört
eine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung mit
einer ausreichenden Anzahl an Plätzen. Außer-
dem müssen flexible Qualifizierungs- und Weiter-
bildungsmöglichkeiten, auch in Teilzeit, geschaf-
fen werden. Alleinerziehenden sollte auch auf
diese Weise der Zugang zum Arbeitsmarkt eröff-
net werden.

Zweitens: Alleinerziehende sind durch monetäre
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Leistungen finanziell zu unterstützen. Für Allein-
erziehende ist der Unterhaltsvorschuss eine be-
sonders wichtige Leistung, die zu stärken ist.

Drittens: Alle Familien sind bei Steuern und Sozi-
alabgaben entsprechend ihrer zusätzlichen Belas-
tung durch die kostenaufwändige Kindererzie-
hung zu entlasten. In den Sozialversicherungen
sollte das Kinderexistenzminimum von der Bei-
tragserhebung freigestellt werden, wie das im
Steuerrecht bereits der Fall ist.

Was die notwendige Verbesserung der Kitaqualität
angeht, hält der Familienbund Folgendes für not-
wendig: Die Fachkraft-Kind-Relation muss verbes-
sert werden. Der Familienbund spricht sich bei
Kindern unter drei Jahren für eine Fachkraft-Kind-
Relation von eins zu vier aus. Bei Kindern über
drei Jahren sollte die Fachkraft-Kind-Relation eins
zu neun betragen. Neben der Verbesserung der
Fachkraft-Kind-Relation ist die Ausweitung der
Betreuungszeiten für Alleinerziehende besonders
wichtig. Der Familienbund spricht sich diesbezüg-
lich für einen Anspruch auf einen Ganztagsplatz
für alle Familien aus. Die Kosten der Kinderbe-
treuung sind sozial ausgewogen zu gestalten. Ein
für alle kostenfreies Kinderbetreuungsangebot
wäre langfristig wünschenswert, ist aber für den
Familienbund derzeit nicht prioritär. Für die Ver-
besserung der Kitaqualität sollten jährlich zusätz-
liche Bundesmittel in ausreichender Höhe bereit-
gestellt werden. Hierbei geht die im Antrag der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN genannte
Größenordnung in Höhe von einer Milliarde Euro
in die richtige Richtung. Die vorgeschlagenen Ver-
besserungen der Kitaqualität sollten unserer An-
sicht nach möglichst durch ein Bundesgesetz gere-
gelt werden. Der Bund kann nach Auffassung des
Familienbundes ein solches Gesetz erlassen, da er
die Gesetzgebungskompetenz für die öffentliche
Fürsorge hat. Zur Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse und zur Wahrung der Wirt-
schaftseinheit ist ein Bundesqualitätsgesetz auch
erforderlich.

Was die finanziellen Leistungen für Alleinerzie-
hende angeht, ist vor allem der Unterhaltsvor-
schuss zu stärken. Um alle Kinder, die keinen Un-
terhalt bekommen, gleich zu behandeln, sollte der
Unterhaltsvorschuss, wenn erforderlich, auch län-
ger als sechs Jahre und bis zur Vollendung des

18. Lebensjahrs gezahlt werden. Zudem sollte das
Kindergeld nur hälftig angerechnet werden, da der
Unterhaltsvorschuss an die Stelle von nicht ge-
zahltem Kindesunterhalt tritt und der Kindesun-
terhalt ebenfalls nur hälftig angerechnet wird. Die
Unterhaltsrechtsreform von 2008 wird vom Fami-
lienbund sehr kritisch bewertet. Aufgrund der
derzeitigen Auslegung des Unterhaltsrechts durch
den Bundesgerichtshof sind die Hürden für einen
Unterhaltsanspruch über den dritten Geburtstag
des Kindes hinaus zu hoch. Hier sollte eine Nach-
justierung erfolgen.

Im Bereich Steuern sollten die Kinderfreibeträge
zugunsten aller Familien auf die Höhe des Grund-
freibetrages für Erwachsene angehoben werden,
um die Kosten für Kinder realitätsgerechter zu be-
rücksichtigen. Gleichzeitig sollte das Kindergeld
deutlich angehoben werden, um einkommens-
schwächere Familien nicht zu benachteiligen.
Eine Berücksichtigung erwerbsbedingter Kinder-
betreuungskosten als Werbungskosten würde al-
len Familien, aber insbesondere auch Alleinerzie-
henden, helfen. Schließlich sollten alle Familien
in den Sozialversicherungen durch die Einfüh-
rung eines Kinderfreibetrages entlastet werden.
Das Bundesverfassungsgericht hat bereits 2001 für
die Pflegeversicherung entschieden, dass Eltern
bei den Geldbeiträgen zu entlasten sind, weil sie
neben den Geldbeiträgen durch die Erziehung ih-
rer Kinder auch einen generativen Beitrag für die
Sozialversicherung leisten. Dieses Urteil sollte
jetzt in der Renten-, Kranken- und Pflegeversiche-
rung umgesetzt werden. Von einem Kinderfreibe-
trag in der Sozialversicherung würden auch viele
Alleinerziehende profitieren. Ein solcher Freibe-
trag würde das Einkommen vieler Familien erheb-
lich aufwerten. Zudem wäre ein solcher Freibetrag
eine wichtige Anerkennung der von allen Fami-
lien durch Kindererziehung erbrachten Leistun-
gen.

Frau Marion von zur Gathen (Der Paritätische Ge-
samtverband): Ich sehe mich jetzt vor die fast un-
lösbare Aufgabe gestellt, in nur fünf Minuten den
gesamten Maßnahmenkatalog, wie er in beiden
Anträgen formuliert ist, inhaltlich zu bewerten.
Ich werde daher einige der Leistungen, die dort
aufgeführt sind, exemplarisch herausgreifen und
in drei Kategorien einteilen.
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Die erste Kategorie von Leistungen sind die in den
Anträgen genannten Maßnahmen, die zur Exis-
tenzsicherung und monetären Unterstützung von
Familien mit einem alleinerziehenden Elternteil
dienen. Das sind Maßnahmen, die auf die Verbes-
serung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
ausgerichtet sind, und Infrastrukturmaßnahmen.
Wenn wir die existenzsichernden oder die auf
monetäre Unterstützung zielenden Leistungen für
Alleinerziehende ansehen, dann ist das UVG eine
Leistung, die ganz vorrangig zu betrachten ist. Seit
Jahren wird von Fachleuten immer wieder gefor-
dert, an dieser Stelle deutlich nachzubessern, die
Altersbegrenzung aufzugeben und auch den Be-
zugsrahmen entsprechend zu verlängern. Das
heißt, für alle minderjährigen Kinder muss das
UVG zuständig sein und die Leistung muss für sie
zugänglich sein, um wirklich etwas an der Situa-
tion für Alleinerziehende zu verbessern. Zusätz-
lich ist auch die hälftige Anrechnung des Kinder-
geldes systemwidrig und sollte aus unserer Sicht
aufgegeben werden.

Eine weitere wichtige Leistung, die in dem Kata-
log enthalten ist, ist der Kinderzuschlag. Dieser ist
für uns interessant, weil er von der Ausgangssitu-
ation ausgeht, dass Eltern ihren eigenen Bedarf
über Erwerbsarbeit sichern können. Dies umfasst
aber nicht den Bedarf der eigenen Kinder. Hier ist
der Kinderzuschlag grundsätzlich eine vernünf-
tige Leistung, aber er ist einfach so ausgestaltet,
dass er Alleinerziehende nicht erreicht. Warum
erreicht er sie nicht? Weil wir hier den Unterhalt,
den Unterhaltsvorschuss als Einkommen des Kin-
des anrechnen. Wenn man hierfür eine andere Lö-
sung finden und diese Anrechnung vermeiden
würde, würde man mehr Alleinerziehende errei-
chen und sie damit auch langfristig aus dem SGB-
II-Leistungsbezug und damit aus der Armut her-
ausholen. Deswegen ist unser Plädoyer: Reformie-
ren Sie den Kinderzuschlag. Er ist eine vernünf-
tige Leistung. Aber so, wie er momentan imple-
mentiert ist, ist er zumindest für Alleinerziehende
nicht sinnvoll.

Noch ein Hinweis hierzu: Der Kinderzuschlag
muss auch an anderen Stellen verändert werden.
Er sollte im Antragsverfahren „entschlackt“ wer-
den. Er sollte auf jeden Fall für Familien einfacher
zugänglich gemacht werden, damit er an dieser
Stelle tatsächlich wirken kann.

Die dritte wichtige Leistung ist der Entlastungsbe-
trag für Alleinerziehende. Auch hier sehen wir ei-
nen deutlichen Nachholbedarf, auch wenn im
letzten Jahr für den Veranlagungszeitraum 2015
erstmals Veränderungen vorgenommen wurden.
Wir begrüßen diese, aber wir sind auch der Mei-
nung, dass man auch einen Ansatz prüfen sollte,
wonach eine Art negative Einkommensteuer für
Alleinerziehende zugelassen und man ihnen die
Beträge auszahlen würde, die sie aufgrund ihrer
Einkommenssituation nicht nutzen können.
Grundsätzlich stellt sich für uns die Frage, ob das
Steuerrecht geeignet ist, um Familien wirklich zu
fördern. Wir stehen dem eigentlich eher kritisch
gegenüber.

Dann ist die Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
das Elterngeld, aufgerufen worden. Hier ist insbe-
sondere das Elterngeld Plus mit der neuen Mög-
lichkeit zu nennen, Teilzeittätigkeit mit der Be-
treuung der Kinder sinnvoll zu vereinbaren und
eine finanzielle Unterstützung zu bekommen. Hier
ist der Korridor, in dem sich gerade Alleinerzie-
hende bewegen müssen, nämlich 25 bis 30 Stun-
den pro Woche zu arbeiten, zu eng „gestrickt“.
Das war auch schon Gegenstand unserer Stellung-
nahme für die öffentliche Anhörung zum Eltern-
geld Plus und wurde auch bei der diesbezüglichen
Erörterung der Verbände thematisiert. Leider ist
der enge Korridor so im Gesetz verankert worden.
Deshalb sind Alleinerziehende nicht diejenigen,
die diese Möglichkeit in erster Linie werden nut-
zen können.

Flexible Ausbildungszeiten halten wir für einen
guten Vorschlag und er hat unsere volle Unterstüt-
zung. Ebenso ist es nach unserer Meinung ein
richtiger Ansatz, dass Alleinerziehende ein Rück-
kehrrecht in Vollzeit erhalten, wenn sie in Teilzeit
gearbeitet haben. Richtig ist aus unserer Sicht
auch, den quantitativen und qualitativen Ausbau
der Kindertagesbetreuung voranzutreiben. Anders
als dies in den beiden Anträgen gefordert wird,
halten wir nichts von einem Bundesqualitätsge-
setz. Hier sehen wir den Weg als richtig an, den
das Bundesfamilienministerium gegenwärtig geht,
einen Dialogprozess zwischen Bund, Ländern,
Kommunen und Trägern sowie anderen Organisa-
tionen zu etablieren, um sich über Ziele zu ver-
ständigen und dann diese Ziele in dem vorgesehe-
nen Abschlussbericht zu verankern.
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Frau Miriam Hoheisel (Verband alleinerziehender
Mütter und Väter, Bundesverband e. V.): Ich
möchte einen etwas breiteren Einstieg machen.
Wir wissen, dass heute jede fünfte Familie ein al-
leinerziehender Elternteil mit Kindern ist. Zu
90 Prozent reden wir über Mütter. Einige sind be-
reits von Anfang an alleinerziehend. Der Großteil,
nämlich über 80 Prozent, kommt aus einer Tren-
nung bzw. Scheidung oder ist verwitwet. Für die-
sen Großteil ändern sich mit dem Ende der Bezie-
hung mitten im Spiel die Regeln. Sie müssen be-
stehende Widersprüche ausbaden. In der Ehe
wurde Zeit für Kinder gefördert, etwa durch Split-
ting und durch Teilzeit; auch Kitas mit der halben
Zeit waren keine Katastrophe. Solange der Ehe-
mann – ähnlich wie beim Monopoly-Spiel – „auf
dem Weg zur Schlossstraße“ ist, scheint das in
Ordnung zu sein, da man ja schließlich „gemein-
sam unterwegs“ ist. Trennen sich aber die Wege,
fühlen sich Mütter als Alleinerziehende von Poli-
tik und Gesellschaft „hängen gelassen“, denn sie
tragen die Risiken und Nebenwirkungen der ge-
leitsteten Familienarbeit. Sie müssen – wie beim
Monopoly – zurück auf „Los“.

Sie werden allein gelassen mit dem Problem, wie
aus ihrem Minijob eine existenzsichernde Stelle
wird. Sie müssen für das Geld auf dem Konto sor-
gen, wie es das Unterhaltsrecht seit 2008 verlangt.
Das ist schwer, denn der Preis für die geleistete
Familienarbeit ist oftmals die eigene berufliche
Entwicklung. Alleinerziehende müssen „jonglie-
ren“, um als Verkäuferin oder als Ärztin mit ei-
nem Kitaplatz von 8 Uhr bis 16:30 Uhr im Berufs-
alltag morgens früh, abends spät in Schicht, am
Wochenende und in den Ferien arbeiten zu kön-
nen. Der Umstand, dass sie als Alleinerziehende
höhere Steuern zahlen müssen als vorher, ver-
schärft ihre Situation weiter. Häufig lässt sie auch
der Vater des Kindes „hängen“. 25 Prozent der
Kinder erhalten weniger Unterhalt als ihnen zu-
steht. Die Hälfte davon bekommt gar keinen Un-
terhalt. Der Staat springt hier mit dem Unterhalts-
vorschuss ein. Dies geschieht allerdings eher halb-
herzig, wie sich angesichts der zu niedrigen Höhe
und der willkürlichen zeitlichen Beschränkung
des Bezugs zeigt.

Gesellschaft und Politik scheinen zu erwarten,
dass Alleinerziehende diese Probleme alleine lö-

sen. Das können sie aber trotz ihrer Erwerbsmoti-
vation nicht ohne entsprechende Rahmenbedin-
gungen. Das skandalös hohe Armutsrisiko von
über 40 Prozent spiegelt das wider. Wir dürfen
nicht vergessen, dass die Hälfte der Kinder in Ar-
mut bei Alleinerziehenden aufwächst. Politik für
Alleinerziehende ist Querschnittspolitik. Den
breiten Ansatz in den vorliegenden Anträgen, hal-
ten wir deshalb für genau richtig und angemessen.
Reformen am Arbeitsmarkt, bei den familienpoli-
tischen Leistungen sowie im Steuer-, Sozial- und
Unterhaltsrecht sind überfällig. Schnittstellen-
probleme führen immer wieder zu neuen Wider-
sprüchen und Verwerfungen. Es lässt sich sagen,
dass Alleinerziehende und ihre Kinder systema-
tisch durch das „Raster“ fallen. Konkret möchte
ich vier Punkte herausheben, bei denen kurzfristig
Handlungsbedarf besteht:

Erstens: Der vom Ziel her armutsvermeidende
Kinderzuschlag kann ausgerechnet bei Alleiner-
ziehenden nicht seine volle Wirkung entfalten.
Hier besteht dringender Reformbedarf bei der An-
rechnung von Unterhalt, Unterhaltsvorschuss und
Waisenrenten.

Zweitens: Überfällig ist ein Ausbau des Unter-
haltsvorschusses. Statt willkürlicher Begrenzun-
gen muss dieser bis zum Alter von 18 Jahren ver-
längert werden und das Kindergeld darf nur hälf-
tig angerechnet werden.

Drittens: Kinderbetreuung. Für Schulkinder und
zu Randzeiten ist sie für Alleinerziehende weiter-
hin ein großes, noch nicht gelöstes Problem, auch
wenn das Programm „Kita Plus“ des Bundesfami-
lienministeriums endlich einen wichtigen Schritt,
gerade für Alleinerziehende, darstellt.

Viertens: Hartz-IV-Reform. Hier ist aktuell eine
Verschlechterung für die Kinder von Alleinerzie-
henden vorgesehen. Das Sozialgeld für das Kind
soll bei Alleinerziehenden für die Tage, an denen
es Umgang mit dem Vater hat – und sogar dann,
wenn dieser gar nicht im Hartz-IV-Bezug ist, ge-
strichen werden. Es fällt dabei unter den Tisch,
dass es teurer ist, wenn ein Kind sich in zwei
Haushalten aufhält. Statt Mangelverwaltung zwi-
schen den Eltern fordern wir einen Umgangs-
mehrbedarf für Kinder als eine Antwort gegen
Kinderarmut.
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Insgesamt stellt sich folgende Frage: Kann unser
über Jahrzehnte gewachsenes System der Fami-
lien- und Eheförderung so reformiert werden, dass
es der Pluralisierung von Familienformen gerecht
wird, so dass es Alleinerziehende und ihre Kinder
überhaupt wirksam unterstützen kann, um jen-
seits von Armut zu leben? Die Besserstellung von
Ehe und Gutverdienern im Steuerrecht im Fami-
lienleistungsausgleich mag systemimmanent voll-
kommen schlüssig sein. Politisch lässt sie zu viele
Fragen offen. Das ist unseres Erachtens nicht mehr
haltbar. Hinzu kommt Folgendes: Im Lebensver-
lauf braucht es einen „roten Faden“ statt der be-
schriebenen Widersprüche zwischen der Ehe und
der Situation nach der Trennung. Als Verband al-
leinerziehender Mütter und Väter sind wir über-
zeugt, dass ein System notwendig ist, um Fami-
lienformen in ihrer Vielfalt erreichen zu können,
insbesondere Alleinerziehende und ihre Kinder.
Die Familienförderung muss aus dem Steuerrecht
herausgelöst werden. Wir müssen hin zu einer di-
rekten kindbezogenen Leistung und einer Indivi-
dualbesteuerung. Eine Kindergrundsicherung ist
das Instrument, um allen Kindern ein Aufwach-
sen jenseits von Armut zu ermöglichen und ver-
gleichbare Startchancen ins Leben zu geben. Was
beim Kind an staatlicher Förderung ankommt,
darf nicht länger von der Familienform und vom
Einkommen der Eltern abhängen. Dafür brauchen
wir eine Kindergrundsicherung.

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Mein Thema ist die an-
gebliche Benachteiligung von Alleinerziehenden
im Steuerrecht, die auch häufig politisch als an-
gebliche Blindheit unseres Steuersystems für die
Bedürfnisse von Alleinerziehenden und ihren
Kindern bezeichnet wird. Als Steuerrechtlerin
muss ich aber an dieser Stelle schon einhaken
und sagen, diese damit intendierte Gewährleis-
tung von Wohlergehen für Alleinerziehende und
ihre Kinder ist keine Aufgabe des Steuerrechts.
Steuern sollen vor allem der Finanzierung der
staatlichen Aufgabenerfüllung dienen – und das
möglichst einfach und gerecht. Wir sprechen also
hier, wenn wir von Steuergerechtigkeit für Allein-
erziehende sprechen, darüber, dass diese nicht
gleichheitswidrig belastet werden dürfen. Wir
müssen steuerpflichtige Alleinerziehende mit an-
deren Steuerpflichtigen vergleichen, nicht aber

steuerpflichtige mit nicht steuerpflichtigen Allein-
erziehenden. Keine Frage der Steuergerechtigkeit
ist der Lebensstandard von Menschen, die Steuern
zahlen, und solchen, die keine zahlen.

Wir haben in der aktuellen politischen Diskussion
ein weiteres Problem, nämlich einen rechtlich
nicht vorgeformten, weiten Familienbegriff. Ich
habe in dem Antrag auf Bundestagsdrucksa-
che 18/6651, den wir heute besprechen, gelesen:
„Familie ist dort, wo Menschen Verantwortung
füreinander übernehmen.“ Mit einem solchen Be-
griff kann man im Steuerrecht nicht arbeiten. Wir
leben von einer möglichst eindeutigen Vorzeich-
nung des Steuereingriffs. Steuerrecht ist nämlich
Eingriffsrecht, nicht Sozialrecht.

In der Diskussion geht es letztlich immer um zwei
Problemfelder. Zum einen um die „Verfehltheit“
des Ehegattensplittings, weil dieses angeblich nur
bestimmte Kinder fördert und Alleinerziehende
und deren Kinder benachteiligt. Zum anderen um
eine Reformbedürftigkeit des Familienleistungs-
ausgleichs. Wenn wir vor diesem Hintergrund
nun fragen, wie Benachteiligungen von Alleiner-
ziehenden im Steuerrecht behoben werden sollen,
dann müssen wir vorweg konkretisieren, durch
welche steuerrechtlichen Regelungen Alleinerzie-
hende im Vergleich zu anderen Steuerpflichtigen
benachteiligt werden. Das Ehegattensplitting ist
keine solche Benachteiligung, denn dieses bildet
nur steuerlich die rechtlichen Vorgaben des Zivil-
rechts ab. Es geht um das eheliche Unterhalts-
und Güterrecht, das im Steuerrecht typisierend
nachgezeichnet wird. Insofern ist es schon proble-
matisch, wenn wir sagen der Splittingvorteil
komme Alleinerziehenden nicht zugute, denn die-
ses Splitting ist nur die Konsequenz des Zivil-
rechts.

Anders liegt die Sache beim Entlastungsbetrag für
Alleinerziehende. Hier geht es um einen sehr pau-
schalen Ausgleich für Nachteile, die der Lebens-
form von Alleinerziehenden zugeschrieben wer-
den, ohne dass jemals konkret gesagt worden
wäre, welche Ausgaben hier konkret ausgeglichen
werden sollen. Verfassungsrechtlich geboten ist
der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende nicht.
Wenn wir diesen nun – wie es vorgeschlagen wird
– mit einer Steuergutschrift koppeln wollen, dann
entfernen wir uns immer weiter von jeglicher
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steuerrechtlicher Rechtfertigung. Er mindert im
Moment die Summe der Einkünfte. Es geht also
gegebenenfalls um eine typisierte Erfassung be-
sonderer, für Alleinerziehende typische Ausga-
ben. Diese wären zu spezifizieren. Zweck ist es,
eine leistungsfähigkeitsgerechte Besteuerung Al-
leinerziehender herzustellen. Ich möchte aber
noch einmal klarstellen: Es geht nicht um einen
Vergleich von Alleinerziehenden, die Steuern
zahlen müssen, und solchen, die keine oder nur
sehr wenig Steuern zahlen.

Nicht zu rechtfertigen wäre meines Erachtens
auch die Gewährung eines Entlastungsbetrags un-
abhängig von der Gestaltung der Haushaltsge-
meinschaft, das heißt, auch beim Zusammenleben
des sogenannten Alleinerziehenden mit einem Er-
wachsenen. Weshalb die Eltern insbesondere
ohne eheliches Zusammenleben dieses Entlas-
tungsbetrags bedürfen, kann ich nicht erkennen.
Dieser typisiert nämlich die besondere Ausgaben-
situation des Alleinerziehenden und diese resul-
tiert ja gerade daraus, dass dieser von keiner ande-
ren erwachsenen Person Unterstützung bekom-
men kann. Ich meine, wir sollten konkrete, typi-
scherweise nur Alleinerziehende treffende Auf-
wendungen zum Abzug zulassen. Wir sollten er-
werbsbezogene Kinderbetreuungskosten, also Kos-
ten für eine Fremdbetreuung während der Arbeits-
zeit konkret als Werbungskosten oder Betriebsaus-
gaben zulassen. Wir sollten zudem irgendwann
das Nebeneinander von Kindergeld und Kinder-
freibetrag bleiben lassen und das Kindergeld, das
eine Sozialleistung darstellt, im Sozialrecht re-
geln. Den Kinderfreibetrag, der eine Freistellung
des steuerlichen Existenzminimums des Kindes
darstellt, können wir nicht abschaffen. Dieser
sollte im Steuerrecht verbleiben.

Frau Prof. Dr. Maria Wersig (Deutscher Juristin-
nenbund e. V.): Die Unterstützung von alleinerzie-
henden Familien ist dem Deutschen Juristinnen-
bund als Frauenverband ein wichtiges und beson-
deres Anliegen. Die vorliegenden Anträge greifen
eine Vielzahl von Themen auf. Es sind sozusagen
„Rundumschläge“ – und das ist auch gut so, denn
die Verbesserung der Situation Alleinerziehender
bedarf ressortübergreifender Anstrengungen. Wäh-
rend wir hier diese Anhörung machen, führt das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine
Verbändeanhörung zum Thema „Verankerung der

temporären Bedarfsgemeinschaft im Gesetz“
durch. Bisher ist das eine richterrechtliche Kon-
struktion. Die Bedarfsgemeinschaft könnte in den
verschiedenen Rechtsgebieten einander angegli-
chen werden. Das könnte ein Beispiel dafür sein,
wie ressortübergreifende Anstrengungen aussehen
könnten.

Der Deutsche Juristinnenbund sieht, wie alle an-
deren hier am Tisch, die Kinderbetreuungs-
infrastruktur als hohe Priorität an – gerade auch
für Schulkinder. Denn gerade für Alleinerzie-
hende ist die Kinderbetreuung, die eine Erwerbs-
tätigkeit erst ermöglicht, wichtig. Aber Alleiner-
ziehende brauchen noch mehr. Es ist schon viel
zum Unterhaltsvorschuss gesagt worden. Die we-
nigen empirischen Untersuchungen zum Kindes-
unterhaltsrecht zeigen uns ganz deutlich, dass das
Sicherungsversprechen für das Kind im Unter-
haltsrecht in bis zu zwei Dritteln der Fälle nicht
eingelöst wird. Das gilt auch für den Ehegattenun-
terhalt. Aber es muss uns doch erschüttern, dass
es auch für den Kindesunterhalt so ist. Wir wissen
nicht, warum das so ist, wie die Kollegin Lenze in
ihrer schriftlichen Stellungnahme dargelegt hat.
Letztlich ist das aber auch egal. Der Staat sollte
handeln und den Unterhaltsvorschuss zu einer
Leistung ausbauen, die für alle Alleinerziehenden
dauerhaft zur Verfügung steht, wenn der Unter-
halt für das Kind nicht fließt. Der Staat hat die
breiteren Schultern, was die Durchsetzung even-
tueller Ansprüche angeht. Deshalb denken auch
wir, dass die 12-Jahres-Grenze aufgehoben und
das Leistungsende nach 72 Monaten gestrichen
werden sollten und man sollte zum hälftigen Kin-
dergeldabzug zurückkehren.

Auch beim SGB II sind Reformen erforderlich. Es
gibt z. B. Regeln, die es Alleinerziehenden er-
schweren, mit einer neuen Partnerin oder einem
neuen Partner zusammenzuleben. Denn diese Per-
son wird sofort sozialrechtlich einstandspflichtig
für das Kind – das ist die sogenannte „Stiefeltern-
problematik“. Das sollte aufgehoben werden. Wir
fordern außerdem die Einführung der vertikalen
Einkommensanrechnung, damit nicht jemand als
hilfebedürftig und Adressat von Eingliederungs-
leistungen gilt, der sich selbst ernähren kann, aber
nicht die Partnerin oder das Kind.
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Zum Steuerrecht möchte ich sagen, dass eine Ent-
lastung oder auch eine Familienförderung eine
schwierige Sache ist. Das ist auch schon gesagt
worden. Durch den progressiven Steuertarif profi-
tieren nämlich immer diejenigen stärker, die mehr
Geld verdienen. Das ist bei Alleinerziehenden lei-
der nicht der Fall. Sie können die maximale Ent-
lastungswirkung dieses sogenannten Entlastungs-
betrages also auch nicht ausschöpfen. Der Deut-
sche Juristinnenbund empfiehlt deswegen eine
Ausgestaltung als Abzug von der Steuerschuld o-
der sogar die Einführung einer Steuergutschrift.
Ich denke, den Entlastungsbetrag gibt es, weil Sy-
nergieeffekte, die typischerweise in einer Partner-
schaft anfallen, bei Alleinerziehenden gerade feh-
len. Die Erhöhung des Entlastungsbetrages im
letzten Jahr illustriert meiner Meinung nach ein
Problem, vor dem die Politik für Alleinerziehende
steht. Das Bundesfinanzministerium hatte keine
Erhöhung des Entlastungsbetrages, der nicht be-
sonders hoch ist, vorgesehen. Erst nach Protesten
von Verbänden, unter anderem des Deutschen Ju-
ristinnenbundes, und von Parteien wurde das um-
gesetzt.

Was ist also das Problem? Wir wissen viel, auch
aus den Evaluationen der Familienpolitik der letz-
ten Jahre, aus denen aber leider keine Konsequen-
zen gezogen worden sind. Die Entscheidungen
scheinen mir haushaltspolitisch zu fallen. Auch
wenn ich das gut und richtig finde, dass wir heute
zusammensitzen und das wichtige Thema erneut
diskutieren, möchte ich doch abschließend die
Frage stellen: Wie lange müssen Alleinerziehende
eigentlich noch warten?

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank für die Ein-
gangsstatements. Wir kommen nun zur Frage- und
Antwortrunde von einer Stunde. Ich rufe die Frak-
tionen nacheinander auf. Es steht Ihnen jeweils
ein bestimmtes Zeitbudget für die Fragen und für
die Antworten darauf zur Verfügung. Sie können
die Aufteilung dem Ablaufplan für die Anhörung
entnehmen, der Ihnen vorliegt. Ich werde darauf
achten, dass wir die Zeiten möglichst einhalten.
Ich möchte mich bereits an dieser Stelle sehr herz-
lich bei den Sachverständigen bedanken, dass Sie
alle die vorgegebene Zeit für die Eingangsstate-
ments eingehalten haben. Außerdem wäre ich
dankbar, wenn jeder Fragesteller bzw. jede Frage-
stellerin in einem Beitrag maximal zwei Fragen an

einen oder zwei Sachverständige richten würde.

Wir beginnen nun mit der Fragerunde der Frak-
tion der CDU/CSU mit 27 Minuten. Hier ist mir
als erste Fragestellerin Frau Kollegin Bettina
Hornhues gemeldet worden. Bitte schön.

Abg. Bettina Hornhues (CDU/CSU): Meine ersten
beiden Fragen gehen an Frau Professorin Jach-
mann-Michel. Ich würde gerne wissen, inwieweit
das Steuerrecht Möglichkeiten bietet und es Auf-
gabe des Gesetzgebers ist, im Bereich des Steuer-
rechts Alleinerziehende zu entlasten. Wie bewer-
ten Sie die Möglichkeit, Alleinerziehende mittels
Steuergutschrift zu entlasten?

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Zur ersten Frage: Steu-
errecht will jedes Individuum, jeden Steuerpflich-
tigen im Einkommensteuerrecht, um das es heute
geht, nach seiner Leistungsfähigkeit erfassen. Was
aber nicht darunter fällt und was das Individuum
nach der freiheitlichen Grundordnung des Grund-
gesetzes für sich selber behalten darf, ohne dass es
der staatlichen Allgemeinheit gegeben werden
muss, das ist das Existenzminimum. Über Arti-
kel 6 Grundgesetz gilt das auch für sein Kind. Al-
les, was der Einzelne selbst erwirtschaftet, steht
der Steuer nicht zur Verfügung, soweit er es für
sein Existenzminimum und das Existenzmini-
mum seines Kindes braucht. Den Betrag legt der
Gesetzgeber fest. Dafür brauchen wir den Grund-
freibetrag und bei den Kindern haben wir uns für
einen Kinderfreibetrag entschieden. Wir könnten
auch einen Grundfreibetrag für Kinder nehmen.
Jedenfalls ist dieser Bestand „außen vor“. Erst da-
nach setzt die Steuer ein. Deshalb ist es meines
Erachtens verfehlt, von der ungerechten Progressi-
onswirksamkeit des Kinderfreibetrages zu spre-
chen. Denn wir könnten auch eine „Flat“ haben,
dann würde sich das nicht auswirken. Das ist ein-
fach das, was ich selbst behalten darf. In diesem
Punkt ist das Steuerrecht auch streng. Jenseits
dessen haben wir vielfach etwas gemacht, was
dem Steuerrecht nicht so sehr dient, wir haben so-
ziale Förderung in das Steuerrecht eingebaut.
Hierzu gehört auch der Entlastungsbetrag für Al-
leinerziehende. Meines Erachtens wird das Steu-
errecht immer komplizierter und immer unange-
nehmer, je mehr solcher systemfremden Regelun-
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gen wir einbauen. Ich meine, das sollte im Sozial-
recht gemacht werden. Ich schlage vor, alles, was
Förderung ist, dem Sozialrecht zu überlassen und
nicht dem Steuerrecht. Zwar ist es möglich, das
im Steuerrecht zu machen, aber wir müssen jede
Ausnahme, die einem Alleinerziehenden mehr
zugutekommt als anderen, rechtfertigen.

Etwas anderes ist es, wenn wir feststellen könn-
ten, dass es bestimmte Ausgaben gibt, die typi-
scherweise speziell Alleinerziehende haben. Diese
müssen die Alleinerziehenden auch bei der Steuer
abziehen dürfen, denn sie mindern ihre Leistungs-
fähigkeit. Wenn ich sagen kann, ein Steuerpflich-
tiger, der alleinerziehend ist, ist weniger leis-
tungsfähig als ein anderer Steuerpflichtiger mit
gleichem Einkommen, so muss man das berück-
sichtigen. Hier müsste man die betreffenden Aus-
gaben konkret beziffern. Ich glaube, das ist nicht
das Problem der Förderung, die hier beabsichtigt
ist. Ich schlage vor, erwerbsbedingte Kinderbe-
treuungskosten zum Abzug zuzulassen. Es geht
um die konkret anfallenden Kosten für die Betreu-
ung des Kindes während der Zeit, in der man ar-
beitet – und zwar in der tatsächlichen Höhe. Mei-
nes Erachtens sollten die Eltern auch einen Spiel-
raum haben, wem sie ihr Kind zur Betreuung ge-
ben wollen. Was das dann kostet, sollten sie bei
der Steuer abziehen dürfen. Das ist meines Erach-
tens der Spielraum des Steuerrechts.

Wenn Sie jetzt sagen, wir sollten für das, was ich
als Sozialleistung nicht so gerne im Steuerrecht
habe, zur negativen Einkommensteuer für diejeni-
gen machen, die Steuern zahlen, so kann ein Steu-
errechtler nur sagen: „Bitte nicht, weil es system-
fremd ist.“ Wenn Sie eine negative Einkommen-
steuer wollen, dann machen Sie eine solche bitte
für alle. Es sollte aber nicht für die Alleinerzie-
henden so etwas wie eine negative Steuer geben.
Das ist eine totale Ausnahme. Das ist etwas, was
wir sonst in unserem System nicht kennen. Dazu
würde ich gar nicht raten. Ich würde sagen, man
sollte diese negative Steuer dann über das Sozial-
recht als einheitliche Leistung geben.

Abg. Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU):
Ich habe zwei Fragen an Frau Dr. Ahner. Die eine
betrifft das Thema Berufstätigkeit. Es geht um
Teilzeit, Vollzeit, Rückkehrrecht und Ähnliches.
Können Sie uns bitte das Thema Home-Office

skizzieren. Dieses hat vor wenigen Wochen inso-
weit eine Rolle gespielt, als bei einer Umfrage sehr
viele gesagt haben, sie könnten sich vorstellen, zu
Hause zu arbeiten und Home-Office zu machen,
wenn es bessere Möglichkeiten gibt, das zu nut-
zen. Gibt es aus Ihrer Sicht Erkenntnisse mit Blick
auf Alleinerziehende, wie die Möglichkeit der
Nutzung von Home-Office ihre Situation deutlich
verbessern würde?

Bei der zweiten Frage geht es um das Thema Un-
terhaltsvorschussgesetz. Hier ist die sogenannte
Rückholquote von Interesse. Hier gibt es zwischen
den einzelnen Bundesländern unterschiedliche
Ergebnisse. Gibt es aus Ihrer Sicht hierfür Erklä-
rungen, warum die Situation teilweise so unter-
schiedlich ist? Gibt es Ansätze für die Entwick-
lung eines Verfahrens, das zu deutlich höheren
Quoten führt? Dieser Aspekt ist für uns nicht un-
interessant mit Blick auf eine mögliche Auswei-
tung des Unterhaltsvorschusses.

Frau Dr. Romy Ahner (Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e. V.): Zur ersten
Frage zum Thema Teilzeit und Home-Office. Zum
Thema Teilzeit verweise ich auf mein Eingangs-
statement, wonach die Teilzeitarbeit für viele Fa-
milien in verschiedenen Phasen ein wichtiges In-
strument und an einigen Stellen notwendig ist,
um Familie und Erwerbsleben in Übereinstim-
mung zu bringen. Dies hat aber auch viele Folgen,
die nicht nur positiv sind. Dies gilt gerade in Be-
zug auf die sogenannte Teilzeitfalle, die kritisch
zu bewerten ist. Deshalb ist aus unserer Sicht
wichtig, dass eine zeitnahe Umsetzung des Rück-
kehrrechts auf eine Vollzeitstelle angestoßen wird,
wie es auch im Koalitionsvertrag vereinbart wor-
den ist.

In Bezug auf Home-Office möchte ich ungern bei-
des gegeneinander ausspielen. Das sehe ich auch
nicht so, dass das ein „Entweder – oder“ sein
muss. Familienwirklichkeiten sind sehr vielfältig
und bunt. Da gibt es keine Musterlösung, die für
alle Fälle greift. Home-Office ist auf jeden Fall ein
wichtiges und wirksames Instrument, um Familie
und Erwerbsleben vereinbaren zu können. Es wird
vielen Familien sicher Möglichkeiten bieten, das
besser zu schaffen. Es bietet gute Chancen, es bie-
tet aber auch Risiken. Ich glaube, es gibt viele
Möglichkeiten, die man noch mitdenken kann. Es
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kann ein gutes Element sein, um im Bereich Ver-
einbarkeit voranzukommen. Wichtig ist im Ar-
beitszeitrecht aus unserer Sicht nicht nur, die Fle-
xibilität voranzutreiben und an die erste Stelle zu
setzen, sondern auch die Planbarkeit für die Fami-
lien, also die Möglichkeit, sich auf etwas einrich-
ten zu können. Es geht letztendlich um die fami-
liengerechte Ausgestaltung von Arbeitszeiten. Ne-
ben Arbeitszeitkonten und Gleitzeit kann Home-
Office ein wichtiges Element sein.

Zum Themenbereich Unterhaltsvorschussgesetz.
Sie haben die Rückholquoten angesprochen, die ja
relativ unterschiedlich sind – leider auch nicht
sehr hoch. Wir hatten im Jahr 2011 ein Diskussi-
onspapier zum Unterhaltsvorschussgesetz mit Re-
formbedarfen verabschiedet. Damals haben wir
auch Ausführungen zur Situation der Rückhol-
quoten gemacht und entsprechende Überlegungen
angestellt. Ich habe keine Erkenntnisse darüber,
wie viel von diesen Quoten jeweils auf eine Leis-
tungsunfähigkeit des Schuldners zurückzuführen
ist; also wie sich der Anteil des nicht zurückge-
holten Unterhalts zusammensetzt. Wir haben ge-
sagt, dass letztendlich eine Verbesserung des
Rückgriffes offensichtlich notwendig ist. Hier se-
hen wir Ansatzpunkte in einer besseren Ausstat-
tung der zuständigen Stellen in fachlicher Art,
aber auch im Hinblick auf die Anzahl der Perso-
nen, die diese Fälle bearbeiten können und die
Chance haben, entsprechend der Fallzahlen und
der Komplexität der Materie gut zu arbeiten und
in der Lage sind, die übergeleiteten Ansprüche
auch durchzusetzen. Wir haben auch den Fokus
darauf gelegt, dass man einen Schritt weiter vorne
ansetzen könnte, indem man das Instrument der
Beistandschaft fachlich und personell stärkt. Da-
mit würde man die Alleinerziehenden dabei un-
terstützen, Unterhaltsleistungen durchzusetzen.
Das könnte dazu führen, dass Unterhaltsvor-
schussleistungen nicht in einer geringeren Höhe
anfallen würden.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Ich habe eine
Frage an Frau Professorin Jachmann-Michel. Wir
haben Schwierigkeiten, großen Familien ordentli-
chen und bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung
zu stellen. Sehen Sie eine Möglichkeit, dass man
unter Berücksichtigung des Aspekts Alleinerzie-
hender steuerliche Anreize für Investoren schafft?

Denn wenn es schon schwierig ist, für eine Fami-
lie mit zwei oder drei Kindern bezahlbaren Wohn-
raum zu finden, dürfte dies für Alleinerziehende
noch einmal um einiges schwieriger sein.

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Wenn ich Sie richtig
verstehe, meinen Sie, ob man durch steuerliche
Anreize Investoren dazu bringen kann, Wohnun-
gen speziell für Alleinerziehende zu bauen.

Abg. Sylvia Pantel (CDU/CSU): Nicht nur für Al-
leinerziehende, denn wir wollen ja keine Separie-
rung. Sondern es geht darum, Anreize zu schaffen,
um große Wohnungen für Familien zu bauen und
dabei vielleicht eine steuerliche Entlastungsmög-
lichkeit vorzusehen, wenn beim Bau die beson-
dere Situation von Alleinerziehenden – z. B. ge-
ringeres Einkommen, kleineres Schlafzimmer –
berücksichtigt wird, um bezahlbare Wohnungen
zu fördern.

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Ich halte das für sehr
schwierig. Natürlich kann man mit Sonder-AfA-
Regelungen den Bau großer Wohnungen fördern.
Da befinden wir uns dann aber in einem Sozial-
zweck-Normbereich, den ich als Steuerrechtlerin
nicht befürworten kann. Aber Sonderregelungen
in der AfA haben wir öfters einmal; das ist mög-
lich.

Nehmen wir aber den Fall, dass der Investor eine
Vier-Zimmer-Wohnung gebaut hat und ein Ehe-
paar und eine alleinerziehende Person diese mie-
ten wollen. Wahrscheinlich wird er sie dem Ehe-
paar geben, weil er bei zwei Verdienern die Miete
immer noch gezahlt bekommt, falls ein Teil ar-
beitslos wird. Ich würde nicht empfehlen, eine
steuerliche Motivation für die Auswahl der Mieter
festzulegen. Das halte ich für sehr schwierig.

Abg. Bettina Hornhues (CDU/CSU): Ich möchte
noch einmal den Bereich der Kindertagesbetreu-
ung in den Fokus stellen und zwar in Bezug auf
die Forderung, einen Rechtsanspruch auf einen
Ganztagsplatz in Kita und Tagespflege im
SGB VIII zu verankern. Die Frage richtet sich an
Frau Dr. Ahner und Herrn Dantlgraber. Ist Ihnen
bekannt, wieviele Eltern, die aufgrund ihrer Er-
werbstätigkeit einen ganztägigen Betreuungsplatz
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benötigen, diesen nicht bekommen haben? Dann
interessiert mich, ob Sie Zahlen nennen können
für den Hort- bzw. Ganztagsschulbereich. Dort
gibt es häufig auch Brüche bei der Betreuungssitu-
ation für die Eltern, wenn Kinder in die Grund-
schule kommen.

Frau Dr. Romy Ahner (Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e. V.): Leider kann
ich Ihnen keine konkreten Zahlen nennen, da
muss ich leider passen.

Frau Marion von zur Gathen (Der Paritätische Ge-
samtverband): Als Vertreterin der Freien Träger
kann ich die Frage beantworten: Es gibt keine
Zahlen, die darüber Auskunft geben, welcher Be-
darf bei der Hortbetreuung besteht bzw. welchen
Versorgungsgrad es dort gibt, weil das einfach un-
terschiedlich ist. Wir haben Ganztagsschulange-
bote, bei denen sich die Frage stellt, welchen An-
teil der Hort daran hat. Was gehört nicht zum
Hort? Ist der Hort vielleicht außerhalb oder an ei-
ner Kindertageseinrichtung angegliedert? Oder
wird die Betreuung im Rahmen des „gebundenen
Ganztags“ mitgemacht? Es zeichnet sich ein so
vielfältiges Bild, dass wir keine verlässlichen Zah-
len haben. Wir erhalten aber regelmäßig die Rück-
meldung aus der Praxis, dass der Bedarf höher ist
als das zur Verfügung stehende Angebot, und
zwar gerade dort, wo es keine gebundene und ver-
pflichtende Ganztagseinrichtung gibt. Hinsicht-
lich der Regelungen im SGB VIII darf man nicht
verkennen, dass dort klar vorgesehen ist, dass es
einen Anspruch auf eine Ganztagsbetreuung von
acht Stunden gibt, wenn der Bedarf vorhanden ist.

Herr Matthias Dantlgraber (Familienbund der Ka-
tholiken): Konkrete Zahlen kann ich dazu leider
auch nicht liefern. Ich stimme selbstverständlich
zu, dass der Anspruch auf einen Ganztagsplatz
nach dem SGB VIII bereits jetzt besteht, wenn
man in Vollzeit arbeitet.

Ich habe Ihre Frage dahingehend verstanden, dass
Sie wissen möchten, wieviele Personen, die die-
sen Anspruch haben, ihn aber nicht realisieren
können. Leider haben wir auch keine konkreten
Zahlen. Aber es wenden sich immer wieder Fami-
lien an uns, die sagen, dass sie keinen Platz be-
kommen hätten, so wie das auch der Fall ist beim
Anspruch auf einen Halbtagsplatz. Nach unserem

Eindruck gibt es da große regionale Unterschiede.
Wir sprechen uns für den Anspruch auf einen
Ganztagsplatz aus, weil damit das Angebot we-
sentlich vergrößert wird, so dass dann auf jeden
Fall auch gewährleistet werden könnte, dass die
Familien, die einen Ganztagsplatz benötigen, ihn
auch bekommen, auch die Eltern, die nach der ak-
tuellen Rechtslage keinen Anspruch haben, ihn
aber faktisch dennoch benötigen. Auch wenn man
nicht in Vollzeit arbeitet, ist es schwer, die eigene
Arbeitszeit mit den Kitazeiten für einen Halbtags-
platz zu synchronisieren. Die damit verbundenen
Probleme würden gelöst, wenn man genügend
Ganztagsplätze hätte. Dies trüge zur besseren Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf bei und es
würde die Flexibilität für die Familien deutlich
vergrößern. Deshalb befürworten wir die Forde-
rung nach einem Anspruch auf einen Ganztags-
platz.

Abg. Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU):
Ich habe noch zwei Fragen an Frau Professorin
Jachmann-Michel bezüglich des Steuerrechts.
Eine Frage betrifft noch einmal die Diskussion
über den Themenkomplex Individualbesteuerung,
Ehegattensplitting und Familiensplitting. Diese
Diskussion gibt es schon seit vielen Jahren. Es gilt
der Grundsatz – das war damals die Intention des
Bundesverfassungsgerichtes –, dass man diejeni-
gen, die füreinander Verantwortung übernehmen
– Stichwort Ehe – steuerrechtlich nicht schlechter
stellen kann. Konsequenterweise müsste man sa-
gen, dass man sie aber auch nicht unbedingt bes-
ser stellen muss. Der Gesetzgeber könnte also zu
einer Individualbesteuerung zurückkehren. Aber
es gibt es auch Mischformen. Zum Beispiel gibt es
in einigen Kantonen der Schweiz ein Teilsplitting.
Dabei werden die Einkommen der Ehepartner zu-
sammengezählt und durch einen bestimmten Fak-
tor geteilt. Wenn man dieses nicht nur unter ver-
fassungsrechtlichen, sondern auch unter familien-
politischen Gesichtspunkten weiterdenkt, ist
dann ein Modell in Richtung Familiensplitting,
bei dem zum Beispiel Kinder mit einem bestimm-
ten Faktor angerechnet werden, aus Ihrer Sicht
steuerrechtlich grundsätzlich problematisch? Und
wenn ja, warum?

Meine zweite Frage bezieht sich auf einen Aspekt,
den Sie, glaube ich, bereits erwähnt hatten, dass
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man nämlich endlich das Thema Kinderfreibe-
träge und Kindergeld lösen sollte. Dabei hatten
Sie sich für die Kinderfreibeträge ausgesprochen.
Hierzu interessiert mich Ihre Begründung. Denn
das Existenzminimum soll nicht besteuert wer-
den, deswegen gibt es die Freibeträge plus Sozial-
und Bildungsfaktoren und das ist dann für einen
einfachen Menschen wie mich umgerechnet das
Kindergeld. Wäre es dann nicht konsequent, zu
sagen, dass es dann eigentlich diese Umrechnung
weiterhin geben müsste? Aber die Kinderfreibe-
träge, wie sie heute angelegt sind, sorgen ja für
eine Ungleichbehandlung im Hinblick auf das je-
weilige Einkommen der Eltern. Wenn ich zum
Beispiel 65.000 Euro oder mehr verdiene, habe ich
eine größere Entlastung als wenn ich darunter
liege. Das ist doch unter dem Gesichtspunkt, dass
man das Kind in den Fokus nehmen will, dann
doch ein Problem. Wäre nicht ein einheitliches
Kindergeld als Umrechnung des Freibetrages dann
eher der bessere Weg?

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Wir haben uns mit dem
geltenden System, mit dem wir das Kindergeld
mit den Kinderfreibeträgen gekoppelt haben,
nichts Gutes getan. Denn es wird nur gesehen,
dass derjenige, der durch den Kinderfreibetrag hö-
her entlastet wird, besser dasteht als derjenige, der
die Entlastung nicht bekommen kann, weil er im
Extremfall keine Steuern zahlt. Es wird aber nicht
gesehen, dass derjenige, der die höhere Entlastung
erhält, auch jenseits dessen viel mehr Steuern
zahlt. Das ist die Konsequenz der Progression. Ich
bin kein Fan der Progression. Wir brauchen sie
aus verfassungsrechtlichen Gründen auch nicht.
Wenn wir einen einheitlichen Steuersatz hätten,
hätten wir all diese Probleme nicht. Und der, der
mehr verdient, würde immer noch mehr Steuern
zahlen. Das einmal vorweg. Aber auch der, der
durch seine eigene Arbeit viel Geld verdient, hat
nach der Verfassung das Recht, zuerst sein Exis-
tenzminimum und das seines Kindes finanzieren
zu dürfen. Erst dann muss er seinen Part zum
Wohl der Allgemeinheit abgeben. Wenn wir nun
sagen, das Existenzminimum ist steuerfrei, dann
hat die Steuer und die progressive Steuer dort
nichts zu suchen. Es ist rechnerisch dann so, dass
derjenige, der mehr verdient, einen höheren Steu-
ersatz hat und mehr Steuer zahlen muss, bei der
Entlastung besser dazustehen scheint. Das ist aber

nur die Konsequenz dessen, dass er auch mehr
Steuern zahlen muss. Ich bin der Meinung, dass
wir da nicht herangehen können. Es ist nach dem
Grundgesetz nicht möglich, dass der Staat – um
mal einmal ein extremes Beispiel zu nennen – erst
alles „wegbesteuert“ und dann als sozialer Staat
das, was er zuerst weggenommen hat, wieder zu-
rückgibt. Das heißt bezogen auf die Kinder: Es
geht nicht, dass durch die Steuer auch auf das zu-
gegriffen wird, was der Einzelne für sein Kind
braucht, um anschließend zu sagen, „du kriegst
dafür Kindergeld“. Wenn derjenige, der seine Kin-
der selbst unterhalten kann, kein Kindergeld be-
kommt, habe ich damit kein Problem. Aber verfas-
sungsrechtlich ist es dem Gesetzgeber nicht mög-
lich auf das Existenzminimum des Kindes steuer-
rechtlich zuzugreifen. Das wird aber dadurch ver-
schleiert, dass wir im geltenden System zuerst das
Kindergeld zahlen, dann rechnet man und man
rechnet doppelt. Das machen wir gerne, weil wir
es gern kompliziert mögen.

Aber wir sollten Kindergeld und Kinderfreibetrag
trennen. Das Sozialrecht ist für das Kindergeld da,
auch wenn sie es jetzt ins Einkommensteuerrecht
geschrieben haben. Der Kinderfreibetrag ist nichts
anderes wie die Zugriffsschranke auf das indivi-
duell selbst Erwirtschaftete.

Die andere Frage betraf das Splitting bzw. die In-
dividualbesteuerung. Wenn man eine Individual-
besteuerung der Eheleute möchte, muss man be-
denken, dass diese auch rechtliche Pflichten ha-
ben. Die Ehe beinhaltet ein Unterhaltsrecht und
ein Güterrecht. Wenn man sich das Zivilrecht ge-
nau anschaut, dann kommt ein Halbteilungs-
grundsatz zum Ausdruck. Das heißt, man müsste
bei einer Individualbesteuerung die ehelichen
Verpflichtungen berücksichtigen. Das könnte
dann zu einem gar nicht viel anderen Ergebnis als
dem Splittingmodell führen, das wir jetzt haben.
Denn in Artikel 6 Grundgesetz ist die Freiheit der
Ehe verankert und es heißt, die Gestaltung des
ehelichen Zusammenlebens sollte vom Staat un-
beeinflusst sein; unbeeinflusst auch vom Steuer-
staat. Daher sollte der Staat durch die Steuer da
nicht „hineinregieren“. Das gewährleistet das
Splitting. In ihrem Statement hat meine Nachba-
rin gesagt, dass eine Frau in der Ehe den Vorteil
des Splittings habe, als nunmehr Alleinerzie-
hende habe sie diesen Vorteil nicht mehr und
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müsse mehr Steuern zahlen. Das wird oft so ge-
sagt. Ich denke nicht, dass sie, weil sie jetzt weni-
ger Einkommen hat, mehr Steuern zahlen muss.
Ich glaube, das ist nicht der richtige Vergleich. Sie
wird wahrscheinlich weniger Steuern zahlen als
vorher….

Frau Miriam Hoheisel (Verband alleinerziehender
Mütter und Väter, Bundesverband e. V.): Sie hat
auf ihr Einkommen eine höhere Steuerbelastung…

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Ja, aber sie hat auch die
rechtliche „Vorgefertigtheit“ der Ehe nicht mehr.
Ich kann nur vor dem Hintergrund unserer gelten-
den Rechtsordnung sprechen, bei der der Mensch,
der heiratet, rechtlich eingebundener ist als der,
der nicht heiratet – mit vielleicht unangenehmen
Konsequenzen. Deswegen will ich schon davor
warnen, das Splittingmodell aufzugeben.

Aber man kann eine Individualbesteuerung ein-
führen, man muss dann aber anders typisieren.
Wenn man dabei Kinder berücksichtigen will,
wird es problematisch. Wir berücksichtigen die
Unterhaltspflicht. Sie können also hergehen und
sagen: Den Unterhalt, den man seinem Kind
schuldet, kann man berücksichtigen. Dann hat das
Kind auf seinen Unterhalt Einkommensteuer zu
zahlen. Das würde aber bedeuten, dass man kein
Erwerbseinkommen berücksichtigt – was ansons-
ten im Einkommensteuerrecht der Fall ist –, son-
dern eine fiktive Zahl. Denn keiner zahlt dem mit
ihm zusammenlebenden Kind den Unterhalt real
aus. Eine solche Regelung wäre möglich, würde
aber nicht zu unserem System passen.

Es passt auch nicht, wenn man für die Alleiner-
ziehenden ein Splitting mit ihrem Kind vorsieht.
Denn der Hintergrund der Struktur der Ehe als Er-
werbsgemeinschaft ist – aufgrund zum Beispiel
der zivilrechtlichen Unterhaltspflichten und Arti-
kel 6 Grundgesetz –, dass zwei Personen, die das,
wovon sie leben, arbeitsteilig erwerben. Dies wird
dann halbteilig berücksichtigt. Das Kind ist aber
regelmäßig kein Verdiener, sondern man hat eine
Unterhaltsgemeinschaft mit dem Kind. Und des-
wegen passt das Splitting hier nicht.

Bei gleichgeschlechtlichen Paaren passt das Split-
ting, weil sie zusammen rechtlich gebunden sind.

Das gemeinsame Erwirtschaften mit den Kindern
passt nicht so gut. Wenn man ein Familiensplit-
ting einführen will, würde ich vorschlagen, den
realen Unterhalt als Ausgaben und beim Kind als
Einnahmen zu betrachten. Wenn man mit Fakto-
ren arbeiten will, würde man es komplizierter ma-
chen. Man muss bei einem Vergleich verschiede-
ner Länder – zum Beispiel mit der Schweiz, die
eben angesprochen worden ist – den jeweiligen zi-
vil- und verfassungsrechtlichen Hintergrund se-
hen. Ich denke, dass man es in unserem System
beim normalen Splitting und beim Kinderfreibe-
trag belassen sollte. Denn dann trägt man der un-
terschiedlichen Leistungsfähigkeit des Einzelnen
Rechnung. Wenn man eine Individualbesteuerung
will, muss man die Ehe mit ihrer rechtlichen Ge-
bundenheit entsprechend berücksichtigen.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Wir kommen
nun zum Fragerecht der SPD-Fraktion. Der Frak-
tion stehen 17 Minuten zur Verfügung. Dr. Fritz
Felgentreu, bitte schön.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Meine erste Frage
richtet sich an Frau Professorin Wersig. Über das
Thema Unterhaltsvorschuss ist bereits mehrfach
gesprochen worden und es wurden von den ver-
schiedenen Anhörpersonen vergleichbare Reform-
vorschläge gemacht. Allerdings hat niemand dabei
die Frage der Finanzierung thematisiert. Wir ha-
ben ja nun die schwierige Situation, dass der Un-
terhaltsvorschuss zu einem Drittel vom Bund und
zu zwei Dritteln von den Ländern finanziert wird.
Meine Frage lautet daher, wie können die Reform-
vorschläge finanziert werden? Welche Änderun-
gen sind beim Unterhaltsvorschuss prioritär vor-
zunehmen? Müsste zuerst die Aufhebung der Be-
zugsdauer erfolgen, die Anhebung der Alters-
grenze oder die Nichtanrechnung der Hälfte des
Kindergeldes? Für die Umsetzung der Vorschläge
ist es eine wichtige Frage, wie man erreichen
kann, dass die Länder mitziehen?

Frau Prof. Dr. Maria Wersig (Deutscher Juristin-
nenbund e. V.): Das sind schwierige Fragen. Unter
der Voraussetzung, dass man aktuell nur einen
Aspekt umsetzen kann, dann sollte die Alters-
grenze auf 18 Jahre angehoben werden. Das wäre
ein wichtiger erster Schritt. Zur Frage der Finan-
zierung kann ich Ihnen leider kein Konzept vorle-
gen.
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Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Dann habe ich
eine Frage an Frau von zur Gathen. Wir haben
festgestellt, dass die Rückholquote beim Unter-
haltsvorschuss insgesamt betrachtet gering ist.
Aber es gibt zwischen den Bundesländern erhebli-
che Unterschiede. Einige Bundesländer erzielen
eine höhere Rückholquote als andere. Welches
sind aus Ihrer Sicht dafür die Gründe und wie
können die Rückholquoten insgesamt optimiert
werden? Wir sehen da ein erhebliches Vollzugsde-
fizit.

Frau Marion von zur Gathen (Der Paritätische Ge-
samtverband): Vor Kurzem ist der Bericht über die
Auswirkungen der Einführung des Kontenabruf-
verfahrens nach § 6 Absatz 6 des Unterhaltsvor-
schussgesetzes sowie über die gegebenenfalls not-
wendige Weiterentwicklung dieser Vorschrift (BT-
Drs. 18/7700) veröffentlicht worden, in der ausge-
führt wird, dass seit Einführung des Kontoabruf-
verfahrens die Rückholquoten gesteigert werden
konnten. Im Jahr 2010 lag die Rückholquote bei
18 Prozent und im Jahr 2015 schon bei 23 Prozent.
Das zeigt, dass man mit den richtigen Instrumen-
ten die Väter dazu bringen kann, ihren Unterhalt
zu zahlen. Man muss einfach Druck aufbauen.
Dem Bericht ist auch zu entnehmen, dass bereits
der Hinweis auf das Kontoabrufverfahren die Zah-
lungsbereitschaft der Väter fördert. Manchmal ist
es einfach wichtig, den Personen deutlich zu ma-
chen, dass sie eine Verpflichtung haben und dass
es kein Kavaliersdelikt ist, wenn man zwar über
das Geld verfügt, aber die Unterhaltspflichten ge-
genüber den Kindern trotzdem nicht erfüllt. Wenn
sich die Unterhaltsvorschussstellen hier deutlich
positionieren, können sie andere Rückholquoten
erreichen. Die Länder werden vielleicht erkennen,
dass sie einen Vorteil davon haben, wenn die Vä-
ter ihren Unterhaltsverpflichtungen umfassend
und in voller Höhe nachkommen und Mütter und
Kinder aus dem SGB II-Leistungsbezug heraus-
kommen. Das scheint mir auch der richtige Weg
zu sein, um die Länder davon zu überzeugen, die
Altersgrenze anzuheben.

Die Unterschiede zwischen den Ländern haben si-
cherlich auch damit zu tun, wie die Behörden ihre
Aufgaben wahrnehmen und wie stark das Inte-
resse an einer Rückzahlung ist. Es ist letztendlich
auch davon abhängig, ob in den Jugendämtern
Beistandschaften eingerichtet worden sind und

wie diese im Einzelnen arbeiten.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich habe eine An-
schlussfrage an Frau von zur Gathen. Wie hoch ist
die durchschnittliche Bezugsdauer des Unter-
haltsvorschusses bzw. wie hoch ist der Prozent-
satz derer, die den Unterhaltsvorschuss weniger
als 72 Monate – also weniger als sechs Jahre – be-
ziehen? Oder wird dieser Zeitrahmen in der Regel
ausgeschöpft? Gibt es im Hinblick auf die nicht
rückholbaren Unterhaltsvorschusszahlungen be-
lastbares Datenmaterial oder Erkenntnisse über
die Personengruppe der getrenntlebenden Väter,
die aufgrund ihrer Einkommenssituation nicht in
der Lage sind, Unterhalt zu zahlen?

Frau Marion von zur Gathen (Der Paritätische Ge-
samtverband): Mir liegen keine belastbaren Zah-
len darüber vor, wie viele Väter aufgrund ihrer
Einkommenssituation nicht in der Lage sind, Un-
terhalt zu zahlen. Sicherlich gibt es Väter, die
nicht zahlen können. Hier muss der Staat die
Grundsatzentscheidung treffen, ob die Alleiner-
ziehenden SGB-II-Leistungen oder SGB-XII-Leis-
tungen erhalten sollen oder ob der Staat anstelle
der nicht leistungsfähigen Väter Unterhalt zahlt.
Ich halte es für wichtig, hier ein klares Signal an
die Alleinerziehenden zu senden und zum Aus-
druck zu bringen, dass man erkennt und wert-
schätzt, dass sie eine doppelte Belastung tragen
und sie entsprechend unterstützt werden, wenn
der barunterhaltspflichtige Elternteil, aus welchen
Gründen auch immer, hierin nicht eintreten kann.
Allerdings ist meine Einschätzung, dass viele Vä-
ter ihre Einkommenssituation nicht wahrheitsge-
mäß darstellen. Das zeigen auch die Kontoabruf-
verfahren. Denn, wenn die Rückgriffquote sich in
so kurzer Zeit evident steigern lässt, muss effektiv
eine andere Situation vorliegen. Sie hatten noch
eine zweite Frage, an die ich mich jetzt nicht ge-
nau erinnere.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Wieviel Prozent
der alleinerziehenden Haushalte schöpfen weni-
ger als sechs Jahre die Unterhaltsvorschussleistun-
gen aus?

Frau Marion von zur Gathen (Der Paritätische Ge-
samtverband): Das kommt darauf an, ob diese
Haushalte zwischenzeitlich in den SGB II-Leis-
tungsbezug geraten sind. Denn dann wirkt sich
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der Unterhaltsvorschuss überhaupt nicht aus; er
wird zu 100 Prozent angerechnet. So kommen
dann sechs Jahre schnell zusammen. 72 Monate
im Leben eines Kindes sind nicht viel. Hinsicht-
lich der verbleibenden 12 Jahre bis zur Volljährig-
keit müssen die Alleinerziehenden schauen, wie
sie den Unterhalt Ihres Kindes realisieren können.
Da hilft ihnen niemand mehr. Das ist ein nicht-
haltbarer Zustand.

Allerdings kann ich Ihnen keine konkreten Zahlen
für die Bezugsdauer nennen. Zurzeit sind etwa
450.000 Kinder im Leistungsbezug, davon die
Hälfte der Kinder unter sechs Jahren und die an-
dere Hälfte zwischen sechs und zwölf Jahren.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich wechsele jetzt
zum Themenfeld Ehegattensplitting im Steuer-
recht. Frau Professorin Jachmann-Michel hat eben
einige aus ihrer Sicht problematische Punkte aus-
geführt, wenn man das bestehende System verän-
dern will. Ich möchte Frau Professorin Wersig fra-
gen: Halten Sie eine Reform des Ehegattensplit-
tings bzw. unserer gegenwärtigen Splittingmo-
delle für denkbar, von der am Ende auch die Al-
leinerziehenden profitieren? Wie müsste gegebe-
nenfalls eine solche Reform ausgestaltet werden?

Frau Prof. Dr. Maria Wersig (Deutscher Juristin-
nenbund e. V.): Anders als die Kollegin Jach-
mann-Michel bin ich der Auffassung, dass das
Ehegattensplitting dringend reformbedürftig ist.
Ich möchte gerne zu der Nachzeichnung von Un-
terhalts- und Güterrecht noch einmal etwas sagen,
denn das ist etwas, was man häufig in Diskussio-
nen hört. Man kann das aber auch anders sehen.
Die Fiktion der Halbteilung, also des gemeinsa-
men Verbrauchs des Geldes in der intakten Durch-
schnittsehe – wie man das häufig liest –, ist weder
empirisch noch rechtlich gestützt. Die sozialwis-
senschaftliche Forschung zur Geldverwaltung in
Paarbeziehungen kommt zu einem anderen Ergeb-
nis, als dass alles hälftig und ohne Berücksichti-
gung der „Machtverhältnisse“ usw. geteilt wird.
Auch zivilrechtlich gesehen ist es nicht so, dass
ein Anspruch auf eine hälftige Leistung des Gel-
des des Alleinverdieners besteht. Der Alleinver-
diener erwirbt Eigentum an seinem Einkommen
und die Ehefrau – um im Bild zu bleiben – erwirbt
schuldrechtliche Unterhaltsansprüche. Das ist et-
was völlig anderes. Erst nach der Ehe kommt dann

der Zugewinn und der Versorgungsausgleich. Man
kann das also auch anders machen, und wenn
man Artikel 3 Absatz 2 Grundgesetz, also die
Durchsetzung der Gleichberechtigung, mit in die
juristische Analyse aufnimmt, dann muss man das
auch tun. Wenn Frau Professorin Jachmann-Mi-
chel sagt, „wir wollen mit der Steuer da nicht hin-
einregieren“, dann muss man sich die Auswirkun-
gen des Ehegattensplittings auf die Frauener-
werbstätigkeit anschauen. Im Angesicht der zur
Verfügung stehenden Zeit möchte ich das nicht
weiter vertiefen. Sie kennen alle die Diskussio-
nen, die seit den 1950er Jahren geführt werden.
Der Deutsche Juristinnenbund ist stolz darauf, das
Ehegattensplitting von Anfang an abgelehnt zu ha-
ben. Aber, wenn man es jetzt abschafft und zum
Beispiel zu einer Individualbesteuerung mit ei-
nem übertragbaren zweiten Grundfreibetrag über-
geht, dann haben die Alleinerziehenden dennoch
lange nichts davon. Damit wird vielleicht der Ge-
rechtigkeitssinn befriedigt, aber davon kann man
sich natürlich noch nichts kaufen. Das heißt, wir
brauchen ein gerechtes Steuersystem, das alle Fa-
milien gleich behandelt. Wenn man das Steuer-
system zum Beispiel zu einem Familiensplitting
umbauen will – was man manchmal als Vor-
schlag hört, zuletzt aus Hamburg – muss man klä-
ren, wie das erfolgen soll. Will man das Splitting
auf den bestehenden Familienlastenausgleich auf-
satteln? Das würde nur den Familien etwas brin-
gen, die viele Kinder und ein hohes Einkommen
haben. Dazu gehören wiederum nicht die Allein-
erziehenden. Der richtige Weg ist aus meiner
Sicht die Individualbesteuerung. Einzelne Förde-
rungen müssten woanders angesiedelt werden.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich möchte noch
einmal nachhaken bezüglich Ihrer Aussage, Frau
Professorin Wersig, dass Alleinerziehende nichts
davon hätten. Nehmen wir den Fall einer gutver-
dienenden alleinerziehenden Mutter mit einem
Kind. Das gibt es, auch wenn es nicht der Normal-
fall ist. Wenn man hier ein Splittingmodell an-
wenden würde, würde sich doch die Steuerlast
deutlich senken, oder nicht?

Frau Prof. Dr. Maria Wersig (Deutscher Juristin-
nenbund e. V.): Ja, das ist richtig und das wird
auch von Einzelnen gefordert. Allerdings wird
dies nicht vom Interessenverband gefordert, der
sich für die Individualbesteuerung ausspricht. Das
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finde ich bemerkenswert. Die reiche Alleinerzie-
hende kann nicht das Leitbild für die Politik sein.
Insofern handelt es sich nach meiner Einschät-
zung um eine rein theoretische Überlegung.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Es ging mir jetzt
nicht um ein Leitbild, sondern um das Problem-
verständnis, weshalb wir Sie als Experten fragen.

Zu einem neuen Thema, Frau Professorin Wersig.
Ihr Verband fordert die Einführung eines Um-
gangsmehrbedarfs im SGB II. Können Sie bitte
kurz erklären, was es damit auf sich hat und wes-
halb Sie einen Umgangsmehrbedarf für notwendig
halten?

Frau Prof. Dr. Maria Wersig (Deutscher Juristin-
nenbund e. V.): Bei einer temporären Bedarfsge-
meinschaft nach dem SGB II werden bei der al-
leinerziehenden Person im SGB-II-Bezug die Leis-
tungen tageweise gekürzt, wenn sich das Kind in
zwei Elternhaushalten aufhält. Die entsprechen-
den Bescheide sind schwer zu verstehen und stel-
len einen hohen Verwaltungsaufwand dar. Dahin-
ter steht der Gedanke, den der Juristinnenbund für
falsch hält, dass der Bedarf gleich bleibt und die
Kosten entsprechend aufgeteilt werden. Je länger
ein Kind sich jedoch in zwei Haushalten aufhält,
desto mehr fallen die Kosten nach meiner Ein-
schätzung ins Gewicht; das heißt, die Kosten stei-
gen, denn manche Sachen müssen zum Beispiel
doppelt vorhanden sein und manche Kosten im
Haushalt laufen auch weiter, wenn sich das Kind
im anderen Haushalt aufhält. Der Regelsatz ist
eine Fiktion. Deshalb halten wir diese Kürzungen
für hochproblematisch. Wir halten es für falsch,
dass Alleinerziehende anfangen müssen, zu rech-
nen, und dass Umgangsfragen mit finanziellen
Leistungen verknüpft werden. Deshalb empfehlen
wir die Einführung eines Umgangsmehrbedarfs,
um die Kosten des Umgangs beim anderen Eltern-
teil abzusichern. Somit könnte auch verhindert
werden, dass ein Konflikt über das Geld in die Fa-
milie getragen wird. Der kommt jedoch nur da
zum Tragen, wo auch der andere Elternteil im
SGB II-Bezug ist.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Die nächste Frage
richtet sich an Frau Hoheisel. In der wirtschaftli-
chen Debatte wird häufig gefordert, neben dem

Begriff „Alleinerziehende“ auch den Begriff „Ge-
trennterziehende“ zu berücksichtigen bzw. den ei-
nen durch den anderen zu ersetzen. Wie bewerten
Sie das?

Frau Miriam Hoheisel (Verband alleinerziehender
Mütter und Väter, Bundesverband e. V.): Als al-
leinerziehend bezeichnen wir bei getrennt leben-
den Eltern den Elternteil, der im Alltag die Haupt-
verantwortung für die Kindererziehung und den
Haushalt hat und der vor allen Dingen die wirt-
schaftliche Hauptverantwortung alleine trägt. Ge-
trennterziehende Eltern sind eher eine „Zukunfts-
musik“. Wenn sich getrenntlebende Eltern tat-
sächlich die Verantwortung teilen, was aber nicht
die Lebensrealität der meisten Alleinerziehenden
ist, dann würde ich auch von getrennterziehenden
Eltern sprechen.

Abg. Dr. Fritz Felgentreu (SPD): Ich habe noch
eine letzte Frage an Frau von zur Gathen. Sie hat-
ten vorhin den Zusammenhang zwischen dem
Kinderzuschlag und der Anrechnung des Unter-
haltsvorschusses angesprochen. Können Sie bitte
hierzu noch einmal die Systematik erklären? Ich
bin davon ausgegangen, dass beim Kinderzuschlag
das Einkommen, also auch der Unterhaltsvor-
schuss, angerechnet wird. Das scheint zunächst
einmal systemgerecht zu sein.

Frau Marion von zur Gathen (Der Paritätische Ge-
samtverband): Es ist schwierig, die gesamte kom-
plexe Systematik des Kinderzuschlags kurz zu er-
klären. Es ist so, dass der Kinderzuschlag vermei-
den soll, dass ein alleinerziehender Elternteil nur
aufgrund des Kindes in den Leistungsbezug des
SGB II rutscht. Bei der Berechnung wird zugrunde
gelegt, welches Einkommen das Kind zur Verfü-
gung hat; Unterhaltszahlungen oder Unterhalts-
vorschuss sowie Waisenrente werden als Einkom-
men des Kindes angerechnet. Das führt dazu, dass
Alleinerziehende in der Regel keinen Kinderzu-
schlag bekommen. Seit Jahren fordert der Paritäti-
sche Gesamtverband, dass die Anrechnung eines
Mehrbedarfs für Alleinerziehende notwendig ist.
Man müsste sich mit der Unterhaltsanrechnung
und mit der Anrechnung der verschiedenen Ein-
kommensarten noch einmal auseinandersetzen
und sich die Konstruktion des Kinderzuschlags
anschauen. Denn mit der vorliegenden Ausgestal-
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tung wird man die Alleinerziehenden nicht errei-
chen und damit wirkt er nicht so, wie er wirken
soll, dass nämlich die Alleinerziehenden erst gar
nicht in den SGB-II-Leistungsbezug rutschen.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Als Nächstes
kommen wir zum Fragerecht der Fraktion DIE
LINKE., Herr Kollege Jörn Wunderlich, bitte
schön.

Abg. Jörn Wunderlich (DIE LINKE.): Da sich alle
Sachverständigen für den Ausbau des Unterhalts-
vorschusses ausgesprochen haben, verzichte ich
auf meine Frage hierzu. Ich möchte eine Frage
zum steuerlichen Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende stellen. Dieser hat den früheren Haus-
haltsfreibetrag abgelöst und ist jetzt etwa um die
Hälfte niedriger. Das war nach meiner Einschät-
zung im Hinblick auf die Alleinerziehenden ein
Schritt in die falsche Richtung. Frau Professorin
Jachmann-Michel, Sie haben gesagt, dass die For-
derung in unserem Antrag, die einschränkende
Bedingung zur Gewährung des Entlastungsfreibe-
trages, wonach Alleinerziehende keine Haushalts-
gemeinschaft mit einer anderen volljährigen Per-
son bilden dürfen, abzulehnen sei, denn dann
würden die Betroffenen Unterstützung von einer
in der Haushaltsgemeinschaft lebenden erwachse-
nen Person bekommen. Das heißt für mich aber,
wenn man den Vorteil der geleisteten Unterstüt-
zung in dieser Haushaltsgemeinschaft, z. B. bei
unverheirateten Paaren, herauszieht, dass man
dann einen Vorteil durch ein entsprechendes
Steuersplitting gewähren müsste. Wenn es die Er-
wartung gibt, dass Erziehungs- und Betreuungs-
aufgaben von Nichtsorge- oder Nichtunterhalts-
verpflichteten geleistet werden, dann sollte ihnen
nach meiner Einschätzung eine Gegenleistung er-
bracht werden.

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Ich habe bereits ein-
gangs gesagt, dass der Familienbegriff das Problem
ist. Ich kann relativ einfach feststellen, ob in dem
Haushalt noch ein weiterer Erwachsener lebt. In
Bezug auf das Steuersplitting mit allen Konse-
quenzen wird es jedoch schwierig, weil ich keine
rechtliche Vorgeformtheit solcher Familien habe.
Wenn zum Beispiel eine Großmutter in diesem
Haushalt lebt und sie Betreuungsleistungen über-
nimmt, handelt es sich gleichwohl aber nicht um

eine Erwerbsgemeinschaft, wie es für ein Splitting
erforderlich ist. Ich empfehle, dass man eine Sub-
ventionierung der Alleinerziehenden – wenn es
denn wirklich Alleinerziehende sind – außerhalb
des Steuerrechts regelt. Dann hat man weder das
Problem der Gleichheit der Besteuerung noch das
Problem der Tatbestandsmäßigkeit der Besteue-
rung. Ein Splitting für alle, die Verantwortung
übernehmen, kann ich mangels rechtlicher Bin-
dung für den Steuertatbestand nicht befürworten.
Wenn man jetzt einen Entlastungsbetrag für Al-
leinerziehende will, unabhängig davon, ob ein
weiterer Erwachsener im Haushalt wohnt, son-
dern aufgrund der Tatsache, dass der Unterhalts-
pflichtige nicht in dem Haushalt wohnt, denke
ich, dass man dies konkreter definieren müsste.
Man müsste den Mehraufwand der Alleinerzie-
henden gegenüber dem von Eltern, die beide ar-
beiten, benennen. Wenn ich einen solchen Auf-
wand – gegebenenfalls auch nur abstrakt – fest-
stellen kann, dann kann ich eine Typisierung vor-
nehmen. Beim Entlastungsbetrag und in den An-
trägen wird von einer grundsätzlichen Nachteils-
situation Alleinerziehender ausgegangen, zum
Beispiel hinsichtlich der Arbeitsplätze oder der
Wohnungen. Das sind aber alles negative Lebens-
umstände, die in einem Steuertatbestand nur
schwer zu fassen sind. Die eigentliche Schwierig-
keit des Entlastungsbetrags ist, dass man bei sei-
ner Einführung Nachteile ausgleichen wollte.
Aber man müsste einmal konkret untersuchen,
welche Nachteile durch Steuererleichterungen ab-
gefangen werden können, und welche Nachteile
woanders anzusiedeln sind, zum Beispiel weil die
soziale Lebenssituation schlecht ist oder weil die
psychische Belastung höher ist. Ich denke, dass
manche Nachteile durch sozialrechtliche Regelun-
gen abgefangen werden müssten. Der Entlastungs-
betrag in seiner heutigen Form stellt eine Misch-
form dar. Das Bundesverfassungsgericht hält den
Entlastungsbetrag nicht für verfassungsrechtlich
geboten. Es ist eine Subvention. Aber auch bei ei-
ner Subvention sollte man meines Erachtens kon-
kret bestimmen, wozu sie dienen soll. Eine gut
verdienende alleinerziehende Person, die sicher-
lich nicht den Prototyp darstellt, benötigt keinen
Entlastungsbetrag, wenn es die soziale Situation
nicht erfordert. Deswegen meine ich, dass man für
einen Nachteilsausgleich das Sozialrecht heran-
ziehen sollte.
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Abg. Jörn Wunderlich (DIE LINKE.): Ich richte die
gleiche Frage auch an Frau Hoheisel.

Frau Miriam Hoheisel (Verband alleinerziehender
Mütter und Väter, Bundesverband e. V.): Ja, wie
lässt sich der Mehraufwand beziffern? Der Gesetz-
geber hat bei der Einführung des Entlastungsbe-
trags in seiner jetzigen Form an der finanziellen
Mehrbelastung von Alleinerziehenden ange-
knüpft. Wenn es beispielsweise in einem Haushalt
nur eine einzige Person gibt, die ein Verdienstein-
kommen hat und daraus die Wohnungsmiete al-
lein finanzieren muss, dann fehlen Synergieef-
fekte, die ein Ehepaar oder ein Paar haben kann.
Daran knüpft der Entlastungsbetrag an.

Der Entlastungsbetrag ist im Jahr 2004 eingeführt
worden. Bis zum Jahr 2003 gab es den sogenann-
ten Haushaltsfreibetrag, der einen anderen An-
knüpfungspunkt hatte. Ende der 1950er Jahre
wurde mit dem Splitting ein Gegenstück für Al-
leinerziehende eingeführt, der in der Höhe des
Grundfreibetrags ausgestaltet war. Das war im
Prinzip bis in die Mitte der 1990er Jahre der Fall.
Der sogenannte Haushaltsfreibetrag ist mit dem
Grundfreibetrag für Erwachsene gestiegen, wurde
dann abgeschmolzen und schließlich in bekannter
Art und Weise reduziert auf 1.308 Euro, um end-
lich nach zehn Jahren erhöht zu werden. Ich
möchte noch einen Aspekt einbringen, Frau Pro-
fessorin Jachmann-Michel: Das Bundesverfas-
sungsgericht ist bei seinen Anforderungen großzü-
giger als Sie. Es hat nämlich freigestellt, ob der
Entlastungsbetrag in seiner jetzigen Ausgestaltung
tatsächliche Mehraufwendungen widerspiegelt –
Sie fordern ja eine konkretere Benennung – oder
ob es eine soziale Förderleistung darstellt, und
zwar im Rahmen des § 24b Einkommensteuerge-
setz. Auch hierfür hat es dem Gesetzgeber einen
Gestaltungsspielraum attestiert, den Freibetrag in
seiner jetzigen Ausgestaltung als soziale Förder-
leistung zu erhöhen. Unsere Schlussfolgerung ist,
den Freibetrag zu erhöhen und an den Grundfrei-
betrag zu koppeln.

Abg. Cornelia Möhring (DIE LINKE.): Mich inte-
ressiert in Bezug auf die Wohnungsfrage, welche
Vorschläge es seitens des Verbandes alleinerzie-
hender Mütter und Väter gibt, Frau Hoheisel, um
die schwierige Situation zu verbessern, wobei es
nicht um die Größe eines Schlafzimmers geht.

Frau Miriam Hoheisel (Verband alleinerziehender
Mütter und Väter, Bundesverband e. V.): Neben
das Bild des größeren Schlafzimmers möchte ich
zuerst ein anderes Bild stellen. Denn die Frage bei
Alleinerziehenden ist nicht, wie groß das Schlaf-
zimmer ist, denn in der Realität steht ein Schlaf-
sofa im Wohnzimmer, weil es kein eigenes Schlaf-
zimmer gibt. Eine bessere Wohnungsförderung
sollte nicht über das Steuerrecht laufen, sondern
es sollte der soziale Wohnungsbau wieder stärker
gefördert werden. Alleinerziehende haben oftmals
ein kleines Einkommen und können sich oft be-
stimmte Wohnungen nicht leisten. Das Problem
haben auch andere Menschen, von daher ist der
soziale Wohnungsbau gefragt, hierauf Antworten
zu finden.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Dann kommen
wir zum Fragerecht der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Hier ist mir als Fragestellerin
Frau Dr. Franziska Brantner gemeldet, bitte schön.

Abg. Dr. Franziska Brantner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich möchte auf den Anspruch auf eine
Ganztagsbetreuung für Kinder zu sprechen kom-
men. Es wurde dazu auf die Bedarfe der Eltern
hingewiesen. Das stimmt zwar, aber wir wollen ja
dahin kommen, dass es sich generell um einen
Anspruch bzw. ein Recht des Kindes auf einen
Betreuungsplatz handelt, unabhängig von den Be-
darfen der Eltern. Es ist ein großer, auch rechtli-
cher Unterschied, ob das Kind ein Recht auf einen
Betreuungsplatz hat, weil es dort Förderung er-
fährt oder ob es sich um einen Bedarf der Eltern
handelt, auch wenn die Eltern notfalls ihren Be-
darf vor Gericht einklagen können.

Meine Frage bezieht sich auf die geplante Rechts-
vereinfachung des SGB II. Hierfür liegt ja bereits
ein Gesetzentwurf im Bundesrat vor. Vielleicht
können Sie, Frau Parlamentarische Staatssekretä-
rin Marks, nachher etwas zu den vorgesehenen
Neuregelungen für die Kinder sagen, die zwischen
den Haushalten wechseln.

Zuvor möchte ich jedoch Frau Hoheisel bitten,
Ihre Kritik an den jetzt vorgesehenen Neuregelun-
gen präzise zu formulieren bzw. zu erläutern, wa-
rum Sie diese als schwierig bewerten.

Meine zweite Frage an Frau Hoheisel betrifft ein



Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

18. Wahlperiode Protokoll der 57. Sitzung
vom 14. März 2016

Seite 29 von 86

Thema, das zwar nicht Gegenstand der vorliegen-
den Anträge ist, mir aber wegen der aktuellen De-
batte dazu wichtig ist: Ist es im Sinne des Kindes-
wohls, wenn das „Wechselmodell“ als Leitmodell
gesetzlich verankert wird?

Der Vorsitzende: Ich schlage vor, dass die an die
Bundesregierung gerichtete Frage von der Parla-
mentarischen Staatssekretärin Caren Marks in der
freien Runde, außerhalb des Zeitbudgets der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, beantwortet
wird.

Frau Miriam Hoheisel (Verband alleinerziehender
Mütter und Väter, Bundesverband e. V.): Die vor-
gesehenen Änderungen im SGB II hatte nach mei-
ner Erinnerung bereits Frau Professorin Wersig
anschaulich erläutert. Es geht um die Kinder, die
zusammen mit ihrem alleinerziehenden Elternteil
unter das SGB II fallen. Bei der Neuregelung geht
es darum, die bisherige auf der Rechtsprechung
beruhende Praxis gesetzlich zu verankern. Für die
Tage, die das Kind Umgang mit dem anderen El-
ternteil hat, meistens dem Vater, soll das Sozial-
geld tageweise gekürzt werden, weil man an-
nimmt, dass für diese Tage kein Bedarf für das So-
zialgeld besteht. Das ist aber eine „Milchmäd-
chenrechnung“, da auch für die Tage, an denen
sich das Kind nicht bei der Alleinerziehenden
aufhält, die Fixkosten weiterlaufen; zum Beispiel
muss die Telefonrechnung gezahlt werden, ein
Vereinsbeitrag muss geleistet werden und eine
Versicherung läuft weiter. Auch Kosten für Klei-
dung oder Klassenfahrten entfallen nicht, sondern
sie müssen weiterhin beglichen werden. Von da-
her geht es de facto um eine Mangelverwaltung
zwischen den Elternteilen. Das führt zu einem Ge-
zerre zwischen dem alleinerziehenden und dem
anderen Elternteil. Wie der Deutsche Juristinnen-
bund und der Familienbund der Katholiken den-
ken wir, dass die Lösung sein muss, den Mehrbe-
darf des Kindes anzuerkennen, den es durch den
Umgang hat. Das heißt, es gibt einen Mehrbedarf,
der an den umgangsberechtigten Elternteil ausge-
zahlt werden soll, um die Existenz des Kindes zu
sichern.

Die Alternative ist, dass die Existenz des Kindes
nicht gesichert ist. Für Alleinerziehende bringt
das zusätzliche Interessenskonflikte. Denn wer auf

dem Niveau von SGB II leben muss, wird nach-
vollziehbar auch erwägen, ob er sich einen ausge-
weiteten Umgang des Kindes mit dem anderen El-
ternteil leisten kann, weil er Gefahr läuft, dass
einfach das Geld zum Leben für das Kind dann
fehlen könnte. Das halten wir für sehr problema-
tisch.

Zur zweiten Frage, ob das Wechselmodell als ge-
setzliches Leitbild wünschenswert ist, will ich zu-
nächst kurz ausführen, was wir unter Wechselmo-
dell verstehen, da es unterschiedliche Definitio-
nen hierfür gibt. Bei dem Wechselmodell, wie wir
es verstehen, lebt ein Kind jeweils zur Hälfte bei
beiden Elternteilen. Diese Form wird zunehmend
diskutiert. Wir halten es für richtig, dass sich tren-
nende Eltern die verschiedenen Modelle kennen
und abwägen, welches Modell am besten zu ihnen
passt: Ist es vielleicht das „klassische“ Modell:
unter der Woche bei einem Elternteil, alle zwei
Wochen beim anderen Elternteil? Oder ist es viel-
leicht das Wechselmodell. Eltern sollten sich der
Vor- und Nachteile der einzelnen Modelle be-
wusst sein, um sich entscheiden zu können. Wir
halten das Wechselmodell für ein sehr ambitio-
niertes Modell im Hinblick darauf, was es für die
Eltern bedeutet. Denn es setzt voraus, dass die El-
tern gut miteinander kommunizieren können. Die
Eltern müssen es sich auch gemeinsam leisten
können, denn es ist wegen der entstehenden
Mehrkosten teurer. Diese gibt es nicht nur beim
Bezug von SGB-II-Leistungen, sondern auch dar-
über hinaus. Weiterhin spielen praktische Fragen
eine Rolle. Zum Beispiel muss eine räumliche
Nähe zwischen beiden Elternteilen vorhanden
sein und vor allen Dingen muss es dem betroffe-
nen Kind gut tun, zwei Lebensmittelpunkte zu ha-
ben. Das wird von Kind zu Kind unterschiedlich
sein. Von daher lässt es sich nicht pauschal sagen,
ob das Wechselmodell in jedem Fall gut ist für die
getrennten Familien und besonders für die be-
troffenen Kinder. Deswegen halten wir es als ge-
setzlichen Regelfall nicht für geeignet und treten
noch nicht dafür ein, es im Familienrecht entspre-
chend zu verankern. Die aktuelle gesetzliche Lage
ist so, dass sich Eltern dafür entscheiden können,
dieses Modell zu leben. Das halten wir für ausrei-
chend.

Abg. Dr. Franziska Brantner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich möchte noch eine Frage an Herrn
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Dantlgraber stellen. Sie hatten vorhin kurz ange-
sprochen, dass man Aus- und Weiterbildung in
Teilzeit fördern sollte. Könnten Sie bitte einmal
präzisieren, was Sie sich darunter genau vorstel-
len und wie man das stärker fördern könnte.

Herr Matthias Dantlgraber (Familienbund der Ka-
tholiken): Wir sprechen uns für eine weitere Fle-
xibilisierung bei der Ausbildung für Alleinerzie-
hende aus, weil wir bei diesem Punkt ein großes
Hindernis beim Zugang zum Arbeitsmarkt sehen.
Wenn Alleinerziehende keine ausreichende Qua-
lifikation haben oder diese Qualifikation mittler-
weile auf einem veralteten Stand ist, können sie
aufgrund der Betreuungspflichten für ihre Kinder
oft nicht an Aus- und Weiterbildungen teilneh-
men, denn die üblichen Lehrpläne sind auf der
Grundlage der „Normalfamilien“ entwickelt wor-
den. Deswegen sprechen wir uns dafür aus, dass
auch andere Lebenssituationen stärker berück-
sichtigt werden und dass man in den Ausbildun-
gen flexiblere Modelle verankert, wie sie auch im
Arbeitsleben erforderlich sind. Zum Beispiel
könnte man es ermöglichen, dass mehr von Zu-
hause gearbeitet werden kann oder dass man be-
stimmte Lerninhalte über einen größeren Zeit-
raum als ein Semester strecken kann. Man könnte
also die „Palette“ an Angeboten, die man für die
flexible Gestaltung von Arbeitsplätzen hat, auch
bei der Ausbildung konsequent ermöglichen.

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Wir kommen
nun zur freien Runde mit 10 Minuten. Zuerst
muss jedoch noch eine Frage durch die Bundesre-
gierung beantwortet werden. Frau Parlamentari-
sche Staatssekretärin, bitte schön.

Parl. Staatssekretärin Caren Marks (BMFSFJ): In
der Tat ist festzustellen, dass es heute mehr Fälle
gibt, bei denen Paare sich nach der Trennung auf
das Wechselmodell verständigen. Wie jedoch Frau
Hoheisel es schon angedeutet hat, ist nicht abzu-
sehen, ob es zukünftig von der Mehrheit der ge-
trennt lebenden Paare favorisiert werden wird.
Uns fehlen zurzeit noch Studien darüber, inwie-
weit dieses Modell grundsätzlich einen Mehrbe-
darf auslöst. Wir halten es jedoch für notwendig,
diesem Thema entsprechend nachzugehen – auch
im Hinblick auf die Regelungen im Bereich des
Sozialgesetzbuches. Es gibt bereits eine Verständi-
gung darüber, dass es unkomplizierter werden

soll. Die Rechtslage ist zurzeit so, dass man den
Bedarf dort annimmt, wo die Kinder sich schwer-
punktmäßig aufhalten. Daher müsste man wohl
das Gesetz entsprechend ändern. Allerdings hat
das BMFSFJ hierfür nicht die Federführung. Ich
kann Ihnen jedenfalls sagen, dass die Problematik,
wie sie auch hier von den Sachverständigen aus-
geführt wurde, bei der Bundesregierung durchaus
bekannt ist. Im Rahmen der anstehenden Rege-
lungsbedarfsermittlung für das SGB II und das
SGB XII wird dieses Thema vom BMFSFJ ent-
sprechend eingebracht werden.

Der Vorsitzende: Die erste Frage in der freien
Runde möchte Frau Dr. Brantner stellen, bitte
schön.

Abg. Dr. Franziska Brantner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich möchte noch eine Frage an
Frau Dr. Ahner richten: Sie hatten vorhin die
Schnittstellproblematik erwähnt. Gibt es noch
eine weitere Schnittstelle, die heute noch nicht er-
wähnt worden ist, die wir aber beachten sollten?

Frau Dr. Romy Ahner (Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e. V.): Nach meiner
Einschätzung gibt es eine Reihe von Problemen,
die im Familienrecht, im Sozialrecht und im Steu-
errecht zu Inkonsistenzen und nicht gewollten
Widersprüchen führen. In der Gesamtevaluation
der ehe- und familienpolitischen Leistungen sind
hierzu Expertisen erstellt worden. Es ist für mich
jetzt jedoch schwierig, dies zusammenzufassen
und in wenigen Punkten darzustellen.

Betrachtet man das Gesamtsystem der monetären
Unterstützung für Familien und Kinder, halte ich
es für wichtig, als eines der Grundprobleme anzu-
erkennen und entsprechend zu diskutieren, dass
der Mindestbedarf für Kinder in den verschiede-
nen Systemen unterschiedlich definiert ist und
dass die Verweisungen zwischen den Systemen
nicht immer konsistent verlaufen.

Weitere Schnittstellenprobleme sind beispiels-
weise die faktischen Unterhaltspflichten – wie
ich es einmal nennen will –, die im Rahmen der
Bedarfsgemeinschaft auftreten und auch der Har-
monisierungsbedarf zwischen UVG und BGB im
Hinblick auf die Wiederheiratsklausel. Da werden
Einstandspflichten angenommen oder führen zu



Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend

18. Wahlperiode Protokoll der 57. Sitzung
vom 14. März 2016

Seite 31 von 86

einer Anrechnung, die nach dem Unterhaltsrecht
keinen Niederschlag finden. Das dazu an dieser
Stelle in aller Kürze. Es handelt sich um ein brei-
tes Aufgabenfeld, mit dem man sich befassen
kann.

Abg. Martin Patzelt (CDU/CSU): Ich habe eine
Frage an Frau Professorin Jachmann-Michel. Ist
bei der steuerrechtlichen Betrachtung in Bezug
auf eine Mehrbelastung durch Kinder schon ein-
mal die erhöhte Umsatzsteuer betrachtet worden?
Wir bezahlen sicherlich für jedes Kind bei dem
unabweisbaren Bedarf wieder einen Teil des Kin-
dergeldes oder anderer Entlastungen zurück, weil
vermehrt Umsatzsteuer gezahlt werden muss.

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Soweit ich weiß, hat
man das bisher nicht gemacht. Auch wenn wir
Steuerbelastungen insgesamt berechnen wollen,
ist in der Diskussion der Vergleich der Umsatz-
steuer mit den Einkommenssteuern oder einer Ad-
dition schwierig. Was man machen könnte und
was hinzukommt …..

Abg. Martin Patzelt (CDU/CSU): Das Existenzmi-
nimum …

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Ja, aber wir sind bei der
Umsatzsteuer nicht frei. Wir wenden Europarecht
an und was das Europarecht an Begünstigungen
nicht gibt, dürfen wir grundsätzlich auch nicht ge-
währen. Das ist die Schwierigkeit bei der Umsatz-
steuer. Wenn wir es also beispielsweise schaffen
würden, für Gegenstände, die Kinder typischer-
weise benutzen – Spielwaren oder ähnliches – ei-
nen anderen Umsatzsteuersatz festzulegen, würde
das europarechtlich nicht gehen. Ich bin zwar
keine Umsatzsteuerexpertin, aber nach der sechs-
ten Umsatzsteuerrichtlinie wäre es schwierig, dies
national zu regeln. Da gibt es nur marginale Spiel-
räume. Im Gegensatz dazu sind Ertragssteuern
nicht harmonisiert.

Abg. Jörn Wunderlich (DIE LINKE.): Ich habe
noch jeweils eine Frage an Frau Professorin Jach-
mann-Michel und an Frau von zur Gathen. Das
Stichwort war für mich „Europa“. Anders als im
Steuerrecht werden in Deutschland Kinder bei der

Beitragserhebung zu den Sozialabgaben nicht be-
rücksichtigt. Das heißt, man hat ein Bruttoeinkom-
men, von dem man prozentual Sozialabgaben
zahlt, Renten- und Krankenversicherung usw. An-
schließend kann man diese Beiträge vom zu ver-
steuernden Einkommen absetzen und kommt
dann letztlich zu seiner Steuerschuld.

Alleinerziehende müssen also im Grunde genauso
viele Sozialabgaben in die Versicherungssysteme
zahlen wie Alleinverdiener ohne Kinder. Das ist
von der Höhe her gleich. Da die meisten Alleiner-
ziehenden unterdurchschnittlich bis durch-
schnittlich verdienen – im Schnitt soll deren Brut-
tojahreseinkommen knapp über 22.000 Euro lie-
gen – zahlen sie zwar weniger Steuern, werden
aber bei den Sozialabgaben überdurchschnittlich
belastet. Wäre es für Sie eine Lösung, wenn man
die Kinderfreibeträge vom Einkommen abzieht,
bevor die Sozialversicherungsbeiträge berechnet
werden? Das brächte Alleinerziehenden sowie
Mehrkindfamilien einen erheblichen finanziellen
Vorteil. Ich komme darauf, da Frau Professorin
Lenze in ihrer Stellungnahme die Belastung von
Alleinerziehenden im unteren Einkommensbe-
reich mit Steuern und Sozialabgaben abzüglich fa-
milienpolitischer Leistungen in Deutschland mit
einigen anderen europäischen Ländern verglichen
hat. In Deutschland ist sie mit 18 Prozent am
höchsten. Im Vergleich dazu liegt sie in Frank-
reich bei 15 Prozent, in Dänemark bei 11,7 Pro-
zent, in den Niederlanden bei 2,4 Prozent und in
Großbritannien sogar nur bei minus 0,2 Prozent.
Das heißt, sie haben dann tatsächlich das „Bretto
oder Nutto“, also mehr Einkommen als der eigent-
liche Bruttoverdienst ausmacht. Hätten Sie Beden-
ken gegen eine solche Lösung?

Frau Prof. Dr. Monika Jachmann-Michel (Richte-
rin am Bundesfinanzhof): Der Vorschlag hat einen
gewissen Charme, denn persönlich meine ich,
dass ein Teil unserer Sozialabgaben eigentlich als
Steuern erhoben werden müssten. Aber man hat
sich in Deutschland für ein anderes System ent-
schieden.

Die hohe Belastung in Deutschland resultiert aus
den Sozialausgaben. Deswegen könnte man schon
darüber nachdenken. Ich bin jedoch keine Sozial-
rechtlerin, sodass ich nicht sagen kann, ob nicht
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das, was an sich zunächst als zusätzliche Belas-
tung erscheint, das Sozialrecht positiv für Kinder
wiedergibt. Ich denke, dass eine Belastung im Be-
reich des Sozialrechts grundsätzlich genauso mi-
nimiert werden kann wie im Steuerrecht. Man
muss etwas abgeben für die Allgemeinheit, wo
man doch zuerst für sein Kind zu sorgen hat. Ein
Problem entsteht nur dann, wenn das Sozialrecht,
anders als das Steuerrecht, so ausgestaltet ist, dass
der Staat mit Leistungen einspringt, wenn man
selbst für das Kind nicht sorgen kann. Darin sehe
ich den Unterschied. Ich gebe Ihnen recht, dass
die Belastung in vielen Bereichen bei den Sozial-
abgaben ähnlich ist wie bei den Steuern. Dabei ist
die Solidargruppe die Allgemeinheit. Insofern
„riecht“ vieles bei den Sozialabgaben nach Steu-
ern. Vor diesem Hintergrund ist meines Erachtens
die Idee im ersten Schritt richtig, zu sagen: „Ich
muss doch der Solidargemeinschaft nichts von
dem geben, was ich für mein Kind brauche.“ Aber
dann müsste man die Frage konkret klären, inwie-
weit die Solidargemeinschaft mit dem Beitrag,
den man leistet, wieder eine Verpflichtung auf
sich nimmt, um für die Kinder zu sorgen. Hier ist
der Unterschied zum Steuerrecht zu sehen. Steu-
ern muss man zahlen, ohne zu schauen, was der
Staat mit dem Geld macht. Anders ist es im Sozi-
alrecht, da steht das Geld konkret zur Verfügung
und man muss genau prüfen.

Frau Marion von zur Gathen (Der Paritätische Ge-
samtverband): Dies ist schon eine alte Forderung,
die auch Dr. Jürgen Borchert wiederholt erhoben
hat; er hat an dieser Stelle eingehakt und argu-
mentiert, dass der Staat den Familien eigentlich

das lassen muss, was sie für ihre Kinder brauchen
und zwar bevor sie Steuern zahlen müssen. Ich
habe es im Detail nicht nachgerechnet. Ich denke,
dass man, um belastbare Ergebnisse zu erzielen,
im Rahmen einer Studie untersuchen sollte, ob
bei einer solchen Regelung den Familien wirklich
mehr Einkommen zur Verfügung stehen würde
und welche Auswirkungen eine solche Regelung
auf andere Sozialleistungssysteme haben könnte.
Bevor ich hierzu eine Einschätzung abgebe,
müsste ich mir den Vorschlag genauer anschauen,
weil oftmals „die Tücke im Detail“ liegt. Deshalb
kann ich jetzt nicht spontan sagen, dass das der
richtige Weg ist. Ich lehne es aber auch nicht von
vornherein ab. Ich würde Sie bitten, diese Fragen
im Rahmen einer Expertise untersuchen zu lassen,
bei der man die intendierten und auch die nicht-
intendierten Folgen einer solchen Vorgehensweise
betrachtet.

Der Vorsitzende: Gibt es noch weitere Fragen? Ich
stelle fest, dass das nicht der Fall ist. Dann be-
danke ich mich bei den Sachverständigen und bei
den Kolleginnen und Kollegen für die Teilnahme
an der öffentlichen Anhörung und für die Wis-
sensmehrung des Ausschusses. Ich wünsche
Ihnen guten Heimweg und eine schöne Arbeits-
woche.

Schluss der Sitzung: 15:51 Uhr

Paul Lehrieder, MdB
Vorsitzender
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Vorbemerkung

Die Anhörung zur Verbesserung der Situation Alleinerziehender wird vom Deut-
schen Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. begrüßt. Nicht zuletzt 
aufgrund des erhöhten Armutsrisikos alleinerziehender Elternteile und ihrer 
Kinder ist es dem Deutschen Verein ein wichtiges Anliegen, die Situation Allein-
erziehender und ihrer Kinder zu verbessern. Dabei kommen, wie es auch die der 
Anhörung zugrunde liegenden Anträge1 zeigen, vielfältige Themen- und Politik-
bereiche in Betracht, um Verbesserungen auch für diese Zielgruppe zu errei-
chen. Der Deutsche Verein hat sich in etlichen der benannten Bereiche mit 
Handlungsbedarfen und Lösungsvorschlägen beschäftigt. Dabei handelt es sich 
zum einen um zielgruppenspezifische Themen wie etwa die Erwerbsintegration 
von Alleinerziehenden oder das Unterhaltsvorschussrecht. Zum anderen profi-
tieren Alleinerziehende natürlich auch von Verbesserungen zugunsten aller Fa-
milien und Kinder, etwa im infrastrukturellen Bereich. Aus der Vielzahl der 
Themen, die in den der Anhörung zugrunde liegenden Anträgen angesprochen 
werden, fokussiert sich diese Stellungnahme auf die Themen Erwerbsintegrati-
on von Alleinerziehenden, monetäre Unterstützung von Alleinerziehenden und 
Kinderbetreuung. Dabei werden die Empfehlungen und Aussagen des Deut-
schen Vereins jeweils überblicksartig benannt. Weitergehende Ausführungen 
finden sich in unseren jeweiligen Stellungnahmen. Grundsätzlich gilt, dass das 
vom Deutschen Verein geforderte kohärente und verlässliche Gesamtangebot 
infrastruktureller, zeitpolitischer und monetärer Rahmenbedingungen für Fami-
lien letztlich auch für die Verbesserung der Lebenssituation Alleinerziehender 
notwendig ist.

1. Erwerbsintegration von Alleinerziehenden2

Trotz einiger arbeitsmarktpolitischer Bemühungen beziehen Alleinerziehende 
überdurchschnittlich lange und überdurchschnittlich häufig Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende. Aus Sicht des Deutschen Vereins liegt in 
einer ganzheitlichen Beratung, die die konkrete Lebenssituation und -lage des 
alleinerziehenden Elternteils im Blick hat, ein maßgeblicher Punkt zur Verbesse-
rung ihrer Situation. Im Rahmen einer möglichst kontinuierlichen und langfristi-
gen Begleitung muss der/die Vermittler/in die jeweiligen Lebensumstände der/
des Alleinerziehenden in den Blick nehmen und dabei einen Überblick über 
sozialräumliche Beratungs- und Unterstützungsangebote haben.

Maßnahmen der beruflichen Aktivierung sollen zielgruppenspezifisch ausgestal-
tet sein. Dies umfasst qualifizierende Maßnahmen in Teilzeit und Maßnahmen 
mit flexiblen Teilnahmezeiten. Maßnahmen sollten zudem ein hohes Qualifizie-
rungsniveau anstreben, welches das Ziel der Aufnahme einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung in den Mittelpunkt stellt.

1 „Alleinerziehende stärken – Teilhabe von Kindern sichern“ (BT-Drucks. 18/4307) und „Lebenssituation von Alleinerzie-
henden deutlich verbessern“ (BT-Drucks. 18/6651).

2 S. hierzu Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Verbesserung der Erwerbsintegration von Alleinerziehenden vom 11. 
März 2015, www.deutscher-verein.de.

Ihre Ansprechpartnerin 
im Deutschen Verein: 
Dr. Romy Ahner.
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Auch Eingliederungsleistungen sollen bedarfs- und geschlechtergerecht ge-
währt werden. Sie sollten insbesondere darauf abzielen, längere Abwesenhei-
ten vom Arbeitsmarkt zu verhindern und Qualifikationen zu erhalten bzw. zu 
verbessern. Betriebliche Maßnahmen erzielen größere Eingliederungserfolge 
und sollten daher bevorzugt angestrebt werden. Frauen ist dabei ein gleicher 
Zugang zu marktnahen Eingliederungsleistungen mit einem hohen Qualifikati-
onsniveau wie Männern zu ermöglichen.

Bei dem Bestreben der Beendigung bzw. Verringerung der Hilfebedürftigkeit 
Alleinerziehender ist der Vermittlung in eine bedarfsdeckende Erwerbstätigkeit 
der Vorzug vor einer möglichst schnellen Integration in eine Erwerbstätigkeit zu 
geben, auch wenn dies gegebenenfalls mit einer längerfristigen Förderung ein-
hergeht. Maßnahmen zur Förderung sollten daher ebenso auf nachhaltigen 
Erfolg ausgerichtet sein, wie Beratungen bzw. Unterstützung bei der Berufswahl 
durch den Arbeitgeberservice bzw. die Arbeitsvermittlung.

Denn die im Mittel geringere Entlohnung „frauentypischer“ Berufe und die er-
schwerte Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsleben durch insbesondere in 
Dienstleistungs- und Pflegeberufen regelhaft notwendigen Schichtdienste spre-
chen in besonderem Maße dafür, das Berufsspektrum von Alleinerziehenden, 
die in der Regel Frauen sind, zu erweitern.

Schließlich sollte es Bestreben der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de sein, in Zusammenarbeit mit lokalen Arbeitsmarktakteuren, Kammern und 
Berufsschulen das Modell der Teilzeitausbildung im dualen System zu etablieren.

Voraussetzung für die Erwerbsintegration Alleinerziehender ist schließlich in 
besonderem Maße eine verlässliche Kinderbetreuung in Kindertageseinrichtun-
gen, Kindertagespflege sowie schulischen und schulnahen Ganztagsangeboten. 
Speziell im Hinblick auf die Erwerbsintegration Alleinerziehender spielt dabei die 
Unterstützung der Alleinerziehenden beim Zugang zu Kinderbetreuung durch 
die Vermittler/innen eine maßgebliche Rolle. Wichtig ist dabei eine gelingende 
Kooperation von Jobcenter und örtlichem Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
Unterstützung sollte bspw. durch Informationen und das Ausstellen von „Dring-
lichkeitsbescheinigungen“ erfolgen. Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass 
§ 10 Abs. 1 Satz 3 SGB II eine Schutznorm darstellt und nicht dazu führen darf, 
dass Alleinerziehende mit Kindern unter 3 Jahren nicht bzw. weniger intensiv 
gefördert werden.

2. Verlässliche und flächendeckende Kinderbetreuung3

Der Deutsche Verein hat sich mit den Themen der Kinderbetreuung unter viel-
fältigen Aspekten und Fragestellungen auseinandergesetzt. Dabei handelt es 
sich allerdings nicht um zielgruppenspezifische Erwägungen alleinerziehende 

3 S. hierzu insbesondere Eckpunktepapier des Deutschen Vereins zu den Herausforderungen beim Ausbau der Kindertages-
betreuung für Kinder unter drei Jahren vom 23. März 2011, Empfehlungen des Deutschen Vereins zu Fragen der Qualität 
in Kindertageseinrichtungen vom 11. September 2013 und Empfehlungen des Deutschen Vereins zur öffentlichen Erzie-
hung, Bildung und Betreuung von Kindern im Alter von Schuleintritt bis zum vollendeten 14. Lebensjahr vom 11. März 
2015, www.deutscher-verein.de.
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Elternteile betreffend. Jedoch ist gerade für Alleinerziehende eine verlässliche 
und gute Kinderbetreuung in besonderem Maße relevant.

2.1 Kindertagesbetreuung

Die Beitragsfreiheit der Kindertagesbetreuung ist sicher ein unterstützenswertes 
Steuerungselement, um Teilhabe und Bildungschancen von Kindern zu erhö-
hen. Gleichwohl wird die Beitragsfreistellung gut situierter Eltern aus Sicht des 
Deutschen Vereins nicht als prioritär eingeschätzt. Das Hauptaugenmerk sollte 
vielmehr im bedarfsgerechten und qualitativen Ausbau der Kindertagesbetreu-
ung liegen.

Hinsichtlich des quantitativen Ausbaus ist die Bedarfslage regional sehr unter-
schiedlich. Daher ist eine regionale Bedarfsplanung und -feststellung vonnöten.

In qualitativer Hinsicht fordert der Deutsche Verein die Entwicklung eines ge-
meinsamen Qualitätsverständnisses. Die Entwicklung bundesweit vergleichbarer 
Regelungen für die Qualität in der Kindertagesbetreuung ist dabei vorrangig 
Sache der Länder. Gleichwohl sind gemeinsame verbindliche Zielvorgaben und 
die Vereinbarung erster Umsetzungsschritte dringend erforderlich. Der Personal-
schlüssel muss nach Ansicht des Deutschen Vereins auf einer transparent formu-
lierten Fachkraft-Kind-Relation beruhen, die mittelbare Arbeitszeiten und Aus-
fallzeiten berücksichtigt. Für Leitung sind Freistellungsanteile notwendig. Die 
Fachberatung ist auszubauen.

Wichtig bei der flexiblen, auf elterliche Bedürfnisse ausgerichteten Ausgestal-
tung von Betreuungsangeboten ist die vorrangige Berücksichtigung des Kindes-
wohls.

Nicht zuletzt bedarf es im Bereich der Kindertagesbetreuung gezielter Strategi-
en zur Aufwertung des Berufsfeldes und Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
in den Einrichtungen, auch um dem regional unterschiedlichen Fachkräfteman-
gel zu begegnen.

2.2 Schulkindbetreuung

Im Vergleich zu Angeboten für Kinder unter 6 Jahren, die in der Mehrheit ganz-
tägig ausgestaltet sind, kann derzeit nicht von einem verlässlichen und flächen-
deckenden Betreuungsangebot für jüngere Schulkinder ausgegangen werden. 
Dies bedeutet in vielen Fällen für Eltern mit Schuleintritt ihrer Kinder eine neue 
Herausforderung im Bestreben, Familien- und Erwerbsleben zu vereinbaren. Der 
Deutsche Verein sieht daher die Notwendigkeit, die Schulkinderbetreuung als 
Thema auf die fachpolitische Agenda zu setzen und hierbei die Bedarfe der 
Kinder und die Qualität der Angebote in den Fokus zu rücken. Unter der beson-
deren Verantwortung der Länder ist eine am Kind ausgerichtete Kooperation 
der Akteure Schule und Jugendhilfe notwendig. Aufgabe muss es sein, an einer 
Verbesserung der Rahmenbedingungen zu arbeiten. Hier stehen Aspekte wie 
die Qualität der pädagogischen Angebote, Hausaufgaben / Lernzeiten, Mittag-
essen und -pause und Ferienangebote, Partizipation von Kindern, die Gestal-
tung von Übergängen, Kooperationen zwischen den Fach- und Lehrkräften und 
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den Eltern sowie Anforderungen an das Personal, dessen Qualifizierung und 
Arbeitsbedingungen im Mittelpunkt.

Angebote und Einrichtungsformen für Kinder im Schulalter sind – unabhängig 
davon, in welchem Verantwortungsbereich sie existieren – am Wohlergehen der 
Kinder auszurichten. Hierbei besteht in der Balance zwischen Aufsicht, Erzie-
hung, Bildung und Fürsorge einerseits und dem zunehmenden Bedürfnis nach 
Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkeit der Kinder andererseits eine 
zentrale Herausforderung.

Schließlich dürfen die finanziellen Möglichkeiten von Eltern keine Zugangshür-
den zur Nutzung der Angebote (seien es Mittagessen oder Bildungsangebote) 
sein. Angesichts sich weiter verfestigender sozialer Ungleichheiten müssen des-
halb Finanzierungsmodelle entwickelt werden, die den unterschiedlichen Res-
sourcen vor Ort Rechnung tragen.

2.3 Übergreifende Empfehlungen

Das „Zusammenwirken“ von Schule und Kinder- und Jugendhilfe muss struktu-
rell verankert und verbindlicher gestaltet werden. Der Deutsche Verein spricht 
sich deshalb für die Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses von Erzie-
hung, Bildung und Betreuung sowie vom Kind und von Familie aus, welches sich 
in einem verbindlichen Rahmen für die Schule und die Kindertagesbetreuung 
auf Landesebene niederschlagen sollte.

Sowohl im Bereich der Schulkindbetreuung als auch im Bereich der Betreuungs-
angebote für Kinder bis zum Schuleintritt weist der Deutsche Verein zudem 
darauf hin, dass es zur Umsetzung des Bildungs- und Erziehungsauftrages und 
für die vielfältigen Kooperationen mit den Eltern und Akteuren im Gemeinwe-
sen unerlässlich ist, gut qualifiziertes pädagogisches Personal in ausreichendem 
Maße zur Verfügung zu haben.

3. Monetäre Unterstützung von Familien und Kindern4

Weil die ökonomische Absicherung der Familie durch nur ein Familienmitglied 
vielfach nicht mehr gewährleistet ist, sondern vielmehr die Erwerbstätigkeit 
beider Elternteile zunehmend zur Voraussetzung der Existenzsicherung wird 
bzw. geworden ist, ist auch die monetäre Unterstützung von Alleinerziehenden 
ein wichtiges Themenfeld. Für eine tatsächliche Verbesserung der Lebenssitua-
tion Alleinerziehender und ihrer Kinder ist ein konsistentes Unterstützungssys-
tem, besonderes im Familien-, Sozial- und Steuerrecht, notwendig. Bei der 
Entwicklung eines solchen konsistenten Gesamtkonzepts muss im Mittelpunkt 
stehen, dass alle Familien und alle Kinder in materieller Sicherheit aufwachsen 
und am gesellschaftlichen Leben teilhaben können, dass der Staat Familien in 
der Vielfalt der Familienformen und -modelle gleichermaßen und in den unter-
schiedlichen Familienphasen bedarfsgerecht fördert sowie die Gleichstellung 
von Männern und Frauen noch stärker unterstützt. Handlungsbedarfe im und 

4 S. hierzu grundlegend Eckpunktepapier des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstüt-
zung von Familien und Kindern vom 25. Juni 2013, www.deutscher-verein.de.
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mögliche Lösungsansätze zur Weiterentwicklung des derzeitigen Systems mo-
netärer Unterstützung hat der Deutsche Verein in zahlreichen Papieren aufge-
zeigt.

3.1 Reformbedarfe beim Unterhaltsvorschussgesetz (UVG)5

Mit dem Unterhaltsvorschuss steht Alleinerziehenden bzw. deren Kindern im 
derzeitigen System eine spezifische Unterstützungsleistung zur Verfügung, die 
in Fällen ausbleibender oder unzureichender Unterhaltszahlung zur Existenzsi-
cherung des Kindes beitragen soll. Die Ergebnisse der Gesamtevaluation ehe- 
und familienbezogener Leistungen haben gezeigt, dass diese für Alleinerziehen-
de und ihre Kinder zentrale familienpolitische Leistung Armutsrisiken vermindert 
und als spezielle Leistung sehr effizient ist. Dennoch sieht der Deutsche Verein 
deutliche Reformbedarfe im UVG.

Aus Sicht des Deutschen Vereins ist neben der restriktiv gesetzten Bezugsdauer 
von maximal 72 Monaten die Altersgrenze von 12 Jahren diskussionswürdig. 
Eine schwierige Erziehungssituation und/oder eine prekäre finanzielle Lage kön-
nen nach einer Scheidung oder Trennung der Eltern unabhängig vom Alter des 
Kindes eintreten. Bedenkt man zudem, dass der originäre Unterhaltsanspruch 
des Kindes gegenüber dem barunterhaltspflichtigen Elternteil mindestens bis zu 
seiner Volljährigkeit besteht, ist jede Grenze, die unterhalb von 18 Jahren gezo-
gen wird, sachlich nicht zu begründen und kann daher letztlich nicht befürwor-
tet werden.

Gleiches gilt für die Anspruchsvernichtung bei Wiederheirat bei Bestehenblei-
ben des Anspruchs des Kindes gegenüber dem barunterhaltspflichtigen Eltern-
teil. Auch wenn diese Regelung mit der Verfassung im Einklang steht (BVerfG 
vom 3. März 2004, 1 BvL 13/00), ist darauf hinzuweisen, dass durch eine Wie-
derheirat für das betroffene Kind weder ein Unterhaltsanspruch gegenüber dem 
neuen Partner des alleinerziehenden Elternteils entsteht noch sich zwingend die 
wirtschaftliche Situation der Familie verbessert.

Hinsichtlich der Schnittstelle des UVG zum SGB II/SGB XII betont der Deutsche 
Verein, dass der hohe bürokratische Aufwand, der mit dem Vollzug des UVG im 
Allgemeinen und bei gleichzeitigem Bezug von Leistungen nach dem SGB II 
oder XII im Besonderen einhergeht, die Notwendigkeit, ein Gesamtkonzepts für 
die Kinder und Familienförderung zu entwickeln, unterstreicht. Dass die Sicher-
stellung des Nachrangs verwaltungsaufwändig ist, reicht aus Sicht des Deut-
schen Vereins hingegen nicht als alleinige Begründung für eine (isolierte) Auf-
gabe des fürsorgerechtlichen Nachranggrundsatzes aus.

Schließlich ist in Bezug auf den Mindestunterhalt nach BGB und UVG eine Har-
monisierung notwendig. Die Anrechnung des vollen Kindergeldes (in Höhe des 
Betrages für das erste Kind) steht nach Ansicht des Deutschen Vereins im Wi-
derspruch zur Funktion des Kindergeldes und den Regelungen zur Bemessung 
des Barunterhalts.

5 S. hierzu insbesondere Diskussionspapier des Deutschen Vereins zur Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 
7. Dezember 2011 sowie Stellungnahme der Geschäftsstelle des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge 
e.V. anlässlich der Anhörung zum Thema Unterhaltsvorschuss im Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend des 
Deutschen Bundestages am 28. Januar 2013, www. deutscher-verein.de.
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3.2 Weitere monetäre Unterstützung von Alleinerziehenden bzw. 
 Familien6

Über das UVG hinaus hat der Deutsche Verein sowohl grundlegend im Eckpunk-
tepapier zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstützung von Fa-
milien und Kindern als auch im Rahmen von Stellungnahmen zu einzelnen Ge-
setzgebungsvorhaben Handlungsbedarfe aufgezeigt, die im derzeitigen System 
einer wirksamen und zielgerichteten Unterstützung von Familien und Kindern 
entgegenstehen. Anhand einiger weniger Beispiele soll dies abschließend ver-
deutlicht werden. Dabei sind Alleinerziehende in vielen Fällen auch, in anderen 
Fällen besonders betroffen.

Der Deutsche Verein spricht sich zunächst schon länger dafür aus, Alleinerzie-
hende im Steuerrecht stärker zu entlasten. Bei der aus Sicht des Deutschen 
Vereins notwendigen Überprüfung des derzeitigen Steuerrechts und der grund-
sätzlichen Überprüfung der starken steuerrechtlichen Ausrichtung derzeitiger 
Familienpolitik ist neben der stärkeren Berücksichtigung von Kindern eine stär-
kere Unterstützung von Alleinerziehenden anzustreben. Insofern begrüßte der 
Deutsche Verein die zuletzt nach über 10 Jahren vorgenommene Anhebung des 
Entlastungsbetrags für Alleinerziehende.

Bezüglich des Kinderzuschlags ist darauf hinzuweisen, dass diese Leistung, der 
im Rahmen der Gesamtevaluation ebenfalls positive Wirkungen sowohl auf die 
wirtschaftliche Stabilität von Familien als auch auf die Vereinbarkeit von Famili-
en- und Erwerbsleben bescheinigt worden sind, Alleinerziehende aufgrund der 
Anrechnung von Unterhalt bzw. Unterhaltsvorschuss nicht erreicht. Grundle-
gend problematisch sind hier zudem die engen Anspruchsvoraussetzungen wie 
z.B. die engen Einkommensgrenzen und der stufenlose Wegfall bei Erreichen 
der Einkommenshöchstgrenze.

Schließlich bestehen auch beim Elterngeld bzw. Elterngeld Plus mit Partner-
schaftsbonus neben den grundsätzlichen Fragestellungen besondere Hand-
lungsbedarfe aus Sicht alleinerziehender Elternteile. Erfreulich ist, dass der For-
derung des Deutschen Vereins nach Berücksichtigung des neuen Sorgerechts 
inzwischen Rechnung getragen worden und das alleinige Sorgerecht nicht mehr 
Anknüpfungspunkt für die Gewährung zusätzlicher Partnermonate ist. Nach 
wie vor kritisch ist jedoch, dass Alleinerziehende weniger vom Partnerschaftsbo-
nus profitieren, da sie pro Kind nur vier und nicht acht Monate erhalten. Eben-
so problematisch ist der notwendige Stundenkorridor von 25 bis 30 Stunden, 
der bei Alleinerziehenden einen höheren Anteil an Fremdbetreuung voraussetzt.

6 S. hierzu neben den bereits benannten Papieren Stellungnahme der Geschäftsstelle des Deutschen Vereins zum Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Anhebung des Grundfreibetrags, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kin-
derzuschlags vom 22. April 2015, Stellungnahme des Deutschen Vereins zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Einführung des Elterngeld Plus mit Partnerschaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz vom 30. September 2014, www.deutscher-verein.de.
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I. Einleitung 

 

Alleinerziehende erbringen große Leistungen unter erschwerten Bedingungen. Sie sind 

häufig allein für die Kinder zuständig und erhalten in 50 Prozent der Fälle keinen oder 

keinen vollständigen Unterhalt.1 Wegen der Betreuung der Kinder ist es für Alleiner-

ziehende in vielen Fällen schwierig, in Vollzeit zu arbeiten oder eine ihren Fähigkeiten 

entsprechende Berufsausbildung oder Weiterqualifizierung zu absolvieren – insbeson-

dere, wenn eine qualitativ hochwertige Betreuungsinfrastruktur nicht in ausreichen-

dem Maße vorhanden ist. Für Alleinerziehende ist es daher häufig besonders schwer, 

ein gutes Einkommen zu erzielen, während sie andererseits hohe Kosten tragen müs-

sen, da sie für den Lebensunterhalt ihrer Kinder verantwortlich sind. Diese Problema-

tik – relativ hohe Ausgaben und ein in vielen Fällen relativ niedriges Einkommen – tei-

len sie mit einer anderen Gruppe von Eltern, den kinderreichen Familien. Die Armuts-

statistiken zeigen immer wieder, dass es zu den größten Armutsrisiken in Deutschland 

gehört, alleinerziehend oder kinderreich zu sein, wobei das Armutsrisiko bei Alleiner-

ziehenden noch höher ist. Wer alleinerziehend und kinderreich ist, trägt ein besonders 

hohes Armutsrisiko.2 Etwa 40 Prozent der Alleinerziehenden sind auf Grundsiche-

rungsleistungen angewiesen. Alleinerziehende haben spezifische Bedarfe und verdie-

nen spezifische Unterstützung – durch Entlastungen bei Steuern und Abgaben und 

durch Transferleistungen. Darüber wie die Unterstützung am besten gelingen kann, 

muss die Familienpolitik immer wieder diskutieren. 

 

Alleinerziehende sind einerseits von spezifischen Belastungen betroffen. Andererseits 

sind sie von allgemeinen Belastungen aller Familien spezifisch betroffen. Dort wo es 

um allgemeine Probleme aller Familien geht, sollten diese nicht nur im Hinblick auf Al-

leinerziehende, sondern im Hinblick auf alle Familien gelöst werden. 

                     
1
 Vgl. Lenze, Alleinerziehende unter Druck, S. 11: „Nur die Hälfte der Kinder erhielt den Unterhalt in voller 

Höhe. 26 Prozent erhielten ihn teilweise und 24 Prozent gar nicht (EVS 2008, Allensbach-Umfrage 2008).“ 
2
 „War Armut in den 60er Jahren alt und weiblich, ist sie jetzt vor allem jung, kinderreich und alleinerziehend“ 

(Alt/Heitkötter/Possinger 2014). 
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Eine moderne Familienpolitik sollte verlässlich angelegte Sorgebeziehungen in allen ih-

ren Formen stärken3 und Rahmenbedingungen schaffen, die dazu beitragen, dass die-

se intakt bleiben. Wenn Sorgebeziehungen gefährdet sind – z.B. bei einer (drohenden) 

Trennung der Eltern – sollten sie eine besondere Unterstützung erfahren. 

 

II. Verbesserung der Situation Alleinerziehender 

 

1. Quantitative und qualitative Verbesserungen in der Kindertagesbetreuung 

 

Die Anträge der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sehen bei der Kin-

dertagesbetreuung Defizite im Bereich der Quantität, der Qualität und der Finanzie-

rung. Dementsprechend wird gefordert, den Kitaausbau sowohl quantitativ als auch 

qualitativ weiter voranzutreiben. 

 

Der Familienbund unterstützt diese Forderung nachdrücklich. Eine gute Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf, die Eltern Wahlmöglichkeiten und Freiheitsspielräume eröffnet, 

ist ein zentrales Anliegen des Familienbundes. Hierfür müssen die Rahmenbedingungen 

geschaffen werden. Eine ausreichende Anzahl an qualitativ hochwertigen Kitaplätzen 

ist dabei essentiell. Auf diese sind Alleinerziehende in besonderem Maße angewiesen. 

Denn für sie ist es regelmäßig besonders schwer, Erwerbs- und Familienleben zu ver-

einbaren. 

 

Der quantitative Kitaausbau ist weit vorangeschritten, aber nicht abgeschlossen. 16 

Prozent der Eltern geben in Befragungen an, dass sie keinen Platz für ihr Kind bekom-

men haben.4 Soweit der Bedarf nicht gedeckt ist, muss nachgebessert werden. Generell 

muss jetzt aber die Qualität der Kindertagesbetreuung im Mittelpunkt stehen. Insge-

samt sind im Bereich der Kita-Qualität große regionale Unterschiede festzustellen. Für 

                     
3
 Jurczyk, Wie muss eine zukunftsgerichtete Familienpolitik gestaltet sein? (Vortrag vom 12. November 2015 

anlässlich der Fachtagung „HÖREN! Was Familien brauchen.“ der Deutschen Bischofskonferenz und des Fami-

lienbundes der Katholiken). 
4
 Vgl. 14. Kinder- und Jugendbericht. 

Seite 45 von 86



 
 
 
Familienbund der Katholiken (Bundesverband e.V.)  Bundesgeschäftsstelle: Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin 
Telefon: 030 / 326 756 0    Fax: 030 / 326 756 20   E-Mail: info@familienbund.org   Internet: 
www.familienbund.org 

4 

den Familienbund sind folgende – auch in den Anträgen genannte – Verbesserungen 

besonders wichtig, die bundeseinheitlich gelten und möglichst durch ein Gesetz gere-

gelt werden sollten: 

 

 Fachkraft-Kind-Relation und Personalschlüssel: Ein entscheidendes Qualitätskrite-

rium ist, wie viele Erzieher/innen für wie viele Kinder zur Verfügung stehen. Die 

Fachkraft-Kind-Relation stellt auf die tatsächlich für die Kinder verfügbaren Fach-

kräfte ab und ist insofern ein besseres Kriterium als der Personalschlüssel, der die 

vertraglichen Arbeits- und Betreuungszeiten ins Verhältnis setzt und nicht berück-

sichtigt, dass ein/e Erzieher/in nicht seine gesamte Arbeitszeit den Kindern widmen 

kann, sondern Zeit für Teamgespräche, Vor- und Nachbereitung der pädagogischen 

Arbeit, Fortbildungen und Urlaub benötigt. Dem Familienbund erscheint eine Fach-

kraft-Kind-Relation von 1 zu 4 für Kinder von ein bis drei Jahren und von 1 zu 9 für 

Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt sachgerecht und wissenschaftlich be-

gründbar.5 Geht man davon aus, das ein/e Erzieher/in höchstens 75 % der Arbeits-

zeit für die pädagogische Arbeit nutzen kann6, ergibt sich rechnerisch für Kinder un-

ter drei Jahren ein Personalschlüssel von 1 zu 3 und für Kinder über drei Jahren ein 

Personalschlüssel von 1 zu 7. Der Vorschlag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

der für Kinder unter drei Jahren eine Fachkraft-Kind-Relation von 1 zu 4 und für 

über Dreijährige eine Fachkraft-Kind-Relation von 1 zu 10 vorsieht, ist auch vertret-

bar.7 

 

 Maximale Gruppengröße: Der Familienbund spricht sich bei Kindern unter drei Jah-

ren für Gruppen von höchstens acht Kindern aus (nach der soeben geforderten 

Fachkraft-Kind-Relation von 1 zu 4 müsste bei einer solchen Gruppe von acht Kin-

                     
5
 Vgl. Viernickel/Fuchs-Rechlin, Fachkraft-Kind-Relationen und Gruppengrößen in Kindertageseinrichtungen (in: 

Viernickel/Fuchs-Rechlin u.a., Qualität für alle (2015), S. 11 ff., 15 f.. 
6
 So auch Bertelsmann Stiftung, Qualitätsausbau in Kitas (2014), S. 2. 

7
 Vgl. Bertelsmann Stiftung, Qualitätsausbau in Kitas (2014), S. 3: „Als einen Qualitätsstandard für den Personal-

schlüssel schlägt die Bertelsmann Stiftung bei der Betreuung von Kindern unter drei Jahren von 1 : 3 und für die 

Altersgruppe der Kindergartenkinder (Kinder ab drei Jahren bis zur Einschulung) einen Personalschlüssel von 1 : 

7,5 vor.“ Aus diesen Zahlen ergibt sich rechnerisch eine Fachkraft-Kind-Relation von 1 : 4 für Kinder unter drei 

Jahren und von 1 : 10 für Kinder über drei Jahren, wenn man davon ausgeht, dass ein/e Erzieher/in höchstens 75 

% der Arbeitszeit für die pädagogische Arbeit nutzen kann. 
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dern die Betreuung durch mindestens zwei Erzieher/innen jederzeit gewährleistet 

sein). Bei Kindern über drei Jahren erscheint eine maximale Gruppengröße von 18 

Kindern angemessen. 

 

 Anspruch auf einen Ganztagsplatz in einer Kindertageseinrichtung oder in der 

Kindertagespflege: Im Hinblick auf Alleinerziehende, die in Vollzeit arbeiten wollen, 

spricht sich der Familienbund dafür aus, dass ausreichend Ganztagsplätze zur Ver-

fügung stehen. Das folgt aus dem Gedanken der Wahlfreiheit: Der Familienbund 

setzt sich für die Freiheit der Eltern ein, selbst über ihr Lebensmodell, die Verteilung 

der Erwerbs-, Haus- und Sorgearbeit und die Inanspruchnahme der Betreuungs-

infrastruktur zu entscheiden.8 Die Familienpolitik sollte ermöglichen, dass Eltern in 

Vollzeit arbeiten können. Sie sollte aber zugleich sicherstellen, dass Eltern – sofern 

gewünscht – auch die Möglichkeit haben, zugunsten der Betreuung ihrer Kinder auf 

eine Vollzeiterwerbstätigkeit zu verzichten. 

 

 Sozialverträgliche Kosten: Die Kosten der öffentlichen Kinderbetreuung müssen die 

ökonomische Leistungsfähigkeit der Familien berücksichtigen. Die Entscheidung ge-

gen eine öffentliche Kinderbetreuung darf nicht auf finanziellen Gründen beruhen. 

Einkommensschwächere Eltern sollten bei den Gebühren entlastet oder von diesen 

befreit werden. Das würde auch vielen Alleinerziehenden helfen. Langfristiges Ziel 

sollte ein generelles kostenfreies Angebot sein. 

 

 Finanzielle Beteiligung des Bundes bei der Finanzierung: Die Verbesserung der 

Qualität in der Kindertagesbetreuung ist eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Län-

dern und Kommunen. Ohne eine bedeutende finanzielle Beteiligung des Bundes 

werden die Ziele aber nicht erreicht werden können. Zusätzliche Bundesmittel von 

jährlich 1 Milliarde Euro (vgl. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) er-

scheinen eher zu niedrig als zu hoch gegriffen, wenn man zugrundelegt, dass die 

                     
8
 Dass diese Freiheit im Einzelfall gegebenenfalls nur eingeschränkt besteht, spricht nicht gegen diese Zielvorstel-

lung, sondern für die Notwendigkeit weiterer politscher Anstrengungen. 
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Bertelsmann Stiftung im Juli 2014 für die Erreichung der angemessenen Fachkraft-

Kind-Relation einen jährlichen finanziellen Mehrbedarf von 5 Milliarden Euro er-

rechnet hat.9 

 

2. Sicherung des Existenzminimums des in zwei Haushalten lebenden Kindes (Problema-

tik der temporären Bedarfsgemeinschaft) 

 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert, „dafür Sorge zu tragen, dass 

die Bedarfe in Bedarfsgemeinschaften getrennt lebender Eltern mit zwischen den 

Haushalten wechselnden Kindern in ausreichendem Maße gedeckt sind; dazu ist sicher-

zustellen, dass Alleinerziehenden der komplette Regelsatz des Kindes ausgezahlt und 

dem anderen Elternteil ein Mehrbedarf gewährt wird.“ 

 

Der Familienbund unterstützt diese Forderung. Wenn Kinder in zwei Haushalten leben, 

entsteht ein gesetzlich anzuerkennender Mehrbedarf, der durch bloße Aufteilung des 

Sozialgeldes auf zwei Haushalte nicht gedeckt werden kann. Die von der Recht-

sprechung entwickelte Figur der temporären Bedarfsgemeinschaft und die von der „AG 

Rechtsvereinfachung im SGB II“, dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) und der Bundesregierung entwickelten Vorschläge einer gesetzlichen Regelung 

sichern das Existenzminimum von Kindern, die in zwei Haushalten leben, nur unzurei-

chend. 

 

Nach der vom Bundessozialgericht entwickelten Rechtsfigur der temporären Bedarfs-

gemeinschaft wird das dem Kind gem. § 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II zustehende Sozialgeld 

entsprechend den tatsächlichen Aufenthalten des Kindes in den getrennten Haushalten 

aufgeteilt. Bei einem wechselnden Aufenthalt in zwei Bedarfsgemeinschaften bestehen 

also für das Kind zwei getrennte Ansprüche auf Sozialgeld, die auf insgesamt 30 Tage 

pro Monat begrenzt sind.10 Die Leistungen in der Hauptbedarfsgemeinschaft (alleiner-

                     
9
 Bertelsmann Stiftung, Qualitätsausbau in Kitas (2014), S. 4. 

10
 Dern/Fuchsloch, Soziale Sicherheit 7/2015, S. 269 (270). 
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ziehender Elternteil) werden also um die Leistungen in der temporären Bedarfsgemein-

schaft (umgangsberechtigter Elternteil) gekürzt. Die „AG Rechtsvereinfachung im 

SGB II“ hat sich dafür ausgesprochen, das Kind zukünftig nur noch der Hauptbedarfs-

gemeinschaft zuzuordnen.11 Der umgangsberechtigte Elternteil soll auf eine Einigung 

der Eltern im Innenverhältnis verwiesen und für den Fall der Nichteinigung mit einem 

Auszahlungsanspruch ausgestattet werden. Der Sache nach bleibt es bei diesem Vor-

schlag dabei, dass in der Bedarfsgemeinschaft des alleinerziehenden Elternteils inso-

weit gekürzt wird, als der umgangsberechtigte Elternteil (für das Kind) Leistungen be-

zieht. Der „[Referenten]Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Bu-

ches Sozialgesetzbuch – Rechtsvereinfachung“ vom 12. Oktober 2015 sieht die grund-

sätzliche Zuordnung des Kindes zu der Bedarfsgemeinschaft vor, in der es sich über-

wiegend aufhält. Bei einem Aufenthalt von „annähernd gleichem zeitlichen Umfang“ 

(§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II neu) in zwei Haushalten (was nach der Entwurfsbegründung ggf. 

schon bei einem Drittel der Zeit der Fall sein soll) soll die Zuordnung zu zwei Bedarfs-

gemeinschaften erfolgen, was eine pauschal hälftige Auszahlung des Sozialgeldes zur 

Folge hätte. Der Regierungsentwurf vom 3. Februar 2016 enthält keine Lösung für die 

Problematik der temporären Bedarfsgemeinschaft, weil man noch Prüfungsbedarf sah. 

Der aktuelle Entwurf des Bundesarbeitsministeriums sieht wieder eine tageweise Auf-

teilung des Sozialgeldes vor.12 

 

Der Familienbund kritisiert, dass sich die Vorschläge für eine Gesetzesänderung nur 

damit beschäftigen, wie das Sozialgeld möglichst verwaltungsfreundlich auf die beiden 

Haushalte, in denen das Kind lebt, aufgeteilt werden kann. Dabei wird verkannt, dass 

es teurer ist, in zwei Familien zu leben als in einer. Die Zusatzkosten in der Familie des 

Umgangsberechtigten gehen nicht mit gleich hohen Einsparungen in der Hauptbe-

darfsgemeinschaft einher.13 Gewisse Einsparungen gibt es bei der Ernährung, bei Hygi-

eneartikeln und beim Strom. Viele Kosten in der Hauptbedarfsgemeinschaft sind je-

                     
11

 Bericht über die Ergebnisse der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Vereinfachung des passiven Leistungsrechts – 

einschließlich des Verfahrensrechts – im SGB II (AG Rechtsvereinfachung SGB II) vom 2. Juli 2014, Anlage 1, 

konsentierter Vorschlag Nr. 23. 
12

 BMAS, Entwurf einer Neuregelung zur temporären Bedarfsgemeinschaft vom 29. Februar 2016. 
13

 Dern/Fuchsloch, Soziale Sicherheit 7/2015, S. 269 (274). 
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doch Fixkosten, die unabhängig davon konstant bleiben, ob das Kind zeitweise vom 

umgangsberechtigten Elternteil betreut wird. Der Familienbund befürwortet daher, 

dass dem umgangsberechtigten Elternteil ein (ggf. gestaffelter) pauschalierter Zuschlag 

für die Existenzsicherung während des Umgangs gewährt wird (sog. Umgangsmehrbe-

darf), ohne dass zugleich im Alleinerziehendenhaushalt gekürzt wird. Regelungen, die 

eine Aufteilung des Sozialgeldes vorsehen, provozieren Konflikte zwischen den ge-

trennten Eltern und setzen einen finanziellen Anreiz gegen die Realisierung des Um-

gangs mit dem anderen Elternteil. Alleinerziehende können in einen Interessenkonflikt 

geraten, in dem sie sich zwischen der Existenzsicherung ihres Kindes und dem – eigent-

lich erwünschten – Umgang mit dem anderen Elternteil entscheiden müssen. Demge-

genüber würde ein zusätzlich ausgezahlter Umgangsmehrbedarf einen finanziellen An-

reiz dafür setzen, dass das Kind nach der Trennung der Eltern mit beiden Bezugsperso-

nen weiterhin Kontakt hat. Dies entspricht dem Kindeswohl und den Wertungen des 

Familienrechtes in § 1626 Abs. 3 S. 1 BGB („Zum Wohl des Kindes gehört in der Regel 

der Umgang mit beiden Elternteilen“) und § 1684 BGB („Das Kind hat das Recht auf 

Umgang mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist zum Umgang mit dem Kind verpflichtet 

und berechtigt“). 

 

3. Reformen beim Unterhaltsvorschuss: Abschaffung der Alters- und 72-Monatsgrenze, 

hälftige Anrechnung des Kindergeldes  

 

Die Anträge der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordern Reformen 

beim Unterhaltsvorschuss. Die Altersgrenze soll von 12 auf 18 vollendete Lebensjahre 

angehoben werden. Zugleich soll die Begrenzung des Bezugs auf maximal 72 Monate (6 

Jahre) gestrichen werden. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE fordert zudem, dass das 

Kindergeld zukünftig nur noch hälftig angerechnet wird. 

 

Der Familienbund unterstützt diese Forderungen und setzt sich dafür ein, dass der Un-

terhaltsvorschuss länger als 72 Monate und über das 12. Lebensjahr des Kindes hinaus 
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gezahlt werden kann.14 Die Alters- und die 72-Monatsgrenze sind problematisch und 

lassen sich nicht in der Sache, sondern nur durch finanzielle und haushaltspolitische 

Erwägungen begründen. Der in Art. 3 Abs. 1 GG festgelegte allgemeine Gleichheitssatz 

spricht dafür, alle Kinder gleich zu behandeln, die keinen Unterhalt erhalten. An die 

Rechtfertigung der Ungleichbehandlung sind strenge Anforderungen zu stellen, wenn – 

wie bei der Altersgrenze – verschiedene Personengruppen und nicht nur verschiedene 

Sachverhalte ungleich behandelt werden.15 Ein strenger Prüfungsmaßstab gilt zudem, 

wenn das Differenzierungskriterium nicht durch eine Veränderung des Verhaltens be-

einflusst werden kann.16 Zwar haben die finanziellen Erwägungen, die für die beschrie-

benen Begrenzungen sprechen, hier durchaus Gewicht, da die Rückholquote beim Un-

terhaltsvorschuss schlecht ist. Im Jahr 2009 konnten die Kommunen nur in 20,3 Prozent 

der Fälle das vorgeschossene Geld beim Unterhaltsverpflichteten eintreiben.17 Im Jahr 

2013 lag die Rückholquote bei 21 Prozent, im Jahr 2014 bei 23 Prozent. Nach Ansicht 

des Familienbundes kann sich der Staat jedoch nicht auf diese schlechte Rückholquote 

berufen, solange er nicht ernsthafte Anstrengungen unternommen hat, die Rückhol-

quote zu verbessern. Derzeit besteht ein grundsätzliches Problem darin, dass die 

Kommunen dafür zuständig sind, beim Unterhaltsverpflichteten Rückgriff zu nehmen, 

obwohl das zurückgeholte Geld nicht ihnen, sondern den Ländern zugutekommt (§ 7 

Abs. 1 S. 1 UVG). Die Kommunen haben daher keinen finanziellen Anreiz, besondere 

Anstrengungen zur Steigerung der Rückholquote zu unternehmen.18 Im Gegenteil spre-

chen finanzielle Erwägungen bei den Kommunen sogar gegen den Einsatz größerer per-

soneller Ressourcen, um die Rückholquote zu steigern. 

 

Die volle Kindergeldanrechnung beim Unterhaltsvorschuss gem. § 2 Abs. 2 S. 1 UVG ist 

rechtssystematisch nicht überzeugend, da der Unterhaltsvorschuss an die Stelle des 

Kindesunterhalts des nicht betreuenden Elternteils tritt, der nur hälftig angerechnet 

                     
14

 So auch der Beschluss des 28. Parteitags der CDU Deutschlands „Zusammenhalt stärken – Zukunft der Bürger-

gesellschaft gestalten“ (14. – 15. Dezember 2015), S. 13. 
15

 Jarass/Pieroth, Grundgesetz, 6. Auflage, Art. 3, Rn. 19 m.w.N. 
16

 Jarass/Pieroth, Grundgesetz, 6. Auflage, Art. 3, Rn. 19 m.w.N. 
17

 Lenze, Alleinerziehende unter Druck, S. 12. 
18

 Dass dieser Umstand mit der schlechten Rückholquote zusammenhängt, vermutet auch Lenze, Alleinerziehende 

unter Druck, S. 12 47. 
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wird.19 Die volle Anrechnung des Kindergeldes wurde erst 2008 eingeführt.20 Zur vorher 

bestehenden hälftigen Anrechnung sollte man zurückkehren. Das Kindergeld ist das 

Herzstück des Familienlasten- und -leistungsausgleichs. Soweit es nicht der Steuerrück-

erstattung dient, dient es der Förderung der Familie (§ 31 S. 2 EStG). Umfragen belegen 

immer wieder die hohe Akzeptanz, die das Kindergeld bei den Familien genießt. In ei-

ner Allensbach-Untersuchung der Gesamtevaluation21 im Jahr 2012 haben 90 Prozent 

aller Eltern mit Kindern unter 25 Jahren das Kindergeld als besonders wichtig für die 

Familie bewertet. Damit hält das Kindergeld eine Spitzenposition im Ranking der Leis-

tungen.22 Bereits im Jahr 2008 haben 87 Prozent der Eltern mit Kindern unter 18 Jahren 

das Kindergeld als die mit Abstand wirksamste Familienleistung bewertet, so eine wei-

tere Allensbach-Studie. Das Kindergeld ist eine wichtige Anerkennung der Erziehungs-

leistung. Alleinerziehende sollten von diesem nicht durch unangemessene Anrech-

nungsregelungen ausgeschlossen werden. 

 

4. Kindergelderhöhung und Reformen beim Kinderzuschlag 

 

Im Antrag der Fraktion DIE LINKE wird gefordert, das Kindergeld und den Kinderzu-

schlag zu einer Kindergrundsicherung weiterzuentwickeln. Dazu müssten in einem ers-

ten Schritt das Kindergeld auf 200 Euro für das erste Kind und der Kinderzuschlag auf 

220 Euro für unter sechsjährige, 260 Euro für 6- bis 13-jährige und 300 Euro für 14- bis 

18-jährige erweitert, der gestrichene Heizkostenzuschuss wieder eingeführt und der 

Kinderzuschlag mit einem Mehrbedarf analog des SGB-II-Mehrbedarfes für Alleinerzie-

hende versehen werden.  Langfristig möchte auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN eine Kindergrundsicherung einführen. 

 

Der Familienbund teilt das langfristige Ziel, das Existenzminimum des Kindes zu sichern. 

Ebenso unterstützt er die Forderung einer Kindergelderhöhung. Eine solche würde 

                     
19

 So auch Lenze, Alleinerziehende unter Druck, S. 12, 47. 
20

 Vgl. Lenze, Alleinerziehende unter Druck, S. 45. 
21

 Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Maßnahmen und Leistungen in Deutschland (Auftraggeber: 

BMF, BMFSFJ). 
22

 Allensbach, Akzeptanzanalyse I, 2012, S. 56 f. 
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auch Alleinerziehenden helfen – insbesondere dann, wenn das Kindergeld entspre-

chend der obigen Forderung nur noch hälftig auf den Unterhaltsvorschuss angerechnet 

würde. Der Familienbund hat scharf kritisiert, dass die  Kindergelderhöhung von 2015 

(um insgesamt sechs Euro) historisch niedrig23 ausgefallen ist und setzt sich schon lan-

ge für eine deutliche Anhebung des Kindergeldes ein. Die Kinderfreibeträge, die verfas-

sungsrechtlich vorgeschrieben sind und nicht dem freien Gestaltungsspielraum der Po-

litik unterliegen, führen ohne Ergänzung durch Kindergeld zu einer sozialen Schieflage: 

Einkommensstarke Familien erhalten - entsprechend ihrer unter Zugrundelegung des 

progressiven Steuertarifs ersparten direkten Steuern - eine überproportionale Entlas-

tung, während bei einkommensschwachen Familien die Wirkung der Kinderfreibeträge 

geringer ist oder gar nicht stattfindet. Um sicherzustellen, dass einkommensschwache 

Familien nicht benachteiligt werden, muss das Kindergeld um einen hohen zweistelli-

gen Eurobetrag erhöht werden. Der Familienbund fordert, dass das Kindergeld langfris-

tig auf den Betrag angehoben wird, der der maximalen Freibetragswirkung entspricht 

(wobei zugleich der Gesamtfreibetrag für Kinder in Höhe von derzeit 7.248 €24 auf den 

für Erwachsene geltenden Freibetrag in Höhe von derzeit 8.652 € anzuheben wäre, um 

die tatsächlichen Kosten für Kinder realitätsgerechter zu berücksichtigen). Mit einer 

solchen Kindergelderhöhung wäre ein wichtiger Schritt in Richtung einer Kindergrund-

sicherung getan (ein weiterer Schritt sollten Kinderfreibeträge in den Sozialversiche-

rungen sein, s.u.). 

 

Bezüglich des Kinderzuschlags fordert der Familienbund schon lange eine Reform. Er 

hat begrüßt, dass dieser ab dem 1. Juli 2016 um 20 € (von 140 € auf 160 €) erhöht wird, 

obwohl die Erhöhung früher und jedenfalls bereits zum 1. Januar 2016, das heißt zeit-

gleich mit der Erhöhung der Regelbedarfe, hätte erfolgen müssen. Der Kinderzuschlag 

                     
23

 Eine derartig geringe Erhöhung hat es beim „Kindergeld für das erste Kind“ überhaupt noch nicht gegeben: 

Dieses wurde bisher immer um mindestens zehn Euro (bzw. 20 DM) erhöht).  Es ist schwer zu begründen, warum 

die Kindergelderhöhung 2015 – vor dem Hintergrund erheblicher Steuermehreinnahmen auf Rekordniveau – so 

niedrig ausgefallen ist. 
24

 Der Gesamtfreibetrag für Kinder setzt sich gemäß § 32 Abs. 6 EStG für verheiratete Eltern aus dem Freibetrag 

für das sächliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag in Höhe von derzeit 4.608 €) und dem Freibe-

trag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (BEA-Freibetrag in Höhe von derzeit 2.640 €) 

zusammen. Alleinerziehende erhalten die vollen Freibeträge nur im Fall der Übertragung. 
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muss regelmäßig erhöht werden, damit er sein Ziel erreicht zu verhindern, dass Fami-

lien im unteren Einkommensbereich aufgrund ihrer kindbedingten Ausgaben von 

Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II abhängig werden. Neben einer Erhöhung 

der Zahlbeträge sind jedoch weitere Reformen notwendig. Vor allem muss der Kreis 

der Berechtigten erweitert werden. Die sachwidrige Höchsteinkommensgrenze („Ab-

bruchkante“) muss beseitigt werden. Ebenso ist die ebenfalls nicht sachgerechte (dop-

pelte, d.h. betragsmäßige und individuelle) Mindesteinkommensgrenze zu reformieren 

(z.B. durch ein Wahlrecht zwischen ALG II und Kinderzuschlag, um verdeckte Armut zu 

lindern und häufige Systemwechsel zu vermeiden25). Reformen bei den Einkommens-

grenzen würden auch Alleinerziehende unterstützen. Alleinerziehende profitieren je-

doch nicht vom Kinderzuschlag, wenn sie Unterhalt oder Unterhaltsvorschuss in Höhe 

von monatlich mindestens 160 Euro erhalten, da diese Leistungen – rechtssystematisch 

und entsprechend der Intention des Kinderzuschlags grundsätzlich konsequent – als 

Einkommen des Kindes angerechnet werden (§ 6a Abs. 3 BKGG). 

 

5. Unterhaltsrechtsreform von 2008  

 

Im Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird gefordert, die Unterhaltsrechts-

reform von 2008 im Hinblick auf die Auswirkungen insbesondere auf die Situation von 

Alleinerziehenden nach der Rechtsänderung vom 1. März 2013 zu evaluieren. Der Fa-

milienbund würde eine solche Evaluation begrüßen, da seiner Meinung nach das Insti-

tut der Ehe durch die Reform erheblich geschwächt wurde. Der Anspruch auf Unterhalt 

wegen Betreuung eines Kindes ergibt sich aus: 

 

§ 1570 BGB 

(1) Ein geschiedener Ehegatte kann von dem anderen wegen der Pflege oder Erziehung 

eines gemeinschaftlichen Kindes für mindestens drei Jahre nach der Geburt Unter-

halt verlangen. Die Dauer des Unterhaltsanspruchs verlängert sich, solange und 

                     
25

 Vgl. neue caritas, 22/2014, Souveränität von Familien mit geringem Einkommen stärken - Position des Deut-

schen Caritasverbandes zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung. 
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soweit dies der Billigkeit entspricht. Dabei sind die Belange des Kindes und die be-

stehenden Möglichkeiten der Kinderbetreuung zu berücksichtigen. 

(2) Die Dauer des Unterhaltsanspruchs verlängert sich darüber hinaus, wenn dies unter 

Berücksichtigung der Gestaltung von Kinderbetreuung und Erwerbstätigkeit in der 

Ehe sowie der Dauer der Ehe der Billigkeit entspricht. 

 

Während nach 2008 die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte unter Rückgriff auf 

die Billigkeitsklauseln in vielen Fällen einen über den Mindestunterhalt hinausgehen-

den Unterhalt gewährte, hat der Bundesgerichtshof für einen darüber hinausgehenden 

Unterhalt hohe Hürden aufgestellt.26 Die Faustformel lautet, dass Alleinerziehende ab 

dem dritten Geburtstag des jüngsten Kindes keinen Unterhalt mehr erhalten. Die Ehe 

bietet daher heute nur noch wenig Sicherheit. Wer für die Erziehung der Kinder auf Er-

werbstätigkeit verzichtet, geht vor dem Hintergrund, dass etwa jede dritte Ehe ge-

schieden wird, ein hohes Risiko ein. Die Wahlfreiheit der Eltern, selbst über die Vertei-

lung der Erwerbs-, Haus- und Sorgearbeit zu entscheiden, ist erheblich beeinträchtigt. 

Der Familienbund fordert eine Reform der Reform, die den Mindestunterhalt wieder 

verlängert und die Ehe als verlässliches Institut stärkt. Das würde vielen Alleinerziehen-

den nach dem Ende ihrer Ehe helfen. 

 

6. Steuerliche Entlastung aller Familien 

 

Die Anträge der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschäftigen sich 

auch mit der steuerlichen Entlastung von Alleinerziehenden. Teilweise werden generel-

le Zweifel an der Entlastung von Familien durch Freibeträge geäußert. 

 

Der Familienbund hat begrüßt, dass der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im letz-

ten Jahr erhöht wurde. Er beträgt nunmehr 1908 € statt 1.308 € und erhöht sich für je-

des weitere Kind um 240 € (24b Abs. 2 EStG). Da man den Entlastungsbetrag seit seiner 

                     
26

 Ein guter Überblick zur Unterhaltsrechtsreform von 2008 und zur Entwicklung der diesbezüglichen Recht-

sprechung findet sich bei Lenze, Alleinerziehende unter Druck, S. 25 ff. 

Seite 55 von 86



 
 
 
Familienbund der Katholiken (Bundesverband e.V.)  Bundesgeschäftsstelle: Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin 
Telefon: 030 / 326 756 0    Fax: 030 / 326 756 20   E-Mail: info@familienbund.org   Internet: 
www.familienbund.org 

14 

Einführung zum 1. Januar 2004 nicht angehoben hatte, war die Erhöhung überfällig. 

Über eine weitere Erhöhung kann man nachdenken. Der maximale Splittingeffekt bie-

tet jedoch keinen Anhaltspunkt für die Höhe des Entlastungsbetrags27, da eine Ver-

gleichbarkeit der steuerrechtlichen Regelungen nicht gegeben ist. Der Familienbund 

hält realistisch berechnete und regelmäßig angepasste Steuerfreibeträge aus Gründen 

der Steuergerechtigkeit (Art. 3 Abs. 1 GG) zur Sicherstellung einer Besteuerung ent-

sprechend der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit für unabdingbar. Daher fordert er 

auch, den Gesamtfreibetrag für Kinder (derzeit 7.248 €)  auf den für Erwachsene gel-

tenden Freibetrag (derzeit 8.652 €) anzuheben. 

 

Hinzuweisen ist jedoch erneut darauf, dass sich Freibeträge bei einem progressiven 

Steuertarif zwangsläufig progressiv auswirken: Die Entlastung durch den Freibetrag 

steigt mit steigendem Einkommen entsprechend der zusätzlichen Belastung durch den 

ungünstigeren Steuertarif. Das ist prinzipiell nicht zu kritisieren. Es muss aber eine Er-

gänzung der Freibeträge durch ausreichend hohe Transferleistungen geben, damit das 

Gesamtsystem sozial gerecht ist. Da Alleinerziehende häufig kein hohes Einkommen 

haben, ist ihnen mit einer reinen Freibetragslösung in vielen Fällen nicht geholfen.28 

 

Um alle Familien steuerlich zu entlasten fordert der Familienbund, die kalte Progressi-

on durch einen „Tarif auf Rädern“, d.h. eine automatische Anpassung des Steuertarifs 

entsprechend der Inflationsentwicklung, zu beseitigen. Denn wenn Lohnerhöhungen 

nur die Inflation ausgleichen und zu keiner Steigerung der Kauf-kraft führen, ist eine 

höhere Besteuerung des zusätzlichen Einkommens nicht gerechtfertigt. 

 

7. Entlastung aller Familien in der Sozialversicherung 

 

Alle Familien – auch Ein-Eltern-Familien – werden in der Renten-, Kranken- und Pflege-

versicherung systematisch benachteiligt, indem sie trotz der hohen Kosten der Kinder-

                     
27

 Dies suggeriert aber der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, vgl. S. 5. 
28

 Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN weist darauf hin, dass der Entlastungsbetrag im Jahr 

2014 von nur 40 Prozent der Alleinerziehenden in Anspruch genommen wurde. 
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erziehung mit gleich hohen Beiträgen belastet werden wie Kinderlose. Das ist nicht nur 

ein Gerechtigkeits-, sondern auch ein verfassungsrechtliches Problem, da das Bundes-

verfassungsgericht im sogenannten Pflegeversicherungsurteil entschieden hat, dass es 

dem allgemeinen Gleichheitssatz des Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes wider-

spricht, wenn bei der Beitragshöhe nicht danach differenziert wird, ob Kinder betreut 

und erzogen werden.29 Der Gleichheitssatz des Grundgesetz fordert nicht nur, dass 

Gleiches gleich, sondern auch, dass Ungleiches ungleich behandelt werden muss. Un-

terhaltsverpflichtete Eltern sind wirtschaftlich ungleich stärker belastet als Personen, 

die keine Unterhaltspflicht trifft. Zudem stellen die Summen, die Eltern für die Betreu-

ung, Erziehung und Ausbildung ihrer Kinder ausgeben, einen wichtigen Beitrag für die 

Sozialversicherung dar. Denn eine umlagefinanzierte Sozialversicherung, bei der die 

jeweils jüngere Generation für die jeweils ältere zahlt, ist auf gut ausgebildete neue 

Beitragszahler/innen existenziell angewiesen. Eltern erbringen also einen doppelten 

Beitrag für die Sozialversicherung: einerseits durch Geldbeiträge, andererseits durch 

die kostenaufwendige Erziehung ihrer Kinder. Deswegen müssen sie bei den Geldbei-

trägen entlastet werden. 

 

Eine sachgerechte Lösung für eine Beitragsdifferenzierung zwischen Eltern und Kinder-

losen wäre die Einführung eines Kinderfreibetrags in den Sozialversicherungen, wie es 

ihn im Steuerrecht bereits gibt. Eltern müssten dann nur auf den Teil ihres Einkommens 

Sozialversicherungsbeiträge zahlen, der ihnen verbleibt, nachdem sie einen Betrag in 

Höhe des Existenzminimums ihrer Kinder abgezogen haben. Bei zwei berufstätigen El-

tern könnte der Freibetrag je zur Hälfte vom Einkommen abgezogen werden. Alleiner-

ziehende, die vom anderen Elternteil keinen vollständigen Kindesunterhalt erhalten 

(das betrifft immerhin 50 Prozent der Alleinerziehenden, siehe Fn. 1), könnten den Be-

trag zur Gänze geltend machen, was ihr Einkommen erheblich aufwerten würde.30 

                     
29

 BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 3. April 2001, Az.: 1 BvR 1629/94. 
30

 Lenze, Was leisten Familien für die Gesellschaft und welche Rahmenbedingungen brauchen sie? (Vortrag vom 

12. November 2015 anlässlich der Fachtagung „HÖREN! Was Familien brauchen.“ der Deutschen Bischofskonfe-

renz und des Familienbundes der Katholiken). 

Seite 57 von 86



 
 
 
Familienbund der Katholiken (Bundesverband e.V.)  Bundesgeschäftsstelle: Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin 
Telefon: 030 / 326 756 0    Fax: 030 / 326 756 20   E-Mail: info@familienbund.org   Internet: 
www.familienbund.org 

16 

Ein solcher Freibetrag wäre gerecht. Denn es würde sichergestellt, dass jedes Mitglied 

der Sozialversicherung nur auf den Teil seines Einkommens Beiträge zahlt, der ihm tat-

sächlich zur Verfügung steht. Ein solcher Freibetrag wäre auch keine „Bestrafung Kin-

derloser“, sondern vielmehr eine angemessene Berücksichtigung der unterschiedlichen 

ökonomischen Leistungsfähigkeit. Ein Kinderfreibetrag in der Sozialversicherung wäre 

auch sozial gerecht. Denn während der Kinderfreibetrag im Steuerrecht wegen der 

Steuerprogression dazu führt, dass Personen mit hohen Einkommen besonders profi-

tieren, würde dieser Effekt bei einem Freibetrag in der Sozialversicherung entfallen. Da 

Sozialversicherungsbeiträge nicht progressiv erhoben werden, wäre die Entlastung 

durch einen Kinderfreibetrag für alle beitragszahlenden Familien pro Kind gleich. Nicht 

zuletzt wäre ein solcher Freibetrag ein wesentlicher Beitrag gegen Kinder- und Fami-

lienarmut und für die Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft. 

 

 

 

Berlin, 7. März 2016 

Familienbund der Katholiken 

Ansprechpartner: Matthias Dantlgraber, Ass. iur. 
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Stellungnahme des Verbandes alleinerziehender Mütter und Väter, Bundesver-
band e. V. (VAMV)  
zur öffentlichen Anhörung am 14. März 2016 im Ausschuss für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend des Bundestages zur Lebenssituation 
Alleinerziehender und ihren Kindern 
 
 
1. Ausgangslage 

Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e.V. (VAMV) bedankt sich für die Gelegen-
heit zur Stellungnahme.  

Die Hälfte aller Kinder in Armut lebt bei Alleinerziehenden, zu 90 Prozent Mütter. Eineltern-
familien haben mit rund 42 Prozent das größte Armutsrisiko aller Familienformen und das, 
obwohl die Erwerbstätigkeit alleinerziehender Frauen hoch ist und weiter ansteigt. Arbeit 
allein schützt sie und ihre Kinder also nicht per se vor Armut. Das ist seit langem bekannt 
und doch: Seit Jahren tut sich nichts – Kinderarmut in Einelternfamilien sinkt nicht.  

Warum sind Alleinerziehende und ihre Kinder so oft arm? 

Die Ursachen sind vielfältig: Sie reichen von der Situation Alleinerziehender als Frauen und 
Mütter auf dem Arbeitsmarkt mit einem Betreuungsangebot, welches nicht zu den Arbeits-
zeiten passt, über nicht gezahlten Kindesunterhalt bis hin zu familien- und ehepolitischen 
Leistungen, die bei ihnen nicht ankommen, weil Teile des Sozial-, Steuer- und Unterhalts-
rechts nicht gut aufeinander abgestimmt sind oder sich widersprechen. Sie fallen durchs 
Raster. „Sie“, das sind 1,6 Millionen Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern im Haus-
halt – jede fünfte Familie.  

75 Prozent der Kinder mit Anspruch auf Kindesunterhalt erhält diesen gar nicht oder in unzu-
reichender Höhe.1 Der Unterhaltsvorschuss als Ausfall- oder Ersatzleistung kompensiert 
diesen Mangel nur begrenzt, da ein Kind lediglich für bis zu 72 Monate Anspruch hat und nur 
solange es unter 12 Jahre alt ist. 

Die Lebenssituation von Alleinerziehenden ist sehr oft geprägt von der ehemals zu zweit ge-
tragenen Arbeitsteilung in Ehe oder Partnerschaft. Werden für Eheleute durch familienpoliti-
sche Leistungen Anreize für traditionelle Arrangements gesetzt, ist das mittelbar eine 
Familienpolitik, die Alleinerziehenden später zum Nachteil gereicht. Einige ehe- und familien-
bezogene Leistungen entfalten über den Lebensverlauf messbare und nachhaltig spürbare 
Verhaltenswirkungen, stellte die Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Maß-
nahmen und Leistungen in Deutschland im Auftrag des Bundesministerium für Finanzen und 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fest.2 Die stärkste Wirkung 
haben das Ehegattensplitting und beitragsfreie Ehegattenmitversicherung in der gesetzlichen 

                                                 
1 Vgl. Hartmann, Bastian (2014): Unterhaltsansprüche und deren Wirklichkeit. Wie groß ist das 
Problem nicht gezahlten Kindesunterhalts?, DIW/SOEPpapers 660/2014, Berlin. 
2 Prognos AG (2014): Endbericht. Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Maßnahmen 
und Leistungen in Deutschland. Auftraggeber Bundesministerium für Finanzen und 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin, S. 373 und 385. 
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Krankenversicherung.3 Jeweils für sich aber noch mehr in Kombination setzen diese beiden 
Leistungen eindeutig einen Anreiz für Ehepaare, sich gemeinsam dafür zu entscheiden, dass 
die Frau ihre Erwerbstätigkeit (langfristig) reduziert und der Mann in Vollzeit für den 
wesentlichen Teil des Haushaltseinkommen sorgt.  

„In der dynamischen Betrachtung senkt die geringere angesammelte Berufserfahrung den 
Lohn, den [die Mütter] bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit erzielen können. Dieser 
nachhaltige Effekt wirkt sich auch in späteren Phasen des Familienverlaufs ungünstig auf die 
Erwerbstätigkeit von Frauen aus.“4  

Aus diesen Gründen können sich entgegen des Wunsches junger Eltern Väter weniger Zeit 
für die Kindererziehung und -pflege nehmen und Mütter ihre Erwerbsarbeitswünsche nicht 
umsetzen. Eine partnerschaftliche Arbeitsteilung wird in der Mehrzahl der Familien nicht ge-
lebt, wie auch die Analyse der Zeitverwendung (Arbeitszeit, Hausarbeit, und Kinderbetreu-
ung) im Rahmen der Gesamtevaluation zeigte: Männer leisten in Paarhaushalten im Durch-
schnitt zwar einen wichtigen Beitrag, doch „gleichwohl ist die Arbeitsteilung noch weit von 
einer Parität entfernt.“5  

Der VAMV fordert seit Langem eine Abkehr von der Ehezentrierung der familienpolitischen 
Leistungen, denn dadurch werden nicht alle Familien gleichermaßen gefördert, sondern 
Eltern mit Trauschein bevorzugt. Zwar sieht die Verfassung den Schutz der Ehe vor, verlangt 
jedoch keine Schlechterstellung anderer Familienformen.  

Eine partnerschaftliche Teilung von Erwerbsarbeit und Familienarbeit würde sich auch im 
Falle einer Trennung oder Scheidung positiv auf die Verteilung der Pflichten auswirken. 
Familienpolitische Anreize zu einer partnerschaftlichen Arbeitsteilung fördern mittelbar eine 
verantwortungsvolle gemeinsame Elternschaft nach Trennung und Scheidung und schaffen 
die notwendigen Voraussetzungen für Alleinerziehende, die nicht zuletzt im Unterhaltsrecht 
verlangte finanzielle Eigenverantwortung realisieren zu können. 

Betreuungsmodelle getrennt lebender Eltern sind vielfältig. Es liegt in der Autonomie der 
Eltern, hierzu einvernehmliche Arrangements in der Ausübung des gemeinsamen Sorge-
rechts zu treffen. Der überwiegende Teil der Eltern entscheidet sich dafür, dass ein Kind 
seinen Lebensmittelpunkt bei einem Elternteil hat. Ein Wechselmodell, bei dem ein Kind 
hälftig bei beiden Elternteilen lebt, wird vermehrt diskutiert. Dies können Eltern innerhalb der 
bestehenden gesetzlichen Regelungen bereits praktizieren. Die Politik ist gefordert, beim 
Thema Wechselmodell, erweiterter Umgang und Unterhalt für faire Regelungen zu sorgen, 
die sowohl die Mehrkosten des Modells berücksichtigen als auch die Arbeitsteilung der El-
tern vor einer Trennung. Denn die ökonomischen Risiken nach Trennung und Scheidung 
dürfen nicht einseitig bei dem Elternteil liegen, der die beruflichen Opportunitätskosten der 
Kinderbetreuung trägt und aus der Perspektive des Kindes muss dessen Existenz im Haus-
halt beider Elternteile gesichert sein (können). Und - jedes Kind ist anders - es muss dem 
Wohl des Kindes entsprechen, zwei Lebensmittelpunkte zu haben. 

Derzeit werden gesetzliche Neuregelungen im SGB II verhandelt, die Entwürfe dafür sind 
bekannt. Vorgesehen ist, das Sozialgeld für Kinder getrennt lebender Eltern im SGB II tage-

                                                 
3 Vgl. Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) (2013a): Mikrosimulation 
ausgewählter ehe- und familienbezogener Leistungen im Lebenszyklus. Gutachten für die Prognos 
AG. Forschungsbericht, Mannheim 2013, S. vif. 
4 Vgl. ZEW 2013a: S. viii 
5 Vgl. Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) (2013b): Gutachten für die 
Prognos AG, Evaluation zentraler ehe- und familienbezogener Leistungen in Deutschland. Endbericht, 
S. x. 
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weise aufzuteilen und den beiden Haushalten jeweils zuzuordnen. Lebt der getrennt lebende 
Elternteil unabhängig von SGB II-Leistungen, soll dennoch das Sozialgeld des Kindes für die 
Tage des Umgangs im Haushalt der Alleinerziehenden gestrichen werden. Der VAMV lehnt 
Verschlechterungen für viele Alleinerziehende und ihre Kinder im SGB II ab und setzt sich für 
einen Umgangskinder-Mehrbedarf im SGB II ein. 

 

2. Bewertung der Anträge „Alleinerziehende stärken – Teilhabe von Kindern 
sichern“ (Drs. 18/4370) der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und „Lebenssi-
tuation von Alleinerziehenden deutlich verbessern“ (Drs. 18/6651) der Fraktion 
DIE LINKE.  

Der VAMV teilt die Einschätzung beider Anträge, dass Alleinerziehende nur unzureichend 
unterstützt werden und ihnen eine angemessene Anerkennung für ihre alltägliche Leistung 
versagt bleibt. Darüber hinaus werden sie gegenüber Paarfamilien insbesondere gegenüber 
verheirateten zusammenlebenden Eltern benachteiligt. 

Als langfristige Lösung regen beide Anträge die Einführung einer Kindergrundsicherung an. 
Damit wird eine zentrale Forderung des VAMV aufgegriffen. 

 

Zu den Forderungen der Anträge im Einzelnen: 

Die Anrechnung des Mindestelterngeldes auf Transferleistungen sollte auch aus Sicht des 
VAMV zurück genommen und der Zugang zum Partnerschaftsbonus beim ElterngeldPlus 
realistisch ausgestaltet werden. Der dafür vorausgesetzte Erwerbskorridor von 25 bis 30 
Wochenstunden schließt Alleinerziehende praktisch davon aus. 

 

Der VAMV begrüßt den Vorschlag, den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende nach § 24b 
Einkommenssteuergesetz um eine Steuergutschrift zu ergänzen. Davon würden diejenigen 
Alleinerziehenden mit geringen Einkommen profitieren, bei denen sich der Entlastungsbetrag 
bei der Steuer nicht auswirkt. Österreich macht es vor: ein Alleinerzieherabsetzbetrag 
verringert die Lohnsteuer und wird bei niedrigen Einkommen ggf. ausgezahlt. Parallel gibt es 
dort einen Alleinverdienerabsetzbetrag in gleicher Höhe statt des Ehegattensplittings. 
Systemimmanent hält der VAMV an seiner Forderung fest, den Entlastungsbetrag für Allein-
erziehende in seiner Höhe an den Grundfreibetrag für Erwachsene zu koppeln, um diesen 
wieder als Gegenstück zum Splitting auszugestalten, wie es bis Mitte der 90er Jahre der Fall 
war. Langfristig fordert der VAMV einen Systemwechsel hin zu einer Individualbesteuerung 
und einer direkten Förderung von Kindern durch eine Kindergrundsicherung. 

 

Eine Abschaffung der Altersgrenze von 12 Jahren sowie der Höchstbezugsdauer von 72 
Monaten beim Unterhaltsvorschuss, wie in beiden Anträgen gefordert, sieht der VAMV als 
dringend notwendig und überfällig an. Auch die Änderung der Anrechnungsmodalitäten des 
Kindergeldes, welche DIE LINKE fordert, begrüßt der VAMV ausdrücklich: Die jetzige voll-
ständige Anrechnung des Kindesgeldes auf den Unterhaltsvorschuss ist systemwidrig und 
muss auf eine hälftige Anrechnung wie beim Unterhalt umgestellt werden. Kinderarmut in 
Einelternfamilien zu verringern verlangt eine dauerhafte gesellschaftliche Unterstützung bei 
Ausbleiben von Kindesunterhaltszahlungen. Adressat im Bemühen um Begrenzungen der 
Mittelverwendung für die Leistung Unterhaltsvorschuss sind nicht die Kinder 
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Alleinerziehender, sondern die Barunterhaltspflichtigen (z.B. verbesserter Rückgriff bei Leis-
tungsfähigkeit, Erfüllen gesteigerter Erwerbsobliegenheit in Mangelfällen unterstützen). 

Anders als in dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN formuliert, lehnt der 
VAMV eine Aufhebung des Vorrangs des Unterhaltsvorschusses im SGB II ab. Der Unter-
haltsvorschuss ist eine der wenigen familienpolitischen Leistungen, die sich gezielt an Allein-
erziehende und ihre Kinder richtet und ihrer besonderen Lebenssituation Rechnung trägt. Als 
Ausfall- oder Ersatzleistung für nicht gezahlten Kindesunterhalt spielt der Unterhaltsvor-
schuss eine wichtige Rolle – sowohl materiell aber auch ideell. Letzteres ist nicht zu unter-
schätzen, denn der Unterhaltsvorschuss bringt zum Ausdruck, dass die finanziell schwierige 
Lage durch den nicht gezahlten Kindesunterhalt entsteht und nicht allein durch das man-
gelnde Einkommen des betreuenden Elternteils. Alleinerziehende werten den Unterhaltsvor-
schuss auch als gesellschaftliche Unterstützung, da sie nicht allein den fehlenden 
finanziellen Beitrag eines Elternteils kompensieren müssen. Würde Unterhaltsvorschuss im 
SGB II-Leistungsbezug nicht mehr ausgezahlt und im Bescheid ausgewiesen, würde dieser 
Zusammenhang unsichtbar werden. Alleinerziehende sind in der Regel unfreiwillig im SGB 
II-Bezug mit dem damit verbundenen Stigma „Hartz IV“. Die Hürde, um das SGB II verlassen 
zu können, wäre zumindest gefühlt noch größer, wenn die ausgezahlte SGB II-Leistung um 
die Unterhaltsvorschusshöhe steigen würde. 

Im Jahr 2012 kritisierte der Bundesrechnungshof (BRH) die Parallelstrukturen von Unter-
haltsvorschuss und SGB II und empfahl die Aufhebung des Vorrangs. Der BRH hat dabei 
den damit möglichen Bürokratieabbau im Fokus. Unterhaltsvorschuss wäre nur noch zu be-
antragen, wenn dadurch die Hilfebedürftigkeit nach SGB II vermieden würde. Um Letzteres 
zu prüfen, müssten die Jobcenter weiterhin eine Erstprüfung vornehmen, auch bei Aufhe-
bung des Vorrangs. Der Aufwand bei der Beantragung sowie die Kosten der Bürokratie auf-
grund der Parallelstrukturen an der Schnittstelle von SGB II und Unterhaltsvorschuss sind 
vertretbar. Politik ist mehr als eine Rechenaufgabe. Das Einsparpotential ist dabei gering, da 
der Anspruch auf Unterhaltsvorschuss in auch bei einer Durchbrechung des Vorrangs ge-
prüft und ausgewiesen werden müsste. 

Die Schnittmenge zwischen Unterhaltsvorschuss-Bezug und SGB II-Leistungsbezug ist sehr 
hoch: 70 Prozent der Kinder mit Unterhaltsvorschuss erhalten gleichzeitig SGB II-
Leistungen. Dementsprechend würde sich die politische Bedeutung des 
Unterhaltsvorschusses nach Aufhebung des Vorrangs auf 30 Prozent des bisherigen 
Volumens reduzieren. Der VAMV bewertet einen solchen Schritt als Einstieg in den Ausstieg. 
Sollte sich der Gesetzgeber dazu entschließen, müssen die freiwerdenden Mittel für einen 
Ausbau des Unterhaltsvorschuss eingesetzt werden, um eine Verschlechterung für Alleiner-
ziehende zu vermeiden. Würde etwa im Gegenzug die 6-jährige-Bezugsdauer während des 
SGB II-Bezuges nicht ablaufen, würde das nur wenigen Alleinerziehenden nützen, da die 
Wahrscheinlichkeit groß ist, dass nach Verlassen des SGB II-Bezuges das Kind die Alters-
grenze von 12 Jahren erreicht hat. Die Begrenzung auf 72 Monate und die Altersgrenze gilt 
es aufzuheben und dadurch diese effiziente Leistung zu stärken, statt den Unterhaltsvor-
schuss zu schwächen. 

 

Alleinerziehende sind beim Bezug vom Kinderzuschlag unterrepräsentiert, da sowohl 
Kindesunterhalt als auch Unterhaltsvorschuss angerechnet wird.6 Das ist ungerecht und 
muss sich ändern. Familienpolitische Leistungen sollten alle Familienformen gleichermaßen 

                                                 
6 Prognos AG (2014): S. 386. 
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erreichen. Den geforderten Ausbau des Kinderzuschlages durch eine Ergänzung um einen 
Mehrbedarfszuschlag für Alleinerziehende hält der VAMV grundsätzlich für bedenkenswert. 
Sobald sich der Kinderzuschlag erhöht, ist die Hürde für Alleinerziehende kleiner, zusammen 
mit dem eigenen erwirtschafteten Einkommen und Wohngeld außerhalb SGB II-Leistungen 
leben zu können. Würden auf den Kinderzuschlag nicht länger Kindesunterhalt und/oder 
Unterhaltsvorschuss sowie (Halb-)waisenrenten angerechnet, wofür sich der VAMV einsetzt, 
würde sich die Anzahl der Alleinerziehenden mit Zugang zum Kinderzuschlag ebenfalls er-
heblich erhöhen. Es ist zu prüfen, von welcher Änderung die Alleinerziehenden in der 
Summe mehr profitieren können. Zur Erläuterung ein Rechenbeispiel für einen 
Alleinerziehendenhaushalt mit einem Kind im Alter von acht Jahren, welches 100 Euro 
Kindesunterhalt ergänzt um 94 Euro Unterhaltsvorschuss erhält. Der 
Alleinerziehendenmehrbedarfszuschlag im SGB II beträgt in diesem Fall 48,48 Euro. Allein-
erziehende haben mehrheitlich ein Kind im schulpflichtigen Alter, weshalb diese Konstella-
tion einen Regelfall beschreibt.  

Wird der Kinderzuschlag derzeit in Höhe von 140 Euro um den Mehrbedarf erhöht und 
weiterhin gemindert um den Kindesunterhalt sowie Unterhaltsvorschuss, erhält die Alleiner-
ziehende keinen Kinderzuschlag, denn das angerechnete Einkommen des Kindes übersteigt 
den erhöhten Kinderzuschlag um 5,52 Euro (140 Euro Kinderzuschlag plus 48,48 Mehrbe-
darfszuschlag minus 100 Euro Kindesunterhalt minus 94 Euro Unterhaltsvorschuss). 

Wird auf die Anrechnung von Kindesunterhalt und/oder Unterhaltsvorschuss bei einem um 
den Mehrbedarf erhöhten Kinderzuschlag verzichtet, könnte die Alleinerziehende ihn in Höhe 
von 184,48 Euro beziehen (140 Euro Kinderzuschlag plus 48,48 Euro Mehrbedarfszuschlag).  

In diesen und ähnlichen Konstellationen greift allein der Ausbau des Kinderzuschlages um 
den Mehrbedarfszuschlag analog zum SGB II nicht, sondern vielmehr eine Reform der An-
rechnungsmodalitäten. Insgesamt ist zu bedenken, dass eine Kindergrundsicherung im Ver-
gleich zu dem mit regelmäßigen Einkommensprüfungen verbundenen Kinderzuschlag effek-
tiver und unbürokratischer das Ziel erreichen würde, Kinderarmut verhindern. 

Für die Existenzsicherung von Kindern in Bedarfsgemeinschaften getrennt lebender Eltern 
sieht der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen Mehrbedarf für den getrennt 
lebenden Elternteil sowie die volle Auszahlung des Sozialgeldes für das Kind an die Alleiner-
ziehende vor. Auch der VAMV sieht erst mit der Gewährung eines solchen Umgangskinder-
Mehrbedarfes die Existenzsicherung für Kinder mit Aufenthalten in beiden elterlichen Haus-
halten im SGB II-Bezug als tatsächlich gesichert an. 

Um einem Kind mit Aufenthalten in zwei Haushalten alles Notwendige, wie Kleidung und 
Alltagsutensilien bereit stellen zu können, bedarf es aber doppelter Anschaffungen. 
Fixkosten wie Telefon und Strom fallen bei der Alleinerziehenden weiter an und werden auch 
bei Abwesenheiten des Kindes nicht eingespart.  

Aktuell liegt eine Neuregelung des BMAS für diese Fälle vor, die im Rahmen der Gesetz-
gebung zur Rechtsvereinfachung im SGB II demnächst umgesetzt werden soll. Die Bedarfe 
sollen jeweils anteilig entsprechend der Gesamtzahl der Anwesenheitstage in der jeweiligen 
Bedarfsgemeinschaft ohne Benennung konkreter Kalenderdaten für die Aufenthaltstage be-
rücksichtigt werden. Die Entscheidung über die Aufteilung wird nicht im Innenverhältnis der 
Eltern getroffen, sondern liegt bei den beteiligten Jobcentern, die sich auf die Erklärungen 
der Eltern beziehen können. Der VAMV begrüßt, dass eine Regelung mit pauschaler 
hälftiger Aufteilung des Sozialgeldes ab einem Drittel Aufenthalt des Kindes in dem anderen 
Haushalt gegenüber dem ersten Referentenentwurf zur Rechtsvereinfachung im SGB II ent-
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fallen ist. Kritisch bleibt die Mangelverwaltung zwischen den Eltern, da die Anerkennung 
eines Umgangsmehrbedarfes für Kinder unterbleibt. Hinzu kommen Kürzungen ohne Not: 
Das Sozialgeld soll künftig regelmäßig auch in Alleinerziehendenhaushalten gekürzt werden, 
wenn das Kind Umgang mit dem anderen Elternteil hat, das selbst nicht hilfebedürftig im 
Sinne des SGB II ist und damit für diese Tage keine temporäre Bedarfsgemeinschaft be-
gründet. Dies trifft Alleinerziehendenhaushalte im SGB II empfindlich und ist aus rein 
rationalen Erwägungen in einer Armutssituation ein nachvollziehbarer Anreiz, so wenig Um-
gangstage wir möglich zu realisieren. 

Die geplante Neuregelung stellt eine deutliche Verschlechterung für sehr viele Kinder allein-
erziehender Eltern im SGB II dar, eine Existenzsicherung als unterste Stufe der Armutsver-
meidung, wird für Kinder mit Aufenthalten in beiden elterlichen Haushalten erst durch einen 
Umgangsmehrbedarf gewährleistet. 

Zudem weist der VAMV darauf hin, dass im SGB II berufliche Qualifizierung gestärkt werden 
sollte, indem ein Rechtanspruch auf Ausbildung, Umschulung und Weiterbildung verankert 
wird. Politik und die Bundesagentur für Arbeit sollten ihre Anstrengungen verstärken, Teil-
zeitausbildungen zu fördern.  

Der VAMV teilt das Anliegen beider Anträge, als (langfristige) Lösung eine Kindergrundsi-
cherung einzuführen. Eine Familienförderung, die alle Kinder gleichermaßen unterstützen 
will, muss ihre Leistungen unabhängig vom Einkommen der Eltern und damit außerhalb des 
Steuerrechts ausgestalten.  

Gemäß der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts muss der Gesetzgeber das 
sächliche Existenzminimum von Kindern steuerfrei stellen. Gegenwärtig mit den Kinderfrei-
beträgen im Einkommenssteuerrecht geregelt, wirkt sich diese Form des Familienlastenaus-
gleichs je nach Einkommen und Familienstand unterschiedlich aus. Der VAMV kritisiert diese 
Systematik. Kinder werden nicht alle gleich, sondern gemessen am Einkommen und der 
Familienform ihrer Eltern, behandelt. 

Eine Kindergrundsicherung, wie sie der VAMV fordert, sieht vor, allen Kindern, die einen An-
spruch auf Kindergeld haben, eine staatliche Grundsicherung in Höhe von 604 Euro im 
Monat unabhängig vom Einkommen der Eltern auszuzahlen. Der Grundbedarf für Kinder 
beziffert sich auf rund 604 Euro – das hat der zehnte Bericht der Bundesregierung über das 
Existenzminimum von Kindern für 2016 errechnet. Das entspricht einem steuerlichen 
Kinderfreibetrag von jährlich 7.248 Euro. 

In dieser steuerfinanzierten Leistung sollen alle kindbezogenen Transfers wie Sozialgeld, 
Kindergeld, Unterhaltvorschussleistungen, Kinderzuschlag und BAföG usw. zusammenge-
fasst werden. Nicht zuletzt zielt dieser Vorschlag auf eine Entlastung der Bürokratie ab. Klar-
heit statt Anrechnungsdschungel. Anspruchsinhaber der Kindergrundsicherung ist das Kind. 
Demzufolge könnte sie bei Grundsicherungsleistungsbezug nicht als Einkommen der Eltern 
gewertet werden, wie es heute z. B. beim Kindergeld im Rahmen der Bedarfsermittlung im 
SGB II der Fall sein kann. Die Forderung nach einer Kindergrundsicherung tritt neben die 
nach einem flächendeckenden kostenlosen und zu den Arbeitszeiten von Alleinerziehenden 
zu Randzeiten, an Wochenenden und in den Ferien passenden Kinderbetreuungsangebot. 
Einen solchen notwendigen Ausbau stellen die beiden Anträge ebenfalls in ihren Forde-
rungskatalog zur Verbesserung der Lebenslagen von Alleinerziehenden.  

Die Finanzierung der Kindergrundsicherung soll insbesondere über eine Bündelung aller 
kinderbezogenen Transferleistungen und einer Abschaffung des Ehegattensplittings 
erfolgen. Die vertikale Steuergerechtigkeit wird bei einer steuerfinanzierten Leistung über die 
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Tarifprogression erreicht, d.h. Steuerzahler/innen mit hohen Einkommen zahlen 
entsprechend mehr Steuern in das System und leisten somit auch einen höheren Beitrag zur 
Grundsicherung für Kinder. 

Der VAMV erwartet mit Einführung einer Kindergrundsicherung eine deutliche Konfliktent-
schärfung zwischen getrennt lebenden Eltern im Bereich des Unterhaltsrechts. Streitigkeiten 
würden vor allem in den unteren und mittleren Einkommensbereichen vermieden, weil der 
Grundbedarf des Kindes durch die Kindergrundsicherung gedeckt wäre. Für Kinder wäre der 
Wegfall dieser Streitigkeiten von großer Wichtigkeit für ihr Wohlbefinden. Eine Reduzierung 
von Unterhaltsprozessen entlastet Familiengerichte.  

 

3. Fazit: Kindergrundsicherung einführen 

Der VAMV fordert die Gleichbehandlung und Wertschätzung von Einelternfamilien und des-
wegen eine Verbesserung ihrer Lebenslagen durch angemessene familien- und 
sozialpolitische Leistungen. Beide Anträge formulieren Reformvorschläge, die der VAMV nur 
unterstützen kann. Dazu gehören der Ausbau der Betreuungsinfrastruktur, die Nichtanrech-
nung des Mindestelterngeldes im Grundsicherungsleistungsbezug, der Ausbau des Unter-
haltsvorschusses, die Ergänzung des steuerlichen Entlastungsbetrages für Alleinerziehende 
um eine Steuergutschrift. Wegen des aktuellen Gesetzgebungsverfahren zur Rechtsverein-
fachung im SGB II ist die gemeinsame Forderung nach einem Kinderumgangs-Mehrbedarf 
als Anspruch des umgangsberechtigten Elternteils für die Existenzsicherung von Kindern mit 
Aufenthalt in beiden elterlichen Bedarfsgemeinschaften im Rahmen von SGB II-Leistungen 
hervorzuheben. 

Eine Aufhebung des Vorrangs des Unterhaltsvorschusses im SGB II lehnt der VAMV ab mit 
dem Hinweis auf die Bedeutung im ideellen Sinne für Alleinerziehende und auf die politische 
Bedeutung, gemessen am dafür verwendeten Volumen. Dieser Schritt käme einem Einstieg 
in den Ausstieg gleich, der nicht mehr rückgängig zu machen wäre. Außerdem würde nicht 
geleisteter Kindesunterhalt als Ursache für die Armutslage von Einelternfamilien unsichtbar 
werden. 

Wie oben ausgeführt, ist die Verbesserung einzelner familien- und sozialpolitischer 
Leistungen kurz- und mittelfristig sinnvoll. Eine echte Reform mit großer armutsvermeidender 
Wirkung sieht der VAMV jedoch in der Einführung einer Kindergrundsicherung. Der VAMV 
begrüßt sehr, dass die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie die Fraktion DIE LINKE. 
dieses mutige Ziel mit verfolgen. 

 

Berlin, 07.03.2016 
Verband alleinerziehender Mütter und Väter, 

Bundesverband e.V. 

 

www.vamv.de 
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I. Problemstellung 

 

Ausgangsbefunde der vorliegend zu behandelnden Anträge der Fraktion DIE 

LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind v. a. ein besonderes Armutsrisi-

ko bei Alleinerziehenden und ihren Kindern, insbesondere alleinerziehenden 

Frauen, eine Diskriminierung von Alleinerziehenden und strukturelle Benachtei-

ligung ihrer Kinder,1 eine hohe Erwerbstätigkeitsquote bei Alleinerziehenden im 

Vergleich zu Müttern in Partnerschaften, dies verbunden mit einer Benachteili-

gung von Alleinerziehenden auch im Steuerrecht.  

 

Als Begründung hierfür dient etwa folgender Vergleich: „Die durchschnittliche 

steuerliche Entlastung aus dem Entlastungsfreibetrag für Alleinerziehende be-

trug im Jahr 2014 nur 354 €. Der Splittingvorteil konnte dagegen bei Spitzen-

verdienern mit bis zu 15.761 € ausfallen.“2  

 

Der sich hierin widerspiegelnde medienpräsente politische Kampf gegen Kin-

derarmut und eine vielfach angeprangerte Benachteiligung von Alleinerziehen-

den in Deutschland wird gerade auch im Kontext einer angeblichen Blindheit 

unseres Steuersystems für die Bedürfnisse von Alleinerziehenden und ihren 

Kindern geführt. Die intendierte Gewährleistung von Wohlergehen für Allein-

erziehende und deren Kinder bzw. die Schaffung der Bedingungen dafür, dass 

Alleinerziehende ihr Leben selbst gestalten können,3 sind aber keine Aufgabe 

des Steuerrechts.  

 

Steuern sollen v.a. der Finanzierung der staatlichen Aufgabenerfüllung die-

nen – also auch der Finanzierung sozial motivierter staatlicher Leistungen an 

                                                 
1 BT-Drs. 18/6651, S. 1.  
2 BT-Drs. 18/4307, S. 5.  
3 BT-Drs. 18/6651, S. 1 unten.  
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Alleinerziehende. Dabei ist die Steuerlast gleichmäßig auf die Steuerpflichtigen 

zu verteilen, dies nach Maßgabe ihrer Mitverantwortung als Bürger für das Ge-

meinwohl, d. h. entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit.4 

 

Bei der Diskussion über die Steuer(un)gerechtigkeit für Alleinerziehende 

geht es allein um die Frage, ob bzw. inwieweit sie gleichheitsgerecht belastet 

werden. Der maßgebliche Vergleich ist dabei ausschließlich zwischen steuer-

pflichtigen Alleinerziehenden einerseits und anderen Steuerpflichtigen anderer-

seits zu ziehen. Keine Frage der Steuergerechtigkeit ist der Lebensstandard von 

Steuerpflichtigen nach Steuerzahlung einerseits und der von Bürgern, die ohne-

hin keine Steuern zahlen, andererseits. Familienpolitisch motivierte Sozialsub-

ventionierung ist keine der Besteuerungsgleichheit immanente Frage. Wird das 

Steuerrecht – entgegen seiner originären Funktion – zur Subventionierung aus 

sozialen Gründen, etwa zur sozialen Förderung von Alleinerziehenden ge-

braucht, gilt es sub specie Steuergerechtigkeit die steuerliche Begünstigung der 

subventionierten Gruppe gegenüber anderen Steuerpflichtigen zu rechtfertigen.  

 

Speziell wenn es um moderne Postulate der Familienpolitik geht, kommt als 

weitere Grundproblematik ein weiter, rechtlich nicht vorgeformter Familien-

begriff hinzu: „Familie ist dort, wo Menschen Verantwortung füreinander über-

nehmen“.5 Familie soll v. a. durch starke persönliche Bindungen oder eine ge-

genseitige Sorge mehrerer Generationen definiert werden.6 Das Steuerrecht lebt 

demgegenüber von seiner Tatbestandsmäßigkeit im Sinne einer eindeutigen 

engmaschigen gesetzlichen Vorzeichnung des Steuereingriffs. Zu bedenken gilt 

es daneben die nicht beliebig auslegbare Textfassung von Art. 6 GG sowie die 

Eigenschaft der Ehe als Erwerbsgemeinschaft, während die Eltern-Kind-

Beziehung lediglich eine Verbrauchsgemeinschaft darstellt. Beide können 

                                                 
4 Dazu stv. Jachmann, Nachhaltige Entwicklung und Steuern, 2003, S.51ff. m.w.N. 
5 BT-Drs. 18/6651, S. 1, Einleitungssatz.  
6 Vgl. etwa Eckpunktepapier des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung des Systems monetärer Unterstüt-

zung von Familien und Kindern, DV 38/12 AF II 25. Juni 2013 (im Folgenden zitiert als DV), S. 4 f.  
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zwangsläufig aus systemimmanenten Gründen im Rahmen einer Besteuerung 

des Erwerbs, wie sie das EStG regelt, nicht gleich behandelt werden.  

 

Steht vor diesem Hintergrund eine angebliche Blindheit unseres Steuersystems 

für die Belange von Alleinerziehenden im Fokus, verbergen sich dahinter v.a. 

zwei grundsätzliche Problemfelder: Zum einen geht es um eine etwaige Ver-

fehltheit des Ehegattensplittings,7 dies vielfach in Relation gesetzt zum Entlas-

tungsbetrag für Alleinerziehende. Dabei wird an letzterem zusätzlich kritisiert, 

dass auch mit der Erhöhung des steuerlichen Entlastungsbetrags für Alleinerzie-

hende nicht die Alleinerziehenden erreicht werden, bei denen finanzielle Unter-

stützung sehr wichtig wäre. Die Erhöhung wirke für das Jahr 2016 bei Alleiner-

ziehenden mit einem Kind frühestens ab einem monatlichen Bruttoeinkommen 

von 1.095 €. Somit profitiere von der Erhöhung nur eine kleine Gruppe von Al-

leinerziehenden.8 

 

Zum anderen wird eine Reformierung des steuerlichen Familienleistungsaus-

gleichs gefordert, weil – wie vielfach postuliert – dem Staat jedes Kind gleich 

viel wert sein sollte.9  

 

Beiden Themenkomplexen soll im Folgenden nachgegangen werden. 

 

II. Das Ehegattensplitting und die Benachteiligung Alleinerziehender  

 

1. Zur sachlichen Rechtfertigung des Ehegattensplittings 

 

Art. 6 Abs. 1 GG schützt die Ehe als Erwerbs- und Verbrauchsgemeinschaft10 

und sichert den Ehepartnern eine selbstbestimmte Ausgestaltung ihrer ehelichen 

                                                 
7 DV S. 19, 27. 
8 BT-Drs. 18/6651, S. 2.  
9 Vgl. DV S. 12 f., 22; Gillmann, Barbara: „Dem Staat sollte jedes Kind gleich viel Wert sein“, in: Handelsblatt 

(2015), Nr. 214, S. 12. 
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Lebensgemeinschaft. Die Eheschließung darf keine steuerlichen Nachteile nach 

sich ziehen. Die Entscheidung, welcher der Ehepartner in welchem Umfang zur 

Erwirtschaftung des gemeinsamen, den Lebensunterhalt sichernden Einkom-

mens beiträgt, steht in freiem Ermessen der Ehegatten und muss von staatlichen 

und damit auch von steuergesetzlichen Regelungen unbeeinflusst bleiben.11 

Gleiches gilt für die Entscheidung für oder gegen Kinder.  

 

Diesen Vorgaben trägt das Ehegattensplitting (§§ 26, 26b EStG) adäquat Rech-

nung. Es sichert durch die hälftige Aufteilung des Einkommens auf beide Ehe-

partner zum einen die Präferenzentscheidung der Ehepartner, wer in welchem 

Umfang ein Einkommen erwirtschaftet. Zum anderen ist diese Einkommenszu-

ordnung deshalb angemessen, weil sie der gesetzlichen Vorstellung eines ge-

meinsamen Haushalts entspricht, in dem beide Ehegatten gleichermaßen leis-

tungsfähig sind.12 Darüber hinaus wird die ehe-, unterhalts- und güterrechtliche 

Verbindung (§§ 1353 ff., §§ 1363 ff. BGB) beider Ehepartner als Wirtschafts-

gemeinschaft13 - bezogen auf die Zugewinngemeinschaft (§§ 1363 ff. BGB) und 

damit den regelmäßig vorkommenden Güterstand – nachgezeichnet. Das Ehe-

gattensplitting kann als typisierende Besteuerung entsprechend der ehelichen 

Unterhaltsverpflichtungen betrachtet werden, die ebenfalls eine hälftige Auf-

teilung des Einkommens zum Gegenstand haben (sog. unterhaltsrechtlicher 

Halbteilungsgrundsatz). Es sichert so eine leistungsfähigkeitsgerechte Besteue-

rung (Art. 3 Abs. 1 i.V.m. Art. 6 Abs. 1 GG). Insbesondere wird durch das Split-

ting eine Benachteiligung von Alleinverdienerehen ausgeschlossen.14 Die Fälle 

der Gütertrennung sind insoweit adäquat erfasst, als für sie typisierend ange-

nommen werden kann, dass die Ehepartner die getrennte Veranlagung (§§ 26, 

26a EStG) wählen.  

                                                                                                                                                         
10 BVerfG v. 3.11.1982, 1 BvR 620/78, 1335/78, 1104/79 u. 363/80, BVerfGE 61, S. 319, 345. 
11 Vgl. nur BVerfG v. 4.12.2002, 2 BvR 400/98, BVerfGE 107, S. 27, 53 m.w.N. 
12 Sandweg, DStR 2015, S. 459, 460. 
13 Vgl. dazu Jachmann, Nachhaltige Entwicklung und Steuern, 2003, S. 225 ff. m.w.N. 
14 BVerfG v. 3.11.1982, 1 BvR 620/78, 1335/78, 1104/79 u. 363/80, BVerfGE 61, S. 319, 345. 
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2. Splitting als Benachteiligung von Alleinerziehenden?  

 

Wenn in der Familienpolitik einerseits gefordert wird, es dürfe für Anerkennung 

und Unterstützung nicht maßgeblich sein, ob es um verheiratete oder unverhei-

ratete Eltern oder um Alleinerziehende gehe,15 und andererseits verlangt wird, 

Haushalte mit Kindern seien besonders zu berücksichtigen,16 ist dies vielfach 

gegen das Ehegattensplitting gerichtet, verfehlt jedoch dessen Rechtfertigung 

und steuersystematische Einbindung im EStG.  

 

Das Ehegattensplitting dient nicht der Förderung von Kindern – das ist die 

„Baustelle“ des Familienleistungsausgleichs (dazu III.) – und es subventioniert 

weder die Ehe noch benachteiligt es Alleinerziehende. Das Splitting stellt 

vielmehr sicher, dass die durch Art. 6 Abs. 1 GG geschützte, von staatlicher Ein-

flussnahme freie Gestaltung des Zusammenlebens der Ehegatten als Erwerbs- 

bzw. Wirtschafts- und Verbrauchsgemeinschaft ohne steuerliche Folgen bleibt, 

also der Staat auch nicht mittelbar über die Steuer die Freiheit dieser Lebensge-

staltung begrenzt. Damit ist das Ehegattensplitting ein Baustein der Besteue-

rungsgleichheit, keine rechtfertigungsbedürftige Abweichung davon. In dieser 

Eigenschaft kann und muss es aus gleichheitsrechtlichen Gründen auf der Ehe 

rechtlich vergleichbare Lebensformen ausgedehnt werden - so auf eingetragene 

Lebenspartnerschaften -17, nicht aber auf die Eltern-Kind-Beziehung. Denn letz-

tere ist eben keine Erwerbsgemeinschaft.  

 

Damit werden aber auch Alleinerziehende nicht etwa durch das Ehegattensplit-

ting benachteiligt. Sie leben gerade in keiner Erwerbsgemeinschaft, deren 

                                                 
15 Bohsem, Guido: „Ehegattensplitting passt nicht mehr in unsere Gesellschaft“, in: SZ v. 20.10.2015.  
16 SPD in: Beschluss des SPD-Parteivorstands: Moderne Familienpolitik weiter denken v. 19.10.2015. 
17 BVerfG v. 7.5.2013, 2 BvR 909/06, 1981/06 u. 288/07, BVerfGE 133, S. 377; nachdem das BVerfG mit Be-

schluss vom 7.5.2013 den Ausschluss von eingetragenen Lebenspartnern vom Ehegattensplitting für verfas-

sungswidrig erklärt hat, wurde § 2 Abs. 8 EStG neu eingeführt mit der Folge, dass sämtliche Regelungen, die auf 

Ehegatten und Ehen Anwendung finden, nun auch für eingetragene Lebenspartner gelten. 
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Schutz das Splitting dienen könnte. Insoweit ist es auch verfehlt, einen Ersatz 

für den „Splittingvorteil“ für Alleinerziehende zu suchen.18  

 

3. Die steuerliche Berücksichtigung der besonderen Belange von Allein-

erziehenden 

 

Geht es um die Berücksichtigung der speziell Alleinerziehende betreffenden Be-

lange, so ist zu differenzieren: Typischerweise nur Alleinerziehende betreffende 

Aufwendungen, die deren steuerliche Leistungsfähigkeit mindern, wären zum 

Abzug zuzulassen. Jenseits dessen ist zu fragen, inwieweit es Aufgabe der Ge-

meinschaft der Steuerzahler ist, faktische Nachteile der Entscheidung für die 

Lebensform „Alleinerziehend“ durch monetäre Leistungen in Gestalt von Steu-

ervergünstigungen auszugleichen. Stets wäre aber vorweg klarzustellen, was 

konkret ausgeglichen werden soll.  

 

Nochmals – auszugleichen ist nicht das Splitting für Ehegatten (s. o. 2.). Denn 

eine ggf. zu kompensierende faktische Schlechterstellung Alleinerziehender ist 

keine Konsequenz des Splittings. Soll eine Parallele zwischen Splitting und Ent-

lastungsbetrag für Alleinerziehende hergestellt werden, so kann dies nur inso-

weit gelingen, als beide an eine unterschiedliche Lebensform anknüpfen und 

deren Besonderheiten Rechnung tragen wollen.  

 

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH19 ist §24b EStG eine verfassungs-

rechtlich nicht gebotene Begünstigung und damit eine Sozialzwecknorm.20 Das 

                                                 
18 Dass verwitwete Steuerpflichtige zunächst den ehelichen Haushalt fortführen und dessen Lasten nach dem Tod 

des Ehegatten allein tragen, berücksichtigt der Gesetzgeber in § 32a Abs. 6 S. 1 Nr. 1 EStG für den dem Todes-

jahr folgenden Veranlagungszeitraum. Wenn darüber hinaus gefordert wird, dass verwitweten Alleinerziehenden 

das Splittingverfahren auch über das Folgejahr hinaus zustehen müsste (so z.B. Kanzler, NWB 2014, S: 549, 

550), wird verkannt, dass nach dem Tod eines Ehegatten gerade keine Erwerbsgemeinschaft mehr vorliegt und 

zwar unabhängig davon, ob der verwitwete Ehegatte Kinder zu betreuen hat oder nicht; zur Verfassungsmäßig-

keit des Ausschlusses verwitweter Alleinerziehender aus dem Anwendungsbereich des Ehegattensplittings vgl. 

BFH v. 17.10.2012, III B 68/12, BFH/NV 2013, S. 362, 364 
19 Vgl. zuletzt BFH v. 17.9.2015 III R 36/14 juris.  
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BVerfG hat diese Rechtsprechung nicht beanstandet. Es hat offen gelassen, ob § 

24b EStG einer tatsächlichen Mehrbelastung Rechnung trägt oder allein der so-

zialen Förderung dient. Selbst für den Fall, dass eine solche die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit mindernde Mehrbelastung tatsächlich bestehen sollte, räumt 

es dem Gesetzgeber bei der Festlegung der Höhe dieses Entlastungsbetrags ei-

nen Einschätzungsspielraum ein.21 Der Entlastungsbetrag soll Kompensation 

dafür schaffen, dass Alleinerziehende keine Synergieeffekte aus der gemeinsa-

men Haushaltsführung mit einer anderen erwachsenen Person erzielen können.22 

 

Wenn nun gefordert wird, die einschränkende Bedingung zur Gewährung des 

Entlastungsfreibetrages, wonach Alleinerziehende keine Haushaltsgemein-

schaft mit einer anderen volljährigen Person bilden dürfen, solle aufgehoben 

werden, so ist dies abzulehnen. Denn damit bekommen den Entlastungsbetrag 

gerade auch unverheiratete Eltern, die mit dem Kind in einer Haushaltsgemein-

schaft leben. Weshalb ohne Ehe zusammenlebende Eltern – anders als Ehepaare 

– des Entlastungsbetrags bedürfen, ist nicht ersichtlich. Denn die im Entlas-

tungsbetrag typisiert berücksichtigte besondere Ausgabensituation Alleinerzie-

hender resultiert ja gerade daraus, dass sie von keiner in der Haushaltsgemein-

schaft lebenden erwachsenen Person Unterstützung bekommen können. I. Ü. 

impliziert der Vorschlag, den Entlastungsbetrag unabhängig von der Gestaltung 

der Haushaltsgemeinschaft zu gewähren, eine – Art. 6 I GG verletzende - Dis-

kriminierung verheirateter Eltern. 

 

Dass der Entlastungsbetrag bei Geringverdienern bzw. geringem Einkommen 

wenig Wirkung zeigt,23 ist die Folge seiner Struktur als Mittel der Steuerreduzie-

rung. Eine solche entlastet eben den weniger, der kaum Steuern zahlt. Der ge-

                                                                                                                                                         
20 BFH v. 19.10.2006 III R 4/05, BFHE 215, 217, BStBl II 2007, 637, unter II.2.c cc; v. 25.10.2007 III R 104/06, 

BFH/NV 2008, 545, unter II.2.  
21 BVerfG-Beschluss v. 22.5.2009 2 BvR 310/07, BStBl II 2009, 884, unter II.2.a bb; s. auch BFH, Beschluss v. 

17.10.2012 III B 68/12, BFH/NV 2013, 362, Rz 24.  
22 BT-Drs. 15/1751, S.6. 
23 BT-Drs. 18/4307, S. 2 vor II.  
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nannte Vorschlag krankt i.Ü. daran, dass er sich von jeglicher steuerrechtlicher 

Rechtfertigung des Entlastungsbetrags löst. Der Entlastungsbetrag mindert die 

Summe der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG). Wollte man ihn nicht ohnehin als reine 

Sozialsubvention begreifen, wäre er ggf. als typisierte Erfassung besonderer für 

Alleinerziehende typischer Ausgaben – wenn auch sehr unspezifiziert – zu 

rechtfertigen. Zweck wäre es, eine leistungsfähigkeitsgerechte Besteuerung Al-

leinerziehender herzustellen, in dem deren typische zusätzliche Ausgaben be-

rücksichtigt werden. Wer aber ohnehin keine Steuern zahlt, bedarf dessen nicht.  

 

Vielmehr sollte darüber nachgedacht werden, den Entlastungsbetrag durch 

Maßnahmen zu ersetzen, die konkret an den Punkten ansetzen, in denen Allein-

erziehende Nachteile haben. Im Einkommensteuerrecht zu berücksichtigen 

wären allein Aufwendungen, die speziell Alleinerziehende treffen. Insoweit 

wäre primär zu konkretisieren, durch welche monetären Lasten jenseits des Kin-

desexistenzminimums, das via Kinderfreibeträge / Kindergeld berücksichtigt ist, 

Alleinerziehende mehr belastet sind als erziehende Eltern. Wesentlich dürfte es 

dabei um persönliche Einschränkungen der individuellen Entfaltungsfreiheit ge-

hen, die aus der Alleinzuständigkeit für das Kind resultiert. Monetär abbildbar 

ist dies u. U. durch gesteigerte Fremdbetreuungskosten, die aber m. E. – wie 

auch bei verheirateten Eltern – nach tatsächlichem Anfall und je nach berufli-

cher oder privater Veranlassung als erwerbs- oder existenzsichernder Aufwand 

berücksichtigt werden sollten.  

 

Neben einem erwerbs- und aufwandsunabhängigen Betreuungsbedarf als Teil 

des familiären Existenzminimums24 sollte es eine von diesem Bedarf unabhän-

gige Kategorie des erwerbsbedingten Betreuungsaufwands geben. Aufwendun-

gen für Fremdbetreuung während der Arbeitszeit sollten in der tatsächlich ent-

stehenden Höhe als Werbungskosten (§ 9 EStG) abziehbar sein. Nur die volle 

                                                 
24 BVerfG v. 10.11.1998, 2 BvR 1057/91, 1226/91, 980/91, BVerfGE 99, S. 216, 235; vgl. dazu §§ 31, 32 EStG. 
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Abziehbarkeit des beruflichen Mehraufwands trägt dem Ziel der Vereinbarkeit 

von Berufstätigkeit und Familie hinreichend Rechnung.25 Darüber hinaus bietet 

die Abziehbarkeit erwerbsbedingten Betreuungsaufwands als Werbungskosten 

die Möglichkeit, durch Kinderbetreuungskosten entstandene Verluste mit positi-

ven Einkünften späterer Jahre zu verrechnen. Von dieser Möglichkeit profitieren 

insbesondere auch Alleinerziehende.26 

 

Zum dogmatischen Hintergrund:  

 

Aus Verfassungsgründen (Art. 6 Abs. 1 i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG) geboten ist der 

Abzug von erwerbsbedingten Kinderbetreuungskosten insoweit, als die finanzi-

elle Leistungsfähigkeit der Eltern durch erwerbsbedingten Betreuungsaufwand 

tatsächlich gemindert ist.27 Als zwangsläufige Aufwendungen müssen gerade 

erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten in realitätsgerechter Höhe steuerlich 

abziehbar sein.28 In der Einzelausgestaltung kann der Gesetzgeber typisierend 

erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten der Höhe nach begrenzen;29 sie um 

eine zumutbare Eigenbelastung – vergleichbar § 33 Abs. 1 EStG – zu kürzen, 

wäre dagegen verfassungswidrig.30 Im Rahmen seiner Gestaltungsfreiheit kann 

der Gesetzgeber freilich wählen, ob er erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten 

„wegen ihrer Veranlassung durch die Erwerbstätigkeit [der Eltern] den Wer-

bungskosten und Betriebsausgaben zuordnet oder durch eine spezielle Norm 

                                                 
25 Dies ist bereits 1994 auf dem 60. DJT ausführlich diskutiert und beschlossen worden, vgl. 60. DJT, Sitzungs-

bericht, Teil O (Welche Maßnahmen empfehlen sich, um die Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familie zu 

verbessern?), O 61 ff. (Referat von J. Lang), O 92 (Beschluss: „erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten müss-

ten steuerrechtlich uneingeschränkt geltend gemacht werden können“). 
26 Vgl. BT-Drs. 17/6122, S. 4. 
27 Angesichts der Verursachung der Fremdbetreuung durch die berufliche Tätigkeit – und damit der beruflichen 

Veranlassung der Fremdbetreuung – ist diese Abziehbarkeit notwendige Konsequenz des Veranlassungsprinzips 

(§ 4 Abs. 4 EStG) unter Beachtung des Grundsatzes, dass Eltern die Vermeidbarkeit ihrer Kinder wegen 

Art. 6 Abs. 1 GG nicht vorgeworfen werden darf (BVerfG v. 16.3.2005, 2 BvL 7/00, BVerfGE 112, S. 268, 

281 f.; vgl. auch FG Köln v. 18.6.2006, 8 K 4006/03, EFG 2006, S. 1900; a.A. BFH v. 9.2.2012, III R 73/09, 

BFHE 236, S. 407, 410).  
28 BVerfG v. 16.3.2005, 2 BvL 7/00, BVerfGE 112, S. 268, 282.  
29 BFH v. 5.7.2012, III R 80/09, BFHE 238, S. 76, 83 mit Verweis auf BFH v. 9.2.2012, III R 67/09, BFHE 237, 

S. 39. 
30 BVerfG v. 16.3.2005, 2 BvL 7/00, BVerfGE 112, S. 268, S. 280 f. 
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[…] die private (Mit-)Veranlassung – die elterliche Entscheidung für Kinder, die 

eine Betreuung erst erforderlich macht – systematisch in den Vordergrund 

stellt“31. 

 

Der Betreuungsfreibetrag  einerseits (§ 32 Abs. 6 EStG), der den allgemeinen 

kindesbedingten Betreuungsbedarf wiedergibt, und die erwerbsbedingten Kin-

derbetreuungskosten andererseits stellen unterschiedliche, voneinander unab-

hängige Kategorien dar.32 Jenseits des Abzugs von erwerbsbedingten Kinderbe-

treuungskosten wäre der Abzug erwerbsunabhängiger Kinderbetreuungskosten 

als Sonderausgaben (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG) nicht erforderlich, da diese Kosten 

bereits als vom allgemeinen Betreuungsfreibetrag (§ 32 Abs. 6 EStG) umfasst 

angesehen werden können.  

 

Geht es aber nicht um die Kinderbetreuung, sondern darum, dass Alleinerzie-

hende u. U. vom anderen Elternteil keine faktische, ggf. auch mentale Unterstüt-

zung haben, so führt dies eher zu einer psychischen Belastung. Würde sich diese 

psychische Belastung in Aufwendungen niederschlagen, wären diese ggf. im 

Bereich der Sonderausgaben oder der außergewöhnlichen Belastungen zu veror-

ten.  

 

Wird jenseits bezifferbarer Aufwendungen politisch der Bedarf gesehen, Al-

leinerziehende monetär zu unterstützen, ist das Steuerrecht nicht der geeigne-

te Ort. Dies gilt gerade auch für die angedachte Steuergutschrift für alleinerzie-

hende Geringverdiener. Denn damit würde das Steuerrecht nicht nur ein weite-

res Mal verkompliziert und als Sozialrecht zweckentfremdet. Auch ginge es 

nicht um eine Steuerreduzierung – denn die Adressaten zahlen nicht entspre-

chend viel Steuern, sondern um eine im Gewand des Steuerrechts verschleierte, 

                                                 
31 BVerfG v. 16.3.2005, 2 BvL 7/00, BVerfGE 112, S. 268, S. 281 f.  
32 Einem als unangemessen empfundenen Aufwand kann durch die Generalnorm des § 4 Abs. 5 Nr. 7 EStG 

begegnet werden.  
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keinen steuerlich zu berücksichtigenden Umständen Rechnung tragende Sub-

ventionierung. Hier möge das Sozialrecht gestalten.  

 

III. Hoher Kinderfreibetrag versus niedrigeres Kindergeld? - Zum Postu-

lat, dass dem Staat jedes Kind gleich viel wert sein sollte 

 

Wenn die steuerliche Auswirkung des Kinderfreibetrags bei höheren Einkom-

men mit dem Kindergeld für Geringverdiener oder Nicht-Steuerzahler vergli-

chen wird33 und die politische Forderung, dem Staat solle jedes Kind gleich viel 

wert sein, an den Steuergesetzgeber gerichtet wird, hat dies zwei Ursachen: zum 

einen ein Missverständnis des progressionsbedingten Kinderfreibetrags und zum 

anderen seine methodisch unglückliche Vermengung mit dem Kindergeld im 

geltenden sog. dualen System34.  

 

Der Kinderfreibetrag35 ist nichts anderes als die verfassungsrechtlich zwingende 

Freistellung des Teils des Erwerbseinkommens von der Besteuerung, das die 

Eltern für die Existenzsicherung ihrer Kinder brauchen. Mit dem Kinderfreibe-

trag wird aber kein Aufwand zum Abzug zugelassen – dies auch nicht in typi-

sierter Form; vielmehr gilt es, die von Art. 6 Abs. 1 GG geforderte Ausdehnung 

der Steuerfreiheit des Existenzminimums des Steuerpflichtigen auf seine Kinder 

gesetzlich umzusetzen.  

 

Der sog. Familienleistungsausgleich (§ 31 EStG) soll pauschal die Minderung 

an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit ausgleichen, die Eltern durch ihre Kinder 

im Vergleich zu Kinderlosen erfahren. Dabei wird – de lege lata – seit 1996 ein 

monatliches Kindergeld – der Sache nach Sozialleistung, gesetzestechnisch 

                                                 
33 BT-Drs. 18/4307.  
34 Dualismus nur insofern, als im Umfange staatlicher Finanzierung des Existenzminimums ein Kinderfreibetrag 

nicht erforderlich ist, vgl. Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 22. Aufl. 2015, § 1 Rn. 43. 
35 Im Folgenden wird vereinfachend vom Kinderfreibetrag gesprochen, wenngleich §§ 31, 32 Abs. 6 EStG zwi-

schen mehreren Freibeträgen differenziert, die zusammen das Kindesexistenzminimum ausmachen.  
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Steuervergütung – auf die Entlastung durch die Kinderfreibeträge 

(§ 32 Abs. 6 EStG) gezahlt. Soweit hierfür nicht erforderlich, dient es als Sozi-

alsubvention für die Familie.36 Diese Regelungstechnik verschleiert, dass die 

Kinderfreibeträge der Herstellung steuerlicher Belastungsgleichheit durch Be-

rücksichtigung der kindesbedingten Minderung der Leistungsfähigkeit der El-

tern dienen.37  

 

Verfassungsrechtlich (Art. 6 Abs. 2 GG) geboten ist die steuerliche Freistel-

lung des Kindesbedarfs in Höhe des (sächlichen) Existenzminimums ein-

schließlich eines aufwandsunabhängigen Erziehungs- und Betreuungsbedarfs 

der Kinder38 - de lege lata abgedeckt durch den Kinderfreibetrag. Soweit das 

Kindergeld die verfassungsrechtlich gebotene steuerliche Entlastung durch den 

Kinderfreibetrag übersteigt, stellt es eine Sozialsubvention dar. Methodisch ist 

der Kinderfreibetrag dasselbe wie der Grundfreibetrag für die eigene Existenzsi-

cherung. Art. 6 Abs. 2 GG weist den Eltern die Primärverantwortung für ihre 

Kinder und damit das Recht zu, ihr Erwerbseinkommen vorrangig vor der Mitfi-

nanzierung der staatlichen Aufgabenerfüllung über Steuern für ihre Kinder zu 

verwenden.  

 

Die Bezifferung dieses Kindesexistenzminimums obliegt dem Steuergesetzge-

ber. Der Kinderfreibetrag muss abdecken, was der Staat als hinreichende Kin-

dersorge monetär vorgibt. Das ist derzeit das sog. steuerliche Kindesexistenzmi-

nimum, einschließlich Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsfreibetrag. 

Unabhängig davon, wie es beziffert wird, gilt derselbe Betrag für alle Kinder. 

Wird aber derselbe Betrag von der Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer 

abgezogen, wirkt sich dies progressionsabhängig aus. Die Annahme, Steuer-

                                                 
36 Dazu Jachmann, in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, Einkommensteuergesetz: Kommentar (Loseblatt), § 31 EStG 

Rn. A 1.  
37 Krit. auch Axer, in: DStJG 29 (2006), 185; Felix, in: DStJG 29 (2006), S. 149, 151, 153; Söhn, in: FS Bethge, 

2009, S. 439, 448.  
38 BVerfG v. 10.11.1998, 2 BvR 1057/91, 1226/91, 980/91, BVerfGE 99, S. 216, 231 f.; v. 10.11.1998, 2 BvL 

42/93, BVerfGE 99, S. 246, 259 f.  
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pflichtige mit hohem zu versteuernden Einkommen würden dadurch begünstigt, 

ist unlogisch. Sie verkennt die Struktur des progressiven Tarifs.39 Ein einheitli-

cher oder proportionaler Steuersatz wäre transparenter und würde derartige 

Missverständnisse vermeiden.  

 

Anders als der Kinderfreibetrag ist das mit ihm derzeit verknüpfte Kindergeld 

eine soziale Förderung von Familien. Es begünstigt die, die wenig oder keine 

Steuern zahlen. Sein Standort im EStG ist freilich verfehlt. Der Nachteil des gel-

tenden Systems ist seine Intransparenz. Die monatliche Auszahlung des Kinder-

geldes und dessen Verrechnung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 

verschleiern die steuerliche Bedeutung des Kinderfreibetrags und die durch ihn 

verwirklichte Besteuerung der Eltern nach deren wirtschaftlicher Leistungsfä-

higkeit.  

 

Bei Geringverdienern können mangels einer Belastung mit Einkommensteuer 

auch keine Kinderfreibeträge abgezogen werden. Bei ihnen hat das Kindergeld 

vollständig die Wirkung einer sozialen Subvention.40   

 

Wenn der Kinderfreibetrag /das Kindergeld das reale Kindesexistenzminimum 

nicht abdecken, wären sie anzuheben. Eine darüber hinausgehende Familienför-

derung wäre Aufgabe des Sozialrechts.  

 

Verfassungswidrig, da eine Verletzung der Besteuerungsgleichheit, wäre es, 

den Familienleistungsausgleich in Form der Kinderfreibeträge – auch nur teil-

weise – durch kindesbezogene staatliche Leistungen zu ersetzen. Dies gilt 

auch für den Vorschlag, den Familienleistungsausgleich durch die langfristige 

Einführung einer Kindergrundsicherung „weiterzuentwickeln“41 bzw. die Fami-

                                                 
39 Hierzu instruktiv Englisch, DStJG 37 (2014), S. 159, 167. 
40 Vgl. Leibohm, Bedarfsorientierung als Prinzip des öffentlichen Finanzrechts, 2011, S. 204. 
41 BT-Drs. 18/4307, S. 4.  
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lienförderung von der steuerlichen Freistellung des Existenzminimums hin zur 

Auszahlung einer Kindergrundsicherung umzustellen, damit gewährleistet wäre, 

dass „jedes Kind die gleiche staatliche Förderung erhält, unabhängig vom Ein-

kommen oder Steuerstatus der Eltern“.42 Während des BVerfG in der Vergan-

genheit reine Kindergeldlösungen noch als verfassungsgemäß ansah,43 ist nach 

neuerer zutreffender Rechtsprechung44 die kindesbedingte Minderung der steu-

erlichen Leistungsfähigkeit der Eltern im Steuerrecht realitätsgerecht abzubil-

den.45 Wie das eigene Existenzminimum des Steuerpflichtigen nicht dem Steu-

erzugriff unterliegt, d. h. von der steuerlichen Bemessungsgrundlage auszu-

scheiden ist, so gilt dasselbe – über Art. 6 Abs. 1 GG – für das Existenzmini-

mum seiner Kinder. Insoweit ist auch der Kinderfreibetrag kein Mittel der Fami-

lienförderung. Er ist keine staatliche Förderung des Kindes.46 

 

IV. De lege ferenda 

 

Soll eine etwaige Benachteiligung von Alleinerziehenden im Steuerrecht beho-

ben werden, wäre vorweg zu konkretisieren, durch welche steuerrechtlichen Re-

gelungen Alleinerziehende im Vergleich zu anderen Steuerpflichtigen schlechter 

behandelt werden. Das Ehegattensplitting stellt keine solche Benachteiligung 

dar, denn es zeichnet das eheliche Unterhalts- und Güterrecht im Steuerrecht 

typisierend nach.  

 

Eine Ausdehnung des Ehegattensplittings auf alle tatsächlichen Verantwor-

tungsgemeinschaften wäre schon aus Gründen der Rechtssicherheit nicht zu 

empfehlen. Eine Ausdehnung auf Eltern-Kind-Beziehungen widerspräche Struk-

                                                 
42 BT-Drs. 18/4307, S. 5.  
43 BVerfG v. 23.11.1976, 1 BvR 150/75, BVerfGE 43, S. 108, 121 f. 
44 BVerfG v. 29.5.1990, 1 BvL 20/84, 26/84, 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 85 ff. 
45 Im freiheitlichen Rechtsstaat des Grundgesetzes besitzt die selbstbestimmte Existenzsicherung Vorrang vor 

staatlichen Transferzahlungen. Der Staat darf dem Bürger nicht auf der einen Seite das für die Bestreitung seiner 

eigenen Existenz erforderliche Einkommen durch Besteuerung entziehen, um ihm in einem zweiten Schritt durch 

staatliche Leistungen sein wirtschaftliches Dasein zu sichern. 
46 Anders BT-Drs. 18/4307, S. 5. 
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tur und Zielsetzung des Splittings, da es sich nicht um Erwerbsgemeinschaften 

handelt. Der Vergleich einer durchschnittlichen steuerlichen Entlastung durch 

den Entlastungsfreibetrag mit einem Splittingvorteil bei Spitzenverdienern47 

hinkt nicht nur, weil keine Durchschnittswerte verglichen werden. Es geht schon 

nicht um einen „Splittingvorteil“, das Splitting liegt in der Konsequenz der zivil-

rechtlichen Vorgaben der Ehe. Demgegenüber ist der Entlastungsbetrag für Al-

leinerziehende ein verfassungsrechtlich nicht gebotener, pauschaler Ausgleich 

von der Lebensform von Alleinerziehenden zugeschriebenen Nachteilen.  

 

Abzulehnen ist die Koppelung des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende mit 

einer Steuergutschrift.48 Dieser Vorschlag krankt daran, dass er sich von jegli-

cher steuerrechtlicher Rechtfertigung des Entlastungsbetrags löst. Der Entlas-

tungsbetrag mindert die Summe der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 EStG), kann also ggf. 

als typisierte Erfassung besonderer für Alleinerziehende typischer Ausgaben – 

wenn auch sehr unspezifiziert – gerechtfertigt werden. Zweck ist es, eine leis-

tungsfähigkeitsgerechte Besteuerung Alleinerziehender herzustellen, in dem de-

ren typische zusätzliche Ausgaben berücksichtigt werden. Wer aber ohnehin 

keine Steuern zahlt, bedarf dessen nicht.  

 

Nicht zu rechtfertigen wäre weiter eine Gewährung des Entlastungsbetrags für 

Alleinerziehende unabhängig von der Gestaltung der Haushaltsgemeinschaft, 

d.h. auch beim Zusammenleben des sog. Alleinerziehenden mit einer erwachse-

nen Person. Weshalb insbesondere ohne Ehe zusammenlebende Eltern – anders 

als Ehepaare – des Entlastungsbetrags bedürfen, ist nicht ersichtlich. Denn die 

im Entlastungsbetrag typisiert berücksichtigte besondere Ausgabensituation Al-

leinerziehender resultiert ja gerade daraus, dass sie von keiner in der Haushalts-

gemeinschaft lebenden erwachsenen Person Unterstützung bekommen können. 

I. Ü. impliziert der genannte Vorschlag eine Diskriminierung der Ehe. 
                                                 
47 BT-Drs. 18/4307.  
48 BT-Drs. 18/4307.  
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Vorzuziehen wäre eine Lösung, bei der konkrete, typischerweise nur Alleiner-

ziehende treffende Aufwendungen zum Abzug zugelassen würden. I. Ü. sollte 

das Sozialrecht gestalten.  

 

Was die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsleben betrifft, so wäre ein Ab-

zug erwerbsbedingter Kinderbetreuungskosten – Kosten einer Fremdbetreuung 

während der Arbeitszeit – in tatsächlicher Höhe als Betriebsausga-

ben/Werbungskosten zu empfehlen. Davon würden gerade auch Alleinerziehen-

de profitieren.  

 

Zu kritisieren ist das Nebeneinander von Kindergeld und steuerlichen Kinder-

freibeträgen, durch die die Besteuerung der Eltern gerade nach ihrer wirtschaft-

lichen Leistungsfähigkeit verschleiert wird. Im Interesse der Transparenz von 

Besteuerung und Sozialtransfers sollten am Bedarf der Familie orientierte staat-

liche Transferleistungen aus dem Steuerrecht entfernt und ins Sozialrecht inte-

griert, v.a. aber im Steuerrecht nicht ausgedehnt werden. Kinder sollten bei der 

Einkommensteuer allein durch einen realitätsgerechten Kinderfreibetrag berück-

sichtigt werden. Das Kindergeld sollte davon getrennt im Sozialrecht geregelt 

werden.  

 

Stets gilt es zu bedenken: Wird das Steuerrecht als Mittel der Familienpolitik 

eingesetzt, läuft dies seiner originären Zielsetzung zuwider, nämlich in mög-

lichst transparenter Weise für die gleichmäßig nach einem einfachen System Be-

steuerten den Finanzbedarf des Staates zu decken. 
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S T E L L U N G N A H M E  

 

Deutscher Juristinnenbund e.V. 
Vereinigung der Juristinnen,  
Volkswirtinnen und Betriebswirtinnen 
Geschäftsstelle / Office: 
Anklamer Straße 38 ● D-10115 Berlin  
fon: +49 30 4432700 ● fax: +49 30 44327022  
geschaeftsstelle@djb.de ● http://www.djb.de 

 

zur Öffentlichen Anhörung „Verbesserung der Situation Alleinerziehender“  
im BT-Ausschuss Familie, Senioren, Frauen und Jugend am 14. März 2016 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Die Verbesserung der Unterstützung von Alleinerziehendenfamilien ist aus Sicht 
des djb ein wichtiges frauen- und familienpolitisches Anliegen, sie sollte haushaltspoliti-
schen Zielen nicht einseitig untergeordnet werden. Diese Stellungnahme beschränkt sich 
auf die aus Sicht des djb dringlichsten Reformschritte und greift deshalb nicht alle in den 
der Anhörung zugrundeliegenden Anträgen angesprochenen Themen auf. 

1. Öffentliche Kinderbetreuung 
Investitionen in eine öffentliche Kinderbetreuungsinfrastruktur, die qualitativ hochwertig, 
ganztägig verfügbar und preisgünstig bzw. kostenlos ist, verbessern die Situation von Al-
leinerziehendenfamilien, weil sie eine Erwerbstätigkeit erst ermöglichen.1 Nur so kann der 
hinter dem Anspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz (§ 24 SGB VIII) stehende gesetzge-
berische Wille, nämlich die Vereinbarkeit von Familienarbeit und Beruf zu verbessern, 
tatsächlich verwirklicht werden. Der djb fordert daher weitere Anstrengungen, um allen 
Eltern, die einen Betreuungsplatz benötigen, diesen auch im gewünschten Umfang zur 
Verfügung zu stellen. Dabei sollten gerade in den Ballungsgebieten die Kommunen als 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe weiterhin unterstützt werden. Eine hinreichende Inf-
rastruktur wird dabei nicht nur für Kinder im vorschulischen Alter benötigt. Gerade auch 
Alleinerziehende mit schulpflichtigen Kindern benötigen verlässliche und möglichst ganz-
tägige Betreuungsangebote, um einer existenzsichernden Berufstätigkeit nachgehen zu 
können. 

2. Reformbedarf beim Unterhaltsvorschuss 
Der Unterhaltsvorschuss ist eine wichtige Unterstützungsleistung für Alleinerziehende, 
weil sie relativ unbürokratisch zur Verfügung steht, wenn der Kindesunterhalt ausfällt. 

                                                      
1 Ebenso wie der UN-Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, sieht der djb dringenden 
Bedarf zur Verbesserung der Verfügbarkeit, Bezahlbarkeit und Qualität von Betreuungsplätzen, s. UN-
Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, 2009, CEDAW/C/DEU/CO/6, Ziff. 30), siehe auch 
zur Qualität der Betreuung, UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes, 2004, CRC/C/15/Add.226, Ziff. 49). 
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Ausfallender, unregelmäßig oder nicht in voller Höhe gezahlter Kindesunterhalt stellt ein 
großes Problem für viele Alleinerziehendenhaushalte dar. Nach einer aktuellen Studie 
kann sogar in den meisten Fällen durch Kindesunterhaltszahlungen weder der angemes-
sene Bedarf eines Kindes gedeckt noch eine Mindestsicherung erreicht werden.2 Wenn 
das Sicherungsversprechen des Kindesunterhaltsrechts sich in so vielen Fällen als trüge-
risch erweist, sollte der Gesetzgeber handeln und das ursprüngliche Konzept des Unter-
haltsvorschusses als eine temporäre Unterstützungsleistung für Alleinerziehende über-
denken. Deshalb empfiehlt der djb die Aufhebung der Altersgrenze von 12 Jahren in § 1 
Abs. 1 Nr. 1 UVG und Erweiterung bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. Alleinerzie-
hend kann eine Phase im Lebensverlauf sein, die erst mit einem Alter der Kinder über 12 
Jahren beginnt, auch diese Familien benötigen dann Unterstützung durch die Unterhalts-
vorschussleistung. Auch eine Anhebung der maximalen Bezugsdauer von 72 Monaten (§ 3 
S. 1 UVG) wäre sinnvoll, da die Zahlen der Inanspruchnahme des Unterhaltsvorschussge-
setzes nahelegen, dass viele Alleinerziehende für längere Zeiten keinen Kindesunterhalt 
erhalten und insofern dieser Unterstützung bedürfen. Aus rechtssystematischen Gründen 
spricht sich der djb darüber hinaus für eine Rückkehr zu einer nur hälftigen statt vollen 
Anrechnung des Kindergeldes auf den Unterhaltsvorschuss aus. Die Unterhaltsvorschuss-
leistung soll ausfallenden Kindesunterhalt ersetzen und das Durchsetzungsrisiko auf den 
Staat verlagern. Würde der andere Elternteil Kindesunterhalt zahlen, dürfte er ebenfalls 
nur die Hälfte des Kindergeldes in Abzug bringen. Gleiches sollte (wie vor 2008) auch wie-
der für den Unterhaltsvorschuss gelten. 

3. Reformbedarf im SGB II 
3.1 Einstandspflichten in der Bedarfsgemeinschaft 
Gesetzliche Regelungen sollten kein bestimmtes Familien- und Partnerschaftsmodell be-
vorzugen oder benachteiligen, sondern möglichst neutral wirken. Gerade im Grundsiche-
rungsrecht sieht der djb Regelungen mit problematischen Steuerungswirkungen.3 Die 
strikte Einkommensanrechnung auf den Bedarf aller Mitglieder einer weit gefassten Be-
darfsgemeinschaft erschwert das Zusammenleben in sogenannten Patchworkfamilien. 
Eine neue Partnerschaft des alleinerziehenden Elternteiles begründet schnell sozialrecht-
liche Einstandspflichten des neuen Partners/der neuen Partnerin, obwohl familienrecht-
lich keine Unterhaltspflicht für das Kind besteht (sog. Stiefkindproblematik). Zumindest 
bezogen auf die Kinder sollten die sozialrechtlichen Einstandspflichten aufgehoben wer-
                                                      
2 Vgl. Hartmann, Bastian (2014): Unterhaltsansprüche und deren Wirklichkeit: Wie groß ist das Problem 
nicht gezahlten Kindesunterhalts?, SOEPpapers on Multidisciplinary Panel Data Research, No. 660, Downlo-
ad: http://hdl.handle.net/10419/97517, auf Basis der Befragung Familien in Deutschland: 50,17 Prozent der 
befragten Alleinerziehenden gaben an, keine Unterhaltszahlungen für ihre Kinder zu erhalten (S. 8). Von 
den geleisteten Unterhaltszahlungen war wiederum nur etwa die Hälfte hoch genug, um auch nur den Min-
destunterhalt des Kindes zu decken (S. 12). 
3 Ebenso wie der UN-Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau (CEDAW Committee), sieht 
der djb besonderen Reformbedarf bei der Bedarfsgemeinschaft, s. UN-Ausschuss für die Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau, 2009, CEDAW/C/DEU/CO/6, Ziff. 38. 
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den, um freie Entscheidungen über familiäres Zusammenleben auch in finanziell ange-
spannten Situationen zu ermöglichen. Der neue Partner/die neue Partnerin sollte zudem 
nicht allein infolge der neuen Partnerschaft dem Regime des Grundsicherungsrechts un-
terfallen und anteilig hilfebedürftig werden, obwohl sein/ihr Einkommen für den eigenen 
Lebensunterhalt ausreicht. Diese rechtspolitisch verfehlte/familienhindernde Konsequenz 
der aktuellen Methode der horizontalen Einkommensanrechnung in Bedarfsgemeinschaf-
ten kann durch eine Rückkehr zur vertikalen Einkommensanrechnung beseitigt werden, 
wie sie früher für die Sozialhilfe galt. 

3.2 Temporäre Bedarfsgemeinschaft und Kosten des Umgangs  
Schließlich spricht sich der djb gegen die gesetzliche Verankerung der richterrechtlichen 
Konstruktion der sogenannten temporären Bedarfsgemeinschaft im SGB II für Zeiten des 
Umgangs des Kindes mit dem anderen Elternteil aus, weil diese Regelung zu problemati-
schen Leistungskürzungen in der Bedarfsgemeinschaft von Alleinerziehenden führt. Es 
besteht sowohl die Gefahr einer Bedarfsunterdeckung des Kindes, weil manche Kosten 
weiterlaufen und manche Kosten durch den Umgang doppelt anfallen, als auch eine prob-
lematische Verknüpfung von Umgangszeiten und möglichen finanziellen Härten, die nicht 
im Interesse von Familien ist. Der djb empfiehlt die Einführung eines Umgangsmehrbe-
darfs im SGB II, um die Kosten im Haushalt des anderen Elternteiles während des Um-
gangs abzudecken. 

3.3 Anrechnung des Mindestelterngeldes 
Das Mindestelterngeld in Höhe des Sockelbetrages von 300 Euro, das unabhängig vom 
vorherigen Erwerbseinkommen des betreuenden Elternteils gezahlt wird (§ 2 Abs. 4 
BEEG), sollte nicht als Einkommen auf die Leistungen nach dem SGB II angerechnet wer-
den. Diese Einkommensanrechnung ist 2011 erstmals eingeführt worden, selbst das frü-
here Erziehungsgeld war immer anrechnungsfrei. Die Gruppe der Eltern im SGB II-
Leistungsbezug ist die einzige Gruppe, die im Jahr nach der Geburt finanziell keine Ein-
kommensverbesserung durch das Mindestelterngeld erfährt.  

4. Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im EStG 
Im Einkommensteuerrecht wurde ab dem Jahr 2015 eine Anhebung des Entlastungsbe-
trages für Alleinerziehende auf 1.908 Euro umgesetzt. Dieser führt zu einer maximalen 
Nettoentlastung einer/eines Alleinerziehenden im Jahr von 858 Euro zuzüglich der Er-
sparnis von Solidaritätszuschlag und eventueller Kirchensteuer und wird nur bei einem 
persönlichen Steuersatz von 45 Prozent erreicht. Alleinerziehende, die mehrheitlich kein 
oder nur ein geringes Einkommen erzielen, werden entsprechend ihrem persönlichen 
Steuersatz nicht oder mit niedrigeren Beträgen entlastet. Um eine gleiche Teilhabe an 
dieser Vergünstigung für alle Alleinerziehenden zu erreichen, spricht sich der djb für eine 
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Ausgestaltung des Entlastungsbetrages als Abzug von der Steuerschuld (Steuerermäßi-
gung) aus und empfiehlt darüber hinaus, seine Ausgestaltung als Steuergutschrift zu prü-
fen, damit möglichst alle Alleinerziehenden profitieren.  

Außerdem fordert der djb, dass Kinderbetreuungskosten steuerlich in voller Höhe als 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben abgesetzt werden können, um die Berufstätig-
keit von Alleinerziehenden zu unterstützen. 

 

Ramona Pisal Prof. Dr. Maria Wersig 
Präsidentin Vorsitzende der Kommission Recht der 
 sozialen Sicherung, Familienlastenausgleich 
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